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CORNELIA RÖSLERCORNELIA RÖSLER

VorwortVorwort

195 Länder haben im Dezember 2015 das Übereinkommen 
von Paris geschlossen mit dem zentralen Ziel, die durch 
Treibhausgase verursachte Erderwärmung auf deutlich unter 
zwei Grad Celsius im Vergleich zur vorindustriellen Zeit zu 
begrenzen. Dafür sind auch auf der kommunalen Ebene ent
sprechende Entscheidungen zu treffen, Konzepte zu entwi
ckeln und Maßnahmen umzusetzen, die zum Klimaschutz 
vor Ort einen wesentlichen Beitrag leisten. Für die Kommu
nen ist dies Herausforderung und Chance zugleich.

In vielen Kommunen haben erfolgreich realisierte Projekte 
bereits zu beachtlichen CO2-Einsparungen geführt. Sie doku
mentieren das große kommunale Engagement für den Klima
schutz, mit dem sie beispielgebend für Bevölkerung und Pri
vatwirtschaft sind und eine wichtige Vorbildfunktion ausüben. 
Zugleich machen positive Praxisbeispiele weiteren Kommu
nen Mut, selbst die Initiative zu ergreifen und eigene Maßnah
men zu verwirklichen.

In der Publikationsreihe „Themenhefte“ greift das Deutsche 
Institut für Urbanistik nach und nach Schnittstellen des kom
munalen Klimaschutzes zu verschiedenen Handlungsfeldern 
auf. Es werden Ziele, Aufgaben und Inhalte des jeweiligen The
menbereichs aufbereitet und konkrete Erfahrungen aus der Pra
xis unterschiedlicher Kommunen und Institutionen dargestellt.

Die Energiewende ist ein wesentlicher Baustein im 
Kampf gegen den Klimawandel. Nicht selten wird sie jedoch 
als reine „Stromwende“ betrachtet. Vor dem Hintergrund, 
dass 56 Prozent des gesamten Endenergieverbrauchs in 
Deutschland allein für die Bereitstellung von Wärme benö
tigt werden, steht daher in diesem Themenheft die erneuer
bare Wärme im Vordergrund. Anhand von neun Beiträgen 
und zwei Exkursen wird aufgezeigt, welche unterschiedlichen 
Wege für die Kommunen möglich sind, die Energiewende im 
Wärmebereich vor Ort aktiv zu gestalten.
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Wir danken dem Bundesministerium für Umwelt, Natur
schutz, Bau und Reaktorsicherheit für die Förderung im Rah
men der Nationalen Klimaschutzinitiative, ohne die dieses 
Themenheft nicht möglich gewesen wäre. Und wir danken 
allen Autorinnen und Autoren, die mit ihrem wertvollen Er
fahrungsschatz einen wesentlichen Beitrag zum Gelingen die
ser Veröffentlichung geleistet haben. n
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JAN WALTERJAN WALTER

Kommunale Wärmewende: 
Zukünftig erneuerbar
Kommunale Wärmewende: 
Zukünftig erneuerbar

Im Übereinkommen von Paris, dem 2016 in Kraft ge
tretenen globalen Klimavertrag der Nationalstaaten, 
wurde nicht weniger als die Dekarbonisierung der 

Weltwirtschaft als Ziel festgelegt. Bereits zuvor hatte 
sich Deutschland verpflichtet, bis zum Jahr 2050 min
destens 80, möglichst 95 Prozent der CO2-Emissionen 
im Vergleich zum Jahr 1990 einzusparen [1].

Anteil erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch, am Endenergieverbrauch für Wärme und für Verkehr; 
Entwicklung von 1990 bis 2016 [3]

Drei Bereiche der Energiewende

Die Energiewende kann als Summe aller Anstrengun
gen im Strom-, Wärme- und Verkehrsbereich beschrie
ben werden, welche zur Substitution fossiler und 
nuklearer durch regenerative Energieträger sowie 
zur Reduktion des Energieverbrauchs führen. Da die 
Klimaschutzziele gemeinsam über diese Sektoren er
reicht werden sollen, lohnt sich ein kurzer Blick auf 
alle drei. In der deutschen Debatte um Klimaschutz 
und die Energiewende wird die Produktion von Strom 

aus erneuerbaren Energiequellen seit der Einführung 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vor über 15 Jah
ren nicht nur intensiv diskutiert, sondern es wurden 
auch beachtliche Erfolge erzielt. Während der Anteil 
der Stromerzeugung aus regenerativen Quellen 1990 
noch bei unter drei Prozent lag, stieg er bis zum Jahr
tausendwechsel auf gut sechs Prozent, zehn Jahre spä
ter auf 17 und bis 2015 sogar auf 31,5 Prozent. Die 
erneuerbare Wärme wurde bisher nicht mit vergleich
barer Intensität diskutiert. Und auch die realisierten 
Erfolge im Wärmebereich blieben vergleichsweise be
scheiden. 1990 wurden in Deutschland zwei Prozent 
der Wärme regenerativ erzeugt, 2000 waren es gut 
vier Prozent, zehn Jahre darauf elf und im Jahr 2015 
13,5 Prozent. Zwar wird das Ziel der Bundesregie
rung, bis 2020 auf 14 Prozent zu kommen [2], wohl 
erreicht werden. Verglichen mit dem Strombereich ist 
das Wachstum aber minimal: Die Zuwachsraten sta
gnierten in den letzten Jahren auf niedrigem Niveau, 
während sich der Anteil der Stromerzeugungstechno
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Einleitung

logien aus erneuerbaren Quellen im gleichen Zeit
raum fast verdoppelte. Erste Zahlen für 2016 zeigen 
eine insgesamt sehr mäßige Entwicklung über alle drei 
Sektoren und sogar einen leichten Rückgang im Wär
mebereich (siehe Abbildung links unten) [3].

Die Verkehrswende hat bis heute mit einem An
teil erneuerbarer Energien von gut fünf Prozent die 
im Vergleich geringste Fahrt aufgenommen. Der 
Verkehrsbereich steht technisch wie gesellschaft
lich vor besonders großen Herausforderungen. Es 
existieren zweifelsfrei zahlreiche Lösungsansätze 
für eine klimaschonende und nachhaltige Mobilität 
von Menschen und Gütern, allerdings wird die 
Energiewende im Strom- und Wärmebereich wohl 
mittel- bis langfristig Defizite (und im Strombereich 
auch neue Bedarfe) des Verkehrsbereichs kompen
sieren müssen, sollen die Klimaschutzziele der 
Bundesregierung erreicht werden. Nicht zuletzt seit 
der Verabschiedung des Klimaschutzplans 2050  
der Bundesregierung im November 2016 lastet 
eine zusätzlich gestiegene Verantwortung auf dem 
Gebäude- und damit dem Wärmebereich [4].

Pelletheizungen bringen, idealerweise mit Dämmung 
und Solarwärme kombiniert, regenerative Wärme ins 
Einzelgebäude

Keine Energiewende ohne Wärmewende

Wie entscheidend der Wärmebereich für die Ener
giewende ist, zeigt bereits seine Größe: In Deutsch
land werden etwa 40 Prozent der Energie in Ge
bäuden verbraucht. Davon werden 85 Prozent für 
die Bereitstellung von Raumwärme und Warmwas
ser benötigt. Wird über den Gebäudebereich hi
naus auch die industrielle Prozesswärme mit einbe
zogen, liegt der Anteil von Wärmeanwendungen 
am gesamten Endenergiebedarf in Deutschland so
gar bei 56 Prozent [5].

Über das im Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 
(EEWärmeG) formulierte Ziel eines Anteils von 14 
Prozent bis 2020 [2] hinaus gibt es bis heute für den 
Anteil erneuerbarer Energien bei der Wärmebereit
stellung kein separates Ziel der Bundesregierung. Ge
meinsam über die Sektoren Wärme, Strom und Ver
kehr sollen erneuerbare Energien 18 Prozent bis zum 
Jahr 2020, 30 Prozent bis 2030, 45 Prozent bis 2040 
und im Jahr 2050 einen Anteil von mindestens 60 
Prozent an der gesamten Endenergie tragen [1]. Zu
gleich bestehen Ziele hinsichtlich der Erhöhung der 
Energieeffizienz und der Reduktion des absoluten 
Energiebedarfs. Im Gebäudebereich soll der Energie
verbrauch bis 2020 um 20 Prozent und bis 2050 um 

80 Prozent gesenkt werden. Um dies zu erreichen, ist 
eine Verdopplung der Rate energetischer Sanierungen 
vorgesehen. Im ersten Klimaschutzplan 2050 der 
Bundesregierung wurde eine Reduktion der Treib
hausgasemissionen im Gebäudebereich bis 2030 um 
66 bis 67 Prozent gegenüber 1990 beschlossen. 
Durch Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien 
und Senkung des Energieverbrauchs soll bis 2050 
„ein nahezu klimaneutraler Gebäudebestand erreicht 
werden“ [4]. Um diese Ziele zu realisieren, werden 
wohl weit mehr und weit wirkungsvollere Regelun
gen und Maßnahmen als bisher eingeführt werden 
müssen. Es besteht ein enormer Handlungsbedarf.

Die Wärmewende basiert dabei, wie die gesamte 
Energiewende, selbstverständlich nicht allein auf 
„Konsistenz“ (vor allem Ausbau erneuerbarer Ener
gien), sondern in gleichem Maße auf „Effizienz“ 
(zum Beispiel energetische Gebäudesanierung, Aus-
bau der Kraft-Wärme-Kopplung – KWK). Keiner der 
beiden Wege führt alleine zum Ziel. Das Difu erar
beitet derzeit ein Themenheft „Klimaschutz & ener
getische Gebäudesanierung“. Nicht unerwähnt soll 
hier bleiben, dass neben der Konsistenz- und der 
Effizienzstrategie die Energieeinsparung durch „Suf
fizienz“ [6] (Stichworte: Genügsamkeit, Entschleuni
gung; Beispiel-Kennwert im Wärmebereich: „Qua
dratmeter beheizte Wohnfläche pro Person“) eine 
wichtige Rolle spielen wird, wenn Reboundeffekte 
verhindert und der menschengemachte Klimawan
del tatsächlich gestoppt werden sollen.

Diese kurzen Ausführungen zu den deutsch
landweiten Zielen und Trends zeigen bereits, dass 
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signifikante Erfolge in der Energiewende und mit 
Blick auf die Erreichung der Klimaziele nur dann 
verwirklicht werden können, wenn im Wärmesektor 
das Engagement intensiviert und weiter ausgebaut 
wird. Dieses Themenheft richtet den Fokus auf die 
Konsistenzstrategien, also den Einsatz erneuerbarer 
Energien, im Wärmebereich. Es bezieht sich auf die 
kommunale Ebene und zeigt auf, welche vielfälti
gen Möglichkeiten Städte, Gemeinden und Land
kreise schon heute nutzen, um hier aktiv zu werden.

Energieverbrauch nach Anwendungsbereichen in Deutschland 2015 
(insgesamt 8.877 Petajoules) [5]

Nachhaltige kommunale Wärmewende

Der Ruf nach intensivierten und zusätzlichen Maß
nahmen für eine koordinierte Wärmewende als inte
graler Bestandteil der Energiewende wird lauter. Die 
Kommunen sind in ihrer Handlungsfähigkeit bei der 
Umsetzung der Wärmewende einerseits in vielen 
Punkten auf übergeordnete politische Entscheidun
gen von Bund und Ländern angewiesen. Anderer
seits zeigen die zahlreichen Beispiele guter kommu
naler Praxis, wie sie mit Weitblick und Engagement 
vor Ort bereits seit Jahren viel erreichen. In vorbild
licher Art und Weise setzen Kommunen Projekte 
selbst um und schaffen ein günstiges Klima für Akti
vitäten Dritter vor Ort.
Es zeigt sich, dass diejenigen Kommunen, die früh 
die Weichen für die Energiewende gestellt haben, 

bereits heute beachtliche ökonomi
sche, ökologische und soziale Erfolge 
vorweisen können. Zugleich haben sie 
gute Chancen, auf Grundlage gewon
nener Erfahrungen, finanzieller Sicher
heiten und der von den Bürgerinnen 
und Bürgern vor Ort entwickelten Ak
zeptanz und Affinität auch beim nächs
ten und übernächsten Schritt der Ener
giewende erneut die Nase vorne zu 
haben. Engagierte sich beispielsweise 
eine Kommune in der Vergangenheit 
erfolgreich für Windenergie in Bürger- 
und oder kommunaler Hand vor Ort, 
so kann sie nun auf einer finanziell so
lideren Basis die Errichtung beispiels
weise eines kommunalen Wärmenet
zes angehen. Dies sollte Neueinsteiger 
allerdings nicht schrecken. Ihre Ziele 
erreichen solche Kommunen, die das 
Thema strategisch und umfassend an

gehen und Erfolge wie Misserfolge – eigene sowie 
anderer Kommunen – analysieren und von Erfahrun
gen profitieren. Kommunalpolitische Ziele bezüg
lich des Einsatzes erneuerbarer Wärme zu formulie
ren, kann ein erster Schritt sein. Wichtig ist es, im 
zweiten Schritt verbindliche Richtlinien und Ent
scheidungskriterien für die eigene Verwaltung zu for
mulieren. Beispielsweise ist die Festlegung auf Ver
fahren zur Wirtschaftlichkeitsprüfung, insbesondere 
auf angemessene Amortisationszeiten, bei der Ent
scheidung für erneuerbare Energien und Effizienz
maßnahmen sinnvoll. Kommen klare Richtlinien, 
Kriterien und Verfahren zur Anwendung, so brau
chen Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter 
auf der Sachebene nicht um einzelne Maßnahmen 
im Sinne der formulierten politischen Ziele zu rin
gen [7].

Handlungsmöglichkeiten vor Ort

In den nachfolgenden acht Beiträgen und zwei Ex
kursen aus der kommunalen Praxis werden wich
tige Ansatzpunkte vorgestellt, die den Ausbau der 
erneuerbaren Wärme in den Kommunen voran
treiben können. Die beschriebenen Potenziale, 
Maßnahmen und strategischen Ansätze sollen 
weitere Kommunen motivieren, sich dem Ausbau 
der erneuerbaren Wärme zu widmen.
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Einleitung

Das Engagement fängt meist bei den eigenen 
Liegenschaften an. Nicht selten ist das kommuna
le Energiemanagement ein Antreiber der Energie
wende innerhalb der Kommunalverwaltung. Hier 
werden Möglichkeiten geprüft, die Versorgung der 
eigenen Liegenschaften schrittweise auf erneuer
bare Energien umzustellen, und entsprechende 
Projekte umgesetzt. Die Investitionen können da
bei bedeutende Kosteneinsparungen generieren. 

Im ersten Artikel berichtet Dr. Jürgen Görres, Lei
ter der Energieabteilung im Amt für Umweltschutz 
der Landeshauptstadt Stuttgart, wie das städtische 
Energiemanagement mithilfe des selbst entwickel
ten Instruments eines stadtinternen Contractings die 
Wärmewende für viele eigene Liegenschaften ein
leiten konnte. Beispielhafte Projekte wie die Um
stellung von Heizungsanlagen auf biogene Feststof
fe und die Rückgewinnung von Abwasserwärme 
werden vorgestellt. So wurden vier Heizungsanla
gen auf Holzhackschnitzelbetrieb umgerüstet. Da 
die Hackschnitzel aus eigenen Landschaftspflege
maßnahmen gewonnen werden, sind die Brenn
stoffkosten äußerst gering. Als Nebeneffekt wird 
durch die Aussiebung der groben Holzfraktionen 
die Kompostierung optimiert. Die vier umgerüsteten 
Anlagen erwirtschaften über ihre Nutzungsdauer 
von 20 Jahren einen Kapitalgewinn von 3,2 Millio
nen Euro, der den kommunalen Haushalt entlastet.

Neben handfesten Gewinnen können Projekte 
für erneuerbare Wärme der Kommune bei entspre
chender Öffentlichkeitsarbeit ein positives Image 
bescheren und eine wertvolle Vorbildwirkung für 
Bürgerinnen und Bürger sowie für Gewerbe, Han
del und Dienstleister entfalten. Noch besser kann 
die Kommune diese Zielgruppen aktivieren, wenn 
zusätzlich Beratungsangebote und Förderpro
gramme aufgesetzt werden.

Das Beispiel der Universitätsstadt Marburg zeigt, 
dass die gezielte Förderung der eigenen Bürgerinnen 
und Bürger sowie gewerblicher Unternehmen einen 
Unterschied machen kann. So werden solarthermi
sche Anlagen und alternativ auch „Ersatzanlagen“, 
wie Heizanlagen mit Kraft-Wärme-Kopplung, der 
Anschluss an ein Nah- oder Fernwärmenetz oder 
eine bauliche Wärmedämmung, finanziell unter
stützt. Wie Bürgermeister Dr. Franz Kahle und die 
Klimaschutzbeauftragte Wiebke Lotz berichten, war 
ursprünglich neben dem Fördern auch ein Fordern 
vorgesehen: Eine Satzung zur solaren Baupflicht für 
Neu- und Bestandsgebäude wurde 2008 beschlos

sen. Während dieser Satzung durch eine Reform der 
hessischen Bauordnung die Rechtsgrundlage genom
men wurde, blieb die Förderung von Solaranlagen 
bestehen. Gemeinsam mit einer von der Stadt geför
derten, anbieterunabhängigen Erstberatung durch die 
Verbraucherzentrale, auch zu dem besonders für die 
historische Altstadt relevanten Thema der Integration 
von Solarthermie auf denkmalgeschützten Gebäu
den, soll die Förderung den Marburgerinnen und Mar
burgern einen Anreiz geben, auf erneuerbare Wärme 
und Energieeffizienz zu setzen. Seit Inkrafttreten der 
Förderrichtlinie wurden von der Stadt Marburg rund 
230 Solarthermieanlagen und über 60 Ersatzmaßnah
men mit insgesamt 170.000 Euro bis 2016 gefördert.

Holzhackschnitzel eignen sich für die Versorgung 
größerer Gebäude(-Komplexe) oder von Wärmenetzen

Städte, Gemeinden und Landkreise können wich
tige Impulse auch über die Entwicklung neuartiger 
Planungsinstrumente setzen. Der Landkreis Osna
brück ist eine der bisher wenigen Gebietskörper
schaften in Deutschland, die ein Instrument zur Wär
mekartierung entwickelt haben. Cord Hoppenbrock, 
Masterplanmanager 100 % Klimaschutz des Land
kreises, und sein seinerzeitiger Kollege Roland Pät
zold beschreiben die Entstehung des „Informations- 
und Planungsportals Industrielle Abwärme“ (PInA), 
welches vor allem helfen soll, industrielle Abwärme
potenziale in der Region zu erschließen. Auch wenn 
die Nutzung von Abwärme streng genommen keine 
erneuerbare Wärmequelle darstellt, sondern eine 
Kaskaden-Maßnahme im Bereich Energieeffizienz, 
wird aufgrund der Vorbildwirkung und des großen 
Potenzials für viele Kommunen dieses Beispiel hier 
vorgestellt. Das Werkzeug baut auf einer Kartierung 
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KLIMASCHUTZ & ERNEUERBARE WÄRME

von Wärmeangeboten und -bedarfen auf. Erstere 
werden unter anderem über ausführliche Firmenbe
gehungen und -beratungen gewonnen. Über das 
internetbasierte Planungsportal können daraufhin 
die nutzbaren Abwärmepotenziale der ganzen Regi
on eingesehen werden. Mit diesem Portal haben die 
Kommunen des Landkreises ein wertvolles Planungs
instrument an der Hand, um bei der Erweiterung von 
Industrie- und Gewerbebetrieben „Wärmegeber“ 
und „Wärmenehmer“ erfolgreich zusammenführen 
zu können. Zudem erhalten Unternehmen einen 
Überblick darüber, wo in ihrer Nachbarschaft Wär
me benötigt wird oder wo Nah- und Fernwärmenet
ze verlaufen, in die Prozesswärme der Betriebe ein
gespeist werden kann. Genutzt werden kann die 
Wärme dann beispielsweise in Wohngebieten oder 
für die Beheizung öffentlicher Schwimmbäder. In der 
Gemeinde Ostercappeln wurde bereits umgesetzt, 
was andernorts noch erreicht werden soll: Ein genos
senschaftlich organisiertes Nahwärmenetz im Orts
teil Venne wird von der ortsansässigen Waffelfabrik 
mit Abwärme gespeist.

Biogasanlagen produzieren neben Strom auch Abwärme, 
Letztere sollte möglichst ebenfalls genutzt werden

Die Bereiche Stadtentwicklung und Stadtpla
nung können vielfältige Chancen und Möglichkei
ten für den Klimaschutz eröffnen. Der nächste Bei
trag widmet sich der Frage, welche rechtliche 
Handhabe und welche Grenzen hier für eine Steu
erung der Wärmewende durch die Kommunen be
stehen. Dr. Klaus-Martin Groth und Dr. Thomas 
Reif vom Anwaltsbüro [GGSC] stellen die gesetzli
chen Rahmenbedingungen vor und machen deut
lich, dass Klimaschutz heute unter den Umweltbe
langen im Stadtplanungsrecht, anders als bis vor 
einigen Jahren, kein „Stiefkind“ mehr ist. Vielmehr 

stellt das gegenwärtige Planungsrecht den Kom
munen verschiedene Instrumente zur Förderung 
des Einsatzes erneuerbarer Wärme in Gebäuden 
und Quartieren zur Verfügung. Die Autoren be
richten auch über absehbaren Bedarf an weiterge
henden rechtlichen Regelungen und empfehlen 
den Kommunen, im Sinne der Daseinsvorsorge 
und des Klimaschutzes möglichst einen Schritt 
weiter zu gehen und selbst die Initiative, beispiels
weise zur Errichtung von Wärmenetzen, zu ergrei
fen. Langfristig, so schließen die Autoren, benöti
gen die Kommunen durch einen allgemeinen 
gesetzlichen Vorrang für erneuerbare Wärme Un
terstützung vonseiten des Bundes, um gemeinsam 
die deutschen Klimaschutzziele zu erreichen.

Einen solchen Vorrang hat die Stadt Heidelberg 
für ihr Entwicklungsgebiet Bahnstadt im Stadtpla
nungsprozess festgeschrieben. Im ersten Exkurs des 
Themenheftes beschreibt Robert Persch von der Ab
teilung Klimaschutz und Energie des Umweltamts 
der Stadt Heidelberg die Kernbereiche des Energie
konzepts für den Heidelberger Passivhausstadtteil: 
effizienter Baustandard durch bestmögliche Däm
mung, effiziente Versorgung mit erneuerbarer Ener
gie sowie eine unabhängige Qualitätsüberprüfung. 
Die Versorgung mit erneuerbarer Wärme erfolgt über 
ein neu errichtetes Holzheizkraftwerk. Die Fernwär
meanbindung kann trotz der geringen Energiebedar
fe wirtschaftlich betrieben werden, da die Gebäude 
blockweise über „Mininetze“ angeschlossen werden.

Auch die darauf folgenden Beiträge widmen 
sich dem Zukunftsthema „Kommunale Wärmenet
ze“. Zuerst wird ein städtisches Beispiel vorge
stellt, in dem die Einbettung in Stadtentwicklungs
prozesse und deren Steuerung von besonderer 
Bedeutung ist. Danach werden zwei Beispiele aus 
dem ländlichen Raum beschrieben, bevor ab
schließend der in Deutschland noch junge Trend 
zur Einbindung von Solarthermie-Freiflächenanla
gen in Wärmenetze ausführlicher betrachtet wird.

In Chemnitz soll eine effizientere und teils auf er
neuerbare Wärme umgestellte Energieversorgung 
dazu beitragen, in einem Gründerzeitquartier mit ho
hem Leerstand und Sanierungsdefiziten Entwick
lungsimpulse auszulösen. Thorsten Urbaneck von der 
Technischen Universität Chemnitz, Gerhard Fürbaß 
und Grit Stillger von der Stadt Chemnitz berichten, 
wie im Rahmen einer energetischen Stadtsanierung 
im Quartier Chemnitz-Brühl auch die Fernwärme neu 
justiert wird. Diese hat in der sächsischen Stadt eine 
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knapp 90-jährige Tradition. Im Quartier Brühl wurden 
2016 eine innerstädtische Solarthermie-Freiflächen
anlage eingebunden und ein Netzabschnitt auf Nie
dertemperaturbetrieb umgestellt.

Während in Chemnitz ein Teilabschnitt des städ
tischen Fernwärmenetzes im Kontext von komple
xen Stadtentwicklungsmaßnahmen an die zukünfti
gen Herausforderungen angepasst wird, berichtet 
der ehrenamtliche Bürgermeister Karl-Richard Nis
sen von der vorbildlichen Errichtung eines kleinen 
dörflichen Wärmenetzes durch die engagierten Bür
gerinnen und Bürger seiner nordfriesischen Ge
meinde Sprakebüll. Das Nahwärmenetz wurde in 
Rekordzeit errichtet und liegt finanziell im Rahmen 
einer Genossenschaft in Bürgerhand. Die Heizzen
trale befindet sich direkt im Ort. Seine zwei Block
heizkraftwerke produzieren Strom und Wärme und 
werden per Direktleitung von einer nahegelegenen 
Biogasanlage versorgt.

Impulse für Einzelprojekte gehen oftmals von 
den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort aus. Hier 
kann die Kommunalverwaltung zuhören, Ideen 
sammeln und unterstützen, zusätzliche Akteure ge
winnen und letztlich zum entscheidenden Garant 
für die tatsächliche Umsetzung werden. Sie profi
tiert dabei von den Fähigkeiten und vom ehrenamt
lichen Engagement der Bürgerinnen und Bürger vor 
Ort, um den gesteckten Klimaschutzzielen einen 
Schritt näher zu kommen. Teils entstehen wie in 
Sprakebüll Bürgerenergiegenossenschaften, in de
nen die Kommune als ein zentrales Mitglied agiert, 
oder es werden kommunale Unternehmen für die 
öffentliche Daseinsvorsorge gegründet, wie es im 
nachfolgenden Beitrag beschrieben wird.

Auch die kleine Verbandsgemeinde Neuer
kirch-Külz im Rhein-Hunsrück-Kreis wird seit 
2016 von einem neuen Wärmenetz versorgt. Wie 
Volker Wichter, Ortsbürgermeister von Neuer
kirch, Anne Fitzgerald von der „Ökogruppe Neuer
kirch“ und Marc Meurer vom kommunalen Betrei
berunternehmen berichten, machten sich die 
Gemeinderäte und die zwei „Ökogruppen“ der bei
den Dörfer seit 2013 Gedanken über eine zukünfti
ge Beheizung der Haushalte. Allgemeiner Konsens 
war dabei, dass regenerative Energieträger die fossi
len Brennstoffe möglichst weitgehend ersetzen soll
ten. Nach dem Vorbild bestehender und geplanter 
Anlagen in Nachbargemeinden sollte der überwie
gende Teil der Wärme über heimische Holzhack
schnitzel erzeugt werden. Ermöglicht durch einen 
Zusammenschluss der ursprünglich separat geplan
ten Wärmenetze für die beiden Ortschaften wurde 
auf Initiative der „Ökogruppe Neuerkirch“ nun erst
mals in Rheinland-Pfalz auch eine Solarthermie
Freiflächenanlage in ein Wärmenetz integriert. Die 
Anschlusskosten an das neue Wärmenetz wurden 
den Bürgerinnen und Bürgern von der Gemeinde 
bezahlt. Der finanzielle Spielraum, der dies ermög
lichte, entstand durch kommunale Einnahmen aus 
der Windenergie vor Ort. Das Projekt zeigt zum ei
nen, wie das vorherige kommunale Engagement im 
Strombereich dazu beitragen konnte, nun auch die 
Wärmewende anzugehen, und zum anderen, wie 
über Bürgerbeteiligung und eine interkommunale 
Kooperation beeindruckende Lösungen für die Wär
mewende vor Ort entstehen können.

Difu-Exkursion im Sommer 2014 zum Crailsheimer Solarwärmenetz mit 
saisonalem Erdsondenwärmespeicher für das Quartier Hirtenwiesen II

Im zweiten Exkurs des Themenhefts beschreibt der 
Klimaschutzmanager des Rhein-Hunsrück-Kreises 
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Frank-Michael Uhle die mittlerweile 20-jährige Ge
schichte der Energiewende des Rhein-Hunsrück-
Kreises. Schon 1998 begann der Kreis damit, die ei
genen Liegenschaften auf erneuerbare Energieträger 
umzurüsten. Heute sieht er seine Rolle als Unterstüt
zer und Multiplikator für Projekte zur Nutzung er
neuerbarer Wärme in den kreiseigenen Gemeinden, 
beispielsweise durch die Entwicklung eines Leitfa
dens Bürgernahwärme. Die Aktivitäten des Kreises 
zeigen auf, wieviel erreichbar ist, wenn langfristig 
geplant und gemeinsam gehandelt wird. Zentrales 
Handlungsmotiv neben dem Klimaschutz war und 
ist die Erhöhung der regionalen Wertschöpfung.

Im Abschlussbeitrag des Themenhefts beleuchtet 
Thomas Pauschinger vom Steinbeis Forschungsinsti
tut Solites, Stuttgart, Bedeutung und Potenziale von 
Wärmenetzen für die Wärmewende in Deutschland 
mit besonderem Blick auf die Einbindung von Solar
thermie-Freiflächenanlagen. Letztere haben in 
Deutschland noch den Charme des „Exotischen“. 
Der Trend kommt aber nicht aus dem fernen Süden, 
sondern aus dem europäischen Nachbarland Däne-
mark. Seit 2010 werden in dänischen Städten und 
Gemeinden in wachsender Geschwindigkeit und 
Größe Solarthermie-Freiflächenanlagen mit einer 
Gesamtleistung von inzwischen rund 800 Megawatt 
Leistung in kommunale Wärmenetze eingebunden. 
Der Autor stellt Praxisbeispiele aus dem In- und Aus
land vor. Auch hierzulande machen sich klimaaktive 
Kommunen auf den Weg, die Energie der Sonne 
ohne Umwege und im großen Stil in Wärmenetze 
einzuspeisen. Die Technologie ist ausgereift und bei 
einem Wärmegestehungspreis von drei Cent pro Ki

lowattstunde mit Förderung oder rund fünf Cent 
ohne Förderung sehr wirtschaftlich. Die bedeutend
ste Herausforderung für Kommunen ist dabei das 
Thema Flächensicherung.

Solarwärme gewinnt auf derselben Fläche zwei bis 
drei Mal so viel nutzbare Energie wie Photovoltaik 
und 30 bis 60 Mal so viel wie Bioenergie

Nachahmen erwünscht – Verändern auch

Der Ausbau im Bereich der erneuerbaren Wärme 
hat viele Facetten. Nicht alle können innerhalb des 
begrenzten Umfangs eines Themenheftes beleuch
tet werden. So wird ein auf die Zukunft erneuerba
rer Wärme gerichteter Blick immer auch die Poten
ziale der Geothermie erfassen, auch wenn diese 
nicht überall in Deutschland mit gleichem Erfolg 
eingesetzt werden kann. Und im Biomassebereich 
kann etwa die Einrichtung von Kurzumtriebsplanta
gen (KUP) auf kargen Böden die Grenzen der Ver
fügbarkeit fester Biomasse ein wenig erweitern. Ein 
wichtiger Aspekt der Energiewende ist die Verzah
nung der verschiedenen Sektoren. Wärmeerzeu
gungsanlagen, besonders solche, die in Wärmenet
ze eingebunden sind, können eine sinnvolle 
Verbindung zwischen Strom- und Wärmemarkt her
stellen. Wärmenetze und Wärmespeicher ermögli
chen wärmeeinspeisenden Anlagen mit Kraft-Wär
me-Kopplung eine stromgeführte Betriebsweise. So 
kann die KWK-Anlage abschalten, wenn der Bör
senstrompreis unter einen gewissen Schwellenwert 
fällt. Sinken die Preise aufgrund eines Überangebots 
an Elektrizität noch weiter, kann bei sehr niedrigen 
bis negativen Strompreisen darüber hinausgehend 
überschüssiger Strom in Wärme umgewandelt und 
als solche nutzbar gemacht werden (power-to-heat, 
PtH) [8]. Über Elektrodenkessel – große Tauchsie
der – wird dies hierzulande bereits im begrenzten 
Umfang, vor allem zur Bereitstellung negativer Re
gelleistung auf dem Strommarkt, umgesetzt. Zu
künftig könnten Großwärmepumpen effiziente 
PtH in Deutschland bereitstellen.

Die in diesem Themenheft vorgestellten Projekte 
und Handlungsansätze zeigen exemplarisch, wie die 
Umsetzung der Wärmewende erfolgreich gelingen 
kann. Dabei wird selbst das größte Erfolgsrezept der 
einen Kommune nicht automatisch auch in der ande
ren Kommune funktionieren. Bereits realisierte Pro
jekte, Richtlinien und Maßnahmen sollten individu
ell an die eigene Kommune und ihre spezifischen 
Voraussetzungen angepasst und neue Konzepte auf 
Basis dieser Anregungen entwickelt werden. n
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Zum Gelingen der Energiewende im urba
nen Raum hat die Landeshauptstadt Stutt
gart ein Energiekonzept entwickelt, das auf 

einer Umgestaltung der heutigen Energienutzung 
in drei Schritten basiert:

1. Reduzierung des Energieverbrauchs (Wärme, 
Strom und Treibstoffe),

2. Steigerung der Energieeffizienz,
3. Bau von Anlagen auf Basis von erneuerbaren 

Energien.

Als Koordinatorin bringt die Stadt Entscheidungsträ
ger und Projektverantwortliche zusammen. Sie hat 
die Struktur für das Energiekonzept unter Berücksich
tigung bestehender Ansätze entwickelt sowie um die 
in einem ersten Beteiligungsschritt erarbeiteten Ziele 
und Maßnahmen ergänzt. Aufgabe der Stadt ist es 
darüber hinaus, die notwendigen Maßnahmen wei
terzuverfolgen und deren Umsetzung zu steuern, zu 
fördern und langfristig sicherzustellen. Hierzu zählen 
die bereits begonnene Entwicklung eines Konzepts 
für die stadteigenen Liegenschaften und Aktivitäten 
in den Bereichen Privathaushalte, Unternehmen, 
Energieversorgung und Verkehr.

Energiekonzept und Klimaschutz

Basis der bisherigen Beschlüsse des Gemeinderats 
ist die Verpflichtung, den europäischen Energie
und Klimaschutzzielen auf kommunaler Ebene ge
recht zu werden. Dazu sind im Vergleich zum Re
ferenzjahr 1990 der Energieverbrauch auf Ebene 
der gesamten Stadt bis 2020 um 20 Prozent zu 
reduzieren und der Anteil der erneuerbaren Ener-
gien am Endenergieverbrauch auf 20 Prozent zu 
erhöhen. Um dieses Ziel zu erreichen, wurden 
verschiedene Ansätze entwickelt und umgesetzt. 

2014 lag der Primärenergieverbrauch 16 Prozent 
unter dem Wert von 1990. Der Anteil der erneuer
baren Energien betrug 2014 11,9 Prozent und 
wird im folgenden Abschnitt näher dargestellt.

Bilanzierung der erneuerbaren Energien 
auf Stadtebene

Als Bezugsgröße für den Anteil erneuerbarer Energi
en wird der Endenergieverbrauch der Gesamtstadt 
zugrunde gelegt. Dieser Ansatz deckt sich mit der 
Methodik der EU und dem Gesetz für den Ausbau 
erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Ge
setz, EEG) der Bundesregierung, die den Anteil er
neuerbarer Energien ebenfalls auf den Endenergie
verbrauch beziehen. Da die Möglichkeiten der 
Energieerzeugung aus regenerativen Quellen inner
halb des Stadtgebiets limitiert sind, haben Beteili
gungen an Erzeugungskapazitäten aus regenerativen 
Quellen außerhalb Stuttgarts sowie die Nutzung im
portierter erneuerbarer Energien einen entscheiden
den Anteil an der Erreichung des angestrebten Ziels.

Für die Bilanzierung der erneuerbaren Energi
en auf städtischer Ebene existieren weder eindeu
tige Vorgaben noch gibt es ein einheitliches Vorge
hen. Ein Großteil der Städte berücksichtigt bei 
ihren Angaben über den Anteil erneuerbarer Ener
gien lediglich die Stromerzeugung. Die Wärmeer
zeugung wird häufig vernachlässigt. Auch die Be
zugsgröße für die Berechnung des regenerativen 
Anteils variiert zwischen Primärenergie-, Endener-
gie- und Stromverbrauch.

Der Anteil erneuerbarer Energien am Endener
gieverbrauch in Stuttgart setzt sich aus den folgen
den Bereichen zusammen:

• Strom- und Wärmeerzeugung innerhalb der 
Gemarkung Stuttgarts,
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Regenerative Technologien in Stuttgart

• Ökostrombezug von Liegenschaften,
• Beteiligung der Stadt über die Stadtwerke an

Erzeugungskapazitäten aus regenerativen Quel
len außerhalb der Gemarkung Stuttgarts,

• Anteil erneuerbarer Energien am sonstigen
Strombezug auf Basis des deutschen Strommixes.

Auf der Gemarkung Stuttgart wurden 2014 rund 167 
Gigawattstunden Strom und Wärme aus erneuerba
ren Energien erzeugt. Davon entfallen 88 Gigawatt
stunden auf die Erzeugung aus regenerativen Quellen 
wie Wasserkraftwerken, Photovoltaik-(PV-)Anlagen 
und Klärgas-/Biogas-Blockheizkraftwerken. Die rest
lichen 79 Gigawattstunden werden als Wärme, vor 
allem durch Nutzung von Biomasse, Klär- und Biogas 
sowie Geothermie, bereitgestellt. Die Entwicklung 
der auf der Gemarkung Stuttgart erzeugten erneuer
baren Energien ist in der Abbildung oben dargestellt.

Entwicklung der erneuerbaren Energien in Stuttgart

Entwicklung der erneuerbaren Energien 
in Stuttgart

Im Wärmesektor wird rund die Hälfte der regene
rativen Wärme durch die Verbrennung von Bio
masse bereitgestellt. Die restliche Wärmemenge 
resultiert zu etwa gleichen Teilen aus dem Einsatz 
von Klär- und Biogas in Blockheizkraftwerken so
wie der Nutzung der Geo- und Solarthermie. Im 
Vergleich zum Vorjahr war das Jahr 2014 im Mittel 
deutlich wärmer. Dies wirkt sich unmittelbar auf 

die Wärmeerzeugung aus regenerativen Quellen. 
  Lediglich die Geothermienutzung wurde gegen

über 2013 um rund ein Viertel gesteigert. Die Nut
zung der anderen regenerativen Energien zur Wär

 mebereitstellung ist gegenüber dem Vorjahr leicht 
zurückgegangen.

Innerhalb der Stadtverwaltung wurde die Zahl 
der Anlagen mit erneuerbaren Energien im Bilanz
jahr 2014 von 59 auf 74 erhöht. Darin sind 29 Pho
tovoltaik-Anlagen, 18 Anlagen für Solarthermie,  
15 Anlagen für holzartige Brennstoffe, fünf Biogas
anlagen und sieben Anlagen mit Umweltwärme ent
halten. Zusammen werden so 15 Gigawattstunden 
Strom (7,3 Prozent des Stromverbrauchs der eigenen 
Liegenschaften) sowie 25 Gigawattstunden Wärme 
(9,0 Prozent des Heizenergieverbrauchs eigener Lie
genschaften) aus erneuerbaren Energien erzeugt. 
Die PV-Erzeugung konnte im Vergleich zum Vorjahr 
um rund ein Viertel gesteigert werden. Die Strom
erzeugung aus Klärgas und Klärschlamm ist leicht 
gesunken. Die regenerativ gespeiste Wärmeerzeu
gung ist entsprechend der Entwicklung im gesamten 
Stadtgebiet gegenüber dem Jahr 2013 zurückgegan
gen. Zusätzlich zu den stadteigenen Anlagen sind 
auf 38 städtischen Dächern Photovoltaik-Anlagen 
mit einer Fläche von rund 27.500 Quadratmetern 
installiert, die von privaten Bauherren oder den 
Stadtwerken betrieben werden. Der Ertrag dieser An
lagen liegt bei 3,3 Gigawattstunden.

Rund 180 Gigawattstunden erneuerbare Ener
gien resultieren aus dem vollständigen Ökostrombe
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KLIMASCHUTZ & ERNEUERBARE WÄRME

zug der städtischen Liegenschaften. Der sonstige 
Strombezug wird mit dem Anteil der erneuerbaren 
Energien am Bruttostromverbrauch des Strommix 
Deutschland bewertet. Um eine Doppelzählung des 
Energieverbrauchs aus erneuerbaren Energien zu 
vermeiden, werden die bereits separat bilanzierten 
Energiemengen der Stromerzeugung im Stadtgebiet, 
des Ökostrombezugs und der Beteiligungen der 
Stadtwerke aus den Strommengen herausgerechnet, 
die mit dem Anteil der erneuerbaren Energie aus 
dem Strommix Deutschland bewertet werden. Aus 
dem sonstigen Strombezug resultiert für Stuttgart ein 
Stromverbrauch aus erneuerbaren Energien von 
1.027 Gigawattstunden (dies entspricht 8,5 Prozent 
des gesamten Endenergieverbrauchs und 71,2 Pro
zent der erneuerbaren Energien in Stuttgart).

Insgesamt betrug die im Jahr 2014 genutzte 
Energiemenge aus erneuerbaren Energien in Stutt
gart 1.438 Gigawattstunden. Der Anteil der erneu
erbaren Energien wurde gegenüber dem Vorjahr 
um 1,8 Prozentpunkte auf 11,9 Prozent erhöht. In 
den nachfolgenden Kapiteln wird der Bereich bio
gener Energieträger in Kommunen vertieft be
schrieben.

Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch in Stuttgart 2014

Biomassenutzung

In den letzten Jahren hat die Landeshauptstadt Stutt
gart untersucht, wie die im Stadtgebiet anfallenden 
Biomassefraktionen zur Energieversorgung verwen
det werden können. Dabei wurde bewusst eine Lö
sung gesucht, die unter ökonomischen und unter 
ökologischen Gesichtspunkten in einer Großstadt mit 
über 600.000 Einwohnern machbar und langfristig 
tragfähig ist. Neben den technischen und betriebs
wirtschaftlichen Voraussetzungen wurden dabei auch 
lokale klimatische Randbedingungen berücksichtigt.

Prinzipiell gibt es viele Möglichkeiten, Biomasse 
zur Wärme- und Stromerzeugung einzusetzen. Da 
jedoch abgesehen vom Deponie-, Abfallbehand
lungs- und Klärwerksbetrieb kein Biogas anfällt, 
konzentrieren sich die Einsatzmöglichkeiten im Be
reich der Biomasse auf den Energieträger Holz.

Innerhalb der öffentlichen Gebäude muss die 
Heizungsanlage vollautomatisch ohne permanen
te Betreuung betrieben werden können. Unter die
sen Randbedingungen kommen im Wesentlichen 
nur zwei Formen von Holz als Brennstoff in Frage: 
Holzpellets und Holzhackschnitzel. Da Holzhack
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Regenerative Technologien in Stuttgart

schnitzel im städtischen Bereich ohnehin anfallen 
und entsorgt werden müssen, wurde zunächst der 
Einsatz dieser Holzfraktion untersucht.

Um geeignete Standorte für eine Holzhackschnit
zelfeuerung zu ermitteln, sind verschiedene Kriterien 
zu berücksichtigen. Von den ca. 1.400 städtischen 
Gebäuden und Gebäudekomplexen kommen nur die 
Anlagen in Frage, die mit Gas oder Öl beheizt wer
den. Für Stuttgart sind dies ca. 690 Gebäude. Für den 
wirtschaftlichen Betrieb sollte die zu errichtende 
Holzfeuerung möglichst groß sein, da die spezifi
schen Investitionskosten für kleine Anlagen sehr hoch 
sind. Als Kriterium eignet sich der Jahresheizenergie
verbrauch, der über 1.000 Megawattstunden liegen 
sollte. Diese Forderung wird von 43 städtischen Hei
zungsanlagen erfüllt. Für diese Anlagen müssen nun 
die technischen Randbedingungen, wie die räum
liche Situation für die Anlieferung, Einbringung und 
Errichtung eines Holzbunkers, Größe des Heizungs
kellers, Zustand der Heizungsanlage inkl. der Kamin
anlagen, geprüft werden. Besonders interessant sind 
Gebäude, bei denen ohnehin die Heizungsanlage 
saniert werden muss. Zusätzlich schränkt die luft- 
hygienische Situation die Anzahl der in Frage kom
menden Liegenschaften ein. Bei bereits hohen Emis
sionen, beispielsweise Feinstaub, an bestimmten Stel
len in der Stadt (hot spots) sollten dort keine weiteren 
Emissionen durch die Holzfeuerung entstehen.

Brennstofflogistik
Innerhalb der Stadt fallen bei den jährlichen Land
schaftspflegemaßnahmen ca. 60.000 Kubikmeter 
Grüngut an. Das anfallende Material wird gehäck
selt und entweder im Bereich der städtischen Anla
gen ausgebracht oder von einer Entsorgungsfirma 
abgeholt. Es besitzt einen Holzanteil von ca. 30 Pro
zent, der für Holzfeuerungen genutzt werden kann. 
Dieser Anteil entspricht einer Wärmemenge von ca. 
10.000 Megawattstunden pro Jahr und würde rund 
drei Prozent des gesamten städtischen Heizenergie
bedarfs decken. Die in den Friedhöfen und im städ
tischen Wald anfallende Holzmenge wurde dabei 
noch nicht berücksichtigt. Da lediglich Material ein
gesetzt wird, das im Laufe eines Jahres nachwächst, 
ist der Kohlenstoffdioxid-Kreislauf geschlossen, 
denn bisher wurde das gehäckselte Material zur 
Verrottung in die Natur ausgebracht. Dabei entsteht 
dieselbe Menge Kohlenstoffdioxid wie bei der Ver
brennung. Lediglich Aufbereitung und Transport 
führen zu einem geringen Kohlenstoffdioxid-Aus

stoß, der allerdings im Vergleich zur Verbrennung 
von Erdgas um den Faktor 7 kleiner ist.

Durch die Verwendung der anfallenden Holz
hackschnitzel in städtischen Verbrennungsanlagen 
werden Entsorgungskosten von ca. 68.000 Euro 
pro Jahr vermieden. Diese eingesparten Kosten re
duzieren den Aufwand zur Herstellung des Brenn
stoffs (Absiebung und Lagerung der Holzhack
schnitzel). Deshalb fallen nur noch die Kosten für 
Aufladen und Transport vom Lagerplatz bis zu den 
Feuerungsanlagen an. Entsprechend liegen die 
Brennstoffpreise bei nur fünf Euro pro Megawatt
stunde bzw. 0,5 Cent pro Kilowattstunde.

Ein weiterer Vorteil entsteht für den Kompostbe
trieb. Die beim Sieben des Grünguts anfallende Holz
fraktion wird vom Kompost ferngehalten. Die Holz
fraktion kommt nach dem Häckseln direkt ins 
Zwischenlager zur Holzverbrennung. Dadurch ge
langt weniger Holz in den Kompostbetrieb. Die Fer
tigstellungszeit für den Kompost wird reduziert, da 
sonst über eine längere Zeit (Teilfraktionen bis zu 
zwei Jahre) immer wieder umgesetzt werden müsste.

Zur Versorgung der Verbrennungsanlagen wurde 
eine entsprechende Brennstofflogistik aufgebaut. Da 
die Holzfraktion nicht ganzjährig anfällt, ist der Bau 
von Zwischenlagern notwendig (Abbildung unten). 
Mit diesen teilweise überdachten Lagerplätzen ist 
eine Versorgung der Anlagen auch während einer 
eventuell längeren Schlechtwetterperiode in gleich
bleibender Qualität sichergestellt. Damit lassen sich 
die Feuerungen in den Anlagen optimal einstellen.

Hackschnitzel-Zwischenlager 
auf dem Kompostplatz, Stuttgart
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Befahrbarer, oberirdischer Brennstoffbunker, Stuttgart

Technisches Konzept der Holzheizungen
In den Verbrennungsanlagen werden die Holzhack
schnitzel vom Lastwagen direkt in einen Brennstoff
bunker gekippt. Die Brennstoffbunker sind so groß, 
dass die Anlage problemlos über ein Wochenende 
betrieben werden kann, ohne neuen Brennstoff an
liefern zu müssen. Auch ist das Fassungsvermögen 
so groß, dass eine Lieferung von üblicherweise  
80 Kubikmetern (Motorwagen und Hänger mit ei
nem Container von je 40 Kubikmetern) aufgenom
men werden kann. Unter Berücksichtigung des 
Restinhalts zum Zeitpunkt der Anlieferung liegt das 
Bunkervolumen bei mindesten 140 Kubikmetern. 
Bei der Ausführung wurden neben drei unterirdi
schen Bunkern ein oberirdischer Bunker (Abbildung 
oben) realisiert, dessen Schubboden befahrbar ist.

Die Brennstoffbunker sind mit Schubböden 
ausgestattet, die die Holzhackschnitzel vollauto
matisch mittels hydraulisch betriebenem Schub
boden mit drei Schubstangen und einem hydrauli
schen Einschub in den Holzkessel transportieren. 
Insgesamt sind in den vier Anlagen Holzkessel 
(Abbildung rechts) mit einer Leistung von dreimal 
600 Kilowatt und einmal 800 Kilowatt installiert.

Je nach Leistungsbedarf kann der Holzkessel 
durch Reduzierung der Förderleistung stufenlos zwi
schen 30 und 100 Prozent regeln. Unter 30 Prozent 
Kesselleistung geht der Holzkessel in die Gluterhal
tung und wird – falls die Anforderung nicht wieder 
ansteigt – abgeschaltet. Da ein Neustart des Kessels 
nur von Hand möglich ist, wird zur Vermeidung von 
Personalkosten in der Regel ein Pufferspeicher in

stalliert. Die Größe hängt vom jeweiligen Wärmebe
darf ab. Deshalb wurden Pufferspeicher mit einem 
Volumen von 17 bzw. 55 Kubikmetern eingebaut. 
Wenn über längere Zeit nur ein kleiner Wärmebe
darf besteht (z. B. Sommermonate), wird der Holz
kessel ganz außer Betrieb genommen.

Aus diesem Grunde ist neben dem Holzkessel 
weiterhin ein Gaskessel erforderlich. Neben der 
Wärmeversorgung im Sommer sichert dieser Kes
sel die Versorgung beim Ausfall des Holzkessels 
und deckt den Spitzenbedarf im Winter. Dabei ist 
der Holzkessel in einer Mehrkesselanlage als 
Grundlastkessel eingebunden. Nicht sanierungs
bedürftige, bestehende Kessel werden als Spitzen
lastkessel weiter betrieben.

Aus wirtschaftlichen und betriebstechnischen 
Überlegungen sollte der Holzkessel mindestens 
3.000 Volllaststunden im Jahr aufweisen und mög
lichst viel des Jahresheizwärmebedarfs abdecken. 
Die Auslegung der Kesselleistung erfolgt nach der 
jeweiligen Jahresdauerlinie und dem Jahresheiz
wärmebedarf der jeweiligen Liegenschaft. Um die 
Jahresdauerlinie zu ermitteln, wurde in allen Lie
genschaften eine automatische Zählerstandsabfra
ge installiert. Mit der Aufschaltung auf das Stutt
garter Energiekontrollsystem (SEKS) ist es möglich, 

Holzkessel der Stadt Stuttgart
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alle 15 Minuten die aktuellen Zählerstände abzu
rufen und so eine Jahresdauerlinie zu messen. Mit 
dieser Auslegung deckt die Holzverbrennung min
destens 80 Prozent des Jahreswärmebedarfs.

Besondere Anforderungen wurden an die einzu
haltenden Emissionsgrenzwerte gestellt. Für Koh
lenmonoxid liegen die Emissionen in der Größen
ordnung von Gas- bzw. Ölfeuerungen, da die Ver
brennung durch eine Lambda-Regelung entspre
chend geführt wird. Aufgrund des im Holz gebun
denen Stickstoffs sind die Stickoxid-(NOx-)Emissi
onen bei Holzfeuerungen höher als bei Gas- oder 
Ölfeuerungen. Durch gestufte Luftzuführungen 
wird zumindest die thermische NOx-Entstehung 
entscheidend reduziert. Der Wert von 215 Milli
gramm pro Kilowattstunde (bezogen auf 13 Pro
zent Sauerstoff) wird auf jeden Fall unterschritten. 
Beim Schwefeldioxid schneidet der Brennstoff 
Holz im Vergleich zum Heizöl deutlich besser ab, 
da Holz einen um den Faktor 10 kleineren  Schwe
felanteil besitzt. Allerdings entstehen bei der Holz
verbrennung relativ hohe Staubemissionen. Nur 
durch zusätzliche Abscheideeinrichtungen wie 
Multizyklon und Elektrofilter können Staubemissi
onen von unter 25 Milligramm pro Kubikmeter 
erreicht werden. Damit wird der gesetzlich gefor
derte Grenzwert um 80 Prozent unterschritten. 
Zugleich besteht der Vorteil der deutlich geringe
ren Kohlenstoffdioxid-Emissionen. 

Als weiterer Reststoff muss bei Holzfeuerungen 
die anfallende Asche entsorgt werden. Je nach
dem, wo die Asche anfällt (im Kessel, nach dem 
Multizyklon bzw. nach dem Elektrofilter), sind un
terschiedliche Entsorgungswege denkbar: Die im 
Kessel anfallende Rostasche kann teilweise in den 
Kompostbetrieb beim Garten-, Friedhofs- und 
Forstamt eingebracht werden. Der im Elektrofilter 
und nach dem Multizyklon anfallende Feinstaub 
muss auf einer Deponie entsorgt werden.

Obwohl Holzverbrennungsanlagen vollautoma
tisch betrieben werden, ist im Vergleich zu einem 
Heizöl- oder Erdgaskessel ein erhöhter Aufwand 
notwendig:

• Regelmäßige Kontrolle von Brennstoffvorrat 
und Aschebehältern,

• Brennstoffanlieferung und Überwachung der 
Brennstoffeinbringung,

• Wechsel von Aschebehältern und Einleitung 
des Ascheabtransports,

• Beseitigung von Störungen im Bereich der För
derung im Bunker (Brückenbildung, Verpres
sungen) bis zum Einbringen in die Kessel (Ent
fernen von Überlängen und Fremdkörpern),

• aufwändiges Anfeuern nach Stillständen.

Der zusätzliche Bedienungsaufwand während der 
Heizperiode muss für die einzelnen Anlagen be
rücksichtigt und durch den Anlagenbetreiber abge
deckt werden. Darüber hinaus ist für Holzfeuerun
gen gegenüber Gas- oder Ölfeuerungen ein höherer 
Wartungs- und Instandhaltungsaufwand erforder
lich, insbesondere durch die Fördertechnik. Die 
Mehrkosten liegen für jede Anlage in der Größen
ordnung von insgesamt 2.000 Euro pro Jahr.

Ökologische und ökonomische Bewertung
Durch die vier Holzheizungen werden insgesamt 
7.000 Megawattstunden Heizenergie pro Jahr er
zeugt. Da die Anlagen bisher eine Heizenergiemen
ge von 8.700 Megawattstunden pro Jahr benötigten, 
beträgt der Holzanteil ca. 80 Prozent. Der Anteil 
fossiler Energien wird also um den Faktor vier redu
ziert. Dafür werden ca. 12.000 Kubikmeter Holz
hackschnitzel eingesetzt. Gegenüber der bisherigen 
Versorgung werden jährlich etwa 356.000 Euro 
Energiekosten eingespart. Unter Berücksichtigung 
des Mehraufwands für Ascheentsorgung, Wartung, 
Instandsetzung und Bedienung ergibt sich eine Net
to-Einsparung von über 340.000 Euro pro Jahr.

Die notwendigen Investitionskosten für Anla
gentechnik und Bau liegen bei rund 3,6 Millionen 
Euro. Die statische Kapitalrückflusszeit beträgt auf 
dieser Grundlage 10,7 Jahre. Über die Kesselnut
zungsdauer von 20 Jahren ergibt sich für die Stadt 
ein Kapitalgewinn von 3,2 Millionen Euro.

Zusätzlich sinkt der Kohlenstoffdioxid-Ausstoß 
der Anlagen um ca. 70 Prozent oder 1.845 Tonnen 
pro Jahr. Mit diesen vier Anlagen wird der Ausstoß 
an Kohlenstoffdioxid. bezogen auf den Ausstoß 
der städtischen Heizungsanlagen, um über vier 
Prozent reduziert und der Anteil an erneuerbaren 
Energien am gesamten Heizenergieverbrauch der 
städtischen Gebäude um über drei Prozent gestei
gert. Außerdem wird Brennstoff verfeuert, der 
nicht aus großer Entfernung nach Deutschland 
transportiert werden muss, sondern der direkt in 
Stuttgart produziert wird. Damit sinkt die Abhän
gigkeit von Entwicklungen am Weltenergiemarkt. 
Dabei ist die hohe Qualität des eingesetzten 
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Brennstoffs ein weiterer Vorteil des Konzepts: Holz 
wird unter städtische Kontrolle gehäckselt, gesiebt 
und zwischengelagert. Damit stehen kostengünsti
ge Holzhackschnitzel in gleichbleibender Be
schaffenheit zur Verfügung, und es ist sicherge
stellt, dass nur naturbelassenes Holz und keine 
Fremdstoffe in die Anlagen kommen. Mit dieser 
regionalen Wertschöpfung durch Nutzung eines 
heimischen Energieträgers wird gleichzeitig die 
Abhängigkeit von Energiepreiserhöhungen redu
ziert und die Versorgungssicherheit erhöht.

Abwärmenutzung aus Abwasser

Als alternative Wärmequelle zur Substitution fossi
ler Energieträger ist Abwasserwärme gerade für 
Kommunen eine interessante Option – ist doch jeg
liches Abwasser der Kommune zur Entsorgung an
zudienen. Damit verfügen die Kommunen über das 
alleinige Nutzungsrecht des in ihrem Gebiet anfal
lenden Abwassers. Um die Möglichkeiten zur Nut
zung des Abwassers zur Wärme- und Kältegewin
nung in Stuttgart bewerten zu können, gab die Stadt 
eine Abwasserwärmepotenzialstudie in Auftrag.

Die Analyse der Temperatur im Belebungsbe
cken des Stuttgarter Hauptklärwerks zeigt, dass 
selbst bei Kälteperioden das Temperaturniveau 

nicht unter 12 °C absinkt (Abbildung unten). Le
diglich kurzzeitig auftretende Schmelzwasserab
flüsse führen zu temporären Temperatureinbrü
chen. Für eine Abwasserwärmenutzung sind diese 
Einbrüche jedoch hinnehmbar, da dies in der Re
gel im Frühjahr bei Außenlufttemperaturen über 
dem Gefrierpunkt geschieht und zu dieser Zeit 
nicht die volle Leistung der Heizungsanlagen ab
gerufen wird. Heizungsanlagen sind in Stuttgart 
auf eine Außentemperatur von -12 °C auszulegen.

Im Winter sind die Temperaturen im Belebungs
becken des Stuttgarter Hauptklärwerks etwa zwei 
Grad wärmer als in vergleichbaren Kläranlagen in 
Baden-Württemberg. Erklärt wird dieses Phänomen 
dadurch, dass das Abwasser kurz vor der Kläranlage 
in einem Kanal fließt, der auf 2.750 Metern einen 
Weinberg unterquert. Dabei kann das anstehende 
Gestein als saisonaler Wärmespeicher fungieren.

Würde allein das Abwasser, das in die Stuttgar
ter Hauptkläranlage einströmt (1.300 Liter pro Se
kunde Trockenwetterabfluss) um zwei Grad abge
kühlt, könnten fast 11 Megawatt Heizleistung und 
rund 17 Gigawattstunden Wärme pro Jahr gewon
nen werden. Im Sommer könnte das Kältepotenzi
al des Abwassers genutzt werden, da die Tempera
turen im Belebungsbecken des Stuttgarter 
Hauptklärwerks selbst während den Hitzeperio
den unter 20 °C liegen (Abbildung unten).

Jahresverlauf der Luft- und Kanalwassertemperatur am Hauptklärwerk Stuttgart
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Geeignete Kanäle für die Abwasserwärmenut
zung sollten über einen mittleren Trockenwetter
abfluss von mindestens 15 Litern pro Sekunde und 
einen Durchmesser von DN 800 (Nennweite der 
Rohrleitung) oder größer verfügen. Für einen wirt
schaftlichen Betrieb der Abwasserwärmenutzung 
sollte die zu versorgende Liegenschaft nicht weiter 
als 300 Meter – besser 150 Meter – vom Kanal 
entfernt liegen. Auf Basis dieser abwassertechni
schen, energetischen und wirtschaftlichen Grenz
kriterien wurde eine Abwasserwärmepotenzial
karte für Stuttgart erstellt. Darin sind neben 
geeigneten Kanälen auch die städtischen Gebäu
de als Wärmebedarfsstellen eingetragen.

Bezogen auf die Gesamtlänge des Kanalnetzes 
sind sieben Prozent der Abwassersammler Stutt
garts für die Wärme- und Kältenutzung geeignet. 
Davon ist der überwiegende Anteil (88 Prozent) 
ohne Einschränkungen nutzbar. Aufgabe ist es 
nun, Liegenschaften zu identifizieren, die einen 
hohen Wärme- und/oder Kältebedarf haben und 
die in der Nähe eines für die Abwasserwärmege
winnung nutzbaren Kanals liegen.

Hierzu gehört die Entwicklung eines auf einer 
22 Hektar umfassenden Konversionsfläche liegen
den, neuen Stadtquartiers, das mit 600 Wohnun
gen, einem Sportbad, Hotels, Dienstleistungs- und 
Gewerbebetrieben bebaut werden soll. Als Haupt
energiequelle zur Wärmeversorgung des neuen 
Quartiers „Neckarpark“ wird Abwasser genutzt, 
dessen Energie mittels Wärmetauscher und Wär
mepumpen gewonnen und über ein Nahwärme
netz an die angeschlossenen Gebäude verteilt 
wird. Die Kombination von Niedrigstenergiege
bäuden und Abwasserwärme soll ein optimales 
Gesamtsystem Wärmeversorgung/Gebäude er
möglichen. Insgesamt wird die Bebauung 170.000 
Quadratmeter Nettogeschossfläche umfassen, da
von rund 70.000 Quadratmeter Wohnfläche.

Für die Bebauung des Neckarparks werden die 
Bauherren verpflichtet, Wohngebäude als KfW-Ef
fizienzhäuser 55 zu errichten. Für Nicht-Wohnge
bäude werden entsprechende energetische Anfor
derungen ebenfalls in den Verträgen zur Vergabe 
der städtischen Grundstücke fixiert. Dadurch wird 
der Neckarpark mit Gebäuden realisiert, die auf
grund einer hochwertigen Auslegung der Gebäu
dehülle und der technischen Ausrüstung nur ge
ringe Energiebedarfe aufweisen. Selbst bei hoher 
baulicher Dichte wird dieses Konzept nur zu einer 

geringen Wärmedichte führen. Klassische Fern
wärme mit hohen Vorlauftemperaturen und ent
sprechenden Leitungsverlusten erweist sich zur 
Wärmeversorgung solcher Niedrigstenergiegebie
te häufig als ineffizient und unwirtschaftlich.

Die Ausbildung des Neckarparks als Niedrigst
energiegebiet erlaubt die überwiegende Nutzung 
von Flächenheizkörpern (Betonkernaktivierung, 
Fußboden- und Wandheizungen). Dies ermöglicht 
eine niedrige Vorlauftemperatur von 40 °C. So 
können Wärmeverluste minimiert und die Nieder
temperaturwärmequelle Abwasserwärme in gro
ßem Umfang genutzt werden.

Die benötigte Wärme wird einem nahegelege
nen Abwasserkanal entzogen. Um dessen Ergie
bigkeit bewerten zu können, wurde eine zweijäh
rige Messphase durchgeführt. Der Durchfluss des 
Kanals betrug während der Messperiode in der 
Spitze 2.500, bei Trockenwetter 200 Liter pro Se
kunde. Damit ergibt sich eine rechnerische Entzugs
leistung von 838 Kilowatt pro Grad bei Trockenwet
terdurchfluss. Die Analyse der Temperaturverteilung 
zeigt z. B., dass das Abwasser im Kanal nie kälter 
als 6 °C wurde und es für einen Zeitraum von 
höchstens 12 Stunden eine Temperatur von 8 °C 
unterschritt. Während eines ganzen Jahres lag die 
Abwassertemperatur in der Summe 29 Stunden 
zwischen 6 °C und 8 °C. Damit bietet die thermi
sche Nutzung von Abwasser neben der höheren 
Wärmeleitfähigkeit weit bessere energetische Aus
gangsbedingungen als die Nutzung oberflächen
naher Geothermie.

Als weitere Randbedingung zur Auslegung der 
Abwasserwärmenutzung ist festzulegen, bis zu wel
cher Temperatur das Abwasser abgekühlt bzw. auf
geheizt werden darf. Dazu sind neben den physika
lischen Temperaturgrenzen von Wasser die 
biochemischen Prozesse der Abwasserreinigung im 
Klärwerk zu beachten. Die Mindestsolltemperatur 
zur Abwasserreinigung beträgt 10 °C. Es zeigte sich, 
dass die niederen Temperaturen des Abwasserka
nals am Neckarpark nicht im Belebungsbecken des 
Hauptklärwerks zu messen sind. Gründe hierfür 
sind neben der genannten Unterquerung des Wein-
bergs die weitere Vermischung des Abwassers mit 
den Zuflüssen anderer Abwassersammler. Im Haupt
klärwerk mündet das 6,5-Fache der Abwassermen
ge des Kanals am Neckarpark.

Wie auch im Klärwerk steigen die Temperatu
ren im Kanal am Neckarpark im Sommer nicht 
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über 20 °C, auch wenn die Außenluft auf bis zu 
33 °C ansteigen kann (Abbildung oben). Dies er
möglicht die Gebäudetemperierung auch ohne 
den Einsatz einer Wärmepumpe. Zudem können 
die Abwasserwärmetauscher als Rückkühlwerke 
für Kältemaschinen genutzt werden.

Temperaturverhalten im Abwasserkanal Stuttgart-Neckarpark in der Hitzeperiode

Für den Wärmeentzug aus dem Abwasser sind 
zwei unterschiedliche Wärmetauscher-Systeme ein
setzbar: die Verlegung der Wärmetauscher im Kanal 
und die Aufstellung der Wärmetauscher außerhalb 
des Kanals. Zu beiden Systemen liegen Betriebs
erfahrungen aus anderen Projekten in Stuttgart vor.

Die Verlegung im Kanal bietet den Vorteil, dass 
für den Abwasserfluss das freie Gefälle des Kanals 
genutzt wird und dadurch kein zusätzlicher Pump
aufwand entsteht. Jedoch muss der Wärmetau
scher etwa doppelt so groß ausgelegt werden als 
erforderlich, da sich im Betrieb ein natürlicher Be
wuchs auf der Oberfläche des Wärmetauschers 
bildet, der den Wärmeübergang hemmt. Zudem 
muss der Wärmetauscher unter besonderen Si
cherheitsvorkehrungen in den beengten Platzver
hältnissen des Kanals eingebaut werden. Gegebe
nenfalls sind Nachtarbeiten und Unterbrechungen 
erforderlich, falls der Kanal bereits in Betrieb ist 
und das Abwasser aufgestaut werden muss. Die 
Aufstellung der Wärmetauscher außerhalb des Ka
nals bietet eine einfachere Zugänglichkeit und er

möglicht eine kompaktere Bauform, da technische 
Vorkehrungen zur automatischen Entfernung des 
Bewuchses vorgesehen werden können. Jedoch 
sind der Pumpaufwand für die Entnahme des Ab
wassers aus dem Kanal und die Wiedereinleitung 
zu beachten und der Platzbedarf von ca. 0,1 Qua
dratmeter pro Kilowatt bei der Erstellung des um
gebenden Gebäudes zu berücksichtigen.

Für die Abwasserwärmetauscher im Neckar
park ist eine Entzugsleistung von 2,1 Megawatt 
zur Gewinnung der Abwasserwärme vorgesehen. 
Bezogen auf einen Rinnenwärmetauscher in ei
nem üblichen Abwassersammler erfordert dies 
einen Wärmetauscher von etwa einem Kilometer 
Länge. Die Abwasserwärmenutzung des Neckar
parks ist damit um den Faktor 10 größer dimensi
oniert als bestehende Anlagen in Deutschland 
(Abbildung oben).

Der Abwasserkanal am Neckarpark ist mit einem 
Durchmesser von DN 2400 so groß bemessen, 
dass ein Wärmetauscher in zwei parallelen Bän
dern an der Kanalsohle verlegt werden kann, wo
durch sich die Einbaulänge des Wärmetauschers 
auf 480 Meter verkürzt.

Der Wärmebedarf des Neckarparks wird mit 
sieben Megawatt Leistung in der Spitze und neun 
Gigawattstunden Energiebedarf pro Jahr abge
schätzt. Die Abwasserwärme soll den Bedarf über
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Regenerative Technologien in Stuttgart

wiegend decken. Der verbleibende Anteil wird 
durch Blockheizkraftwerke gedeckt. Leistungsspit
zen werden über Gaskessel abgefangen. Die so 
erzeugte Wärme wird über ein Niedertemperatur
Nahwärmenetz an die angeschlossenen Gebäude 
verteilt. Photovoltaik wird zur Kompensation der 
benötigten Hilfsenergie genutzt.

Die Realisierung der Wärmeversorgung wird 
2017 starten. Ende 2018 sollen erste Gebäude mit 
Wärme versorgt werden. Die Inbetriebnahme der 
Abwasserwärmenutzung ist für 2019 vorgesehen. 
Die Gesamtkosten des Vorhabens sind derzeit mit 
12 Millionen Euro kalkuliert. Das Bundesministeri
um für Wirtschaft und Energie fördert im Rahmen der 
Forschungsinitiative „EnEff:Wärme“ das Vorhaben.

Größenvergleich  
Abwasserwärmenutzung 

Stuttgart-Neckarpark 
zu bestehenden Anlagen

Finanzierung durch 
stadtinternes Contracting

Die Finanzlage der Kommunen zwingt dazu, dass 
wirtschaftliches Denken und Handeln ein Gebot 
für die Kommunen auch bei der Energielieferung 
bleiben muss. Daher ist es wichtig, die wirtschaft
lichen Aspekte auch im Energiebereich für kom
munale Liegenschaften in den Vordergrund zu 
stellen und auch Investitionen zur Energie- und 
Wassereinsparung zu tätigen. Dabei sollte die 

Wirtschaftlichkeit durch das fachkundige Energie
management geprüft werden.

Prinzipiell gibt es mehrere Möglichkeiten zur 
Finanzierung von Maßnahmen zur Energie- und 
Wassereinsparung in kommunalen Gebäuden:

• Haushalt,
• Contracting,
• Öffentlich-Private Partnermodelle,
• Sonderformen.

Alle Varianten sind prinzipiell denkbar und haben 
ihre Vor- und Nachteile, die unter den jeweiligen 
Randbedingungen von jeder Kommune betrachtet 
werden müssen. In der Regel erfordern allerdings 
alle Varianten einen beträchtlichen Vorbereitungs- 
und Entscheidungszeitraum. Um dieses Problem zu 
lösen, wurde in Stuttgart das stadtinterne Contrac
ting als Sonderform des Contractings entwickelt 
und in den letzten Jahren massiv ausgebaut. 

Beschreibung des Ansatzes
Im Modell des stadtinternen Contractings finan
ziert das Amt für Umweltschutz wirtschaftliche 
Maßnahmen in den städtischen Ämtern und Eigen
betrieben zur Energie- und Wassereinsparung vor 
(Abbildung S. 24 oben). Die durch diese Maßnahmen 
bei den städtischen Ämtern und Eigenbetrieben 
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eingesparten Energiekosten fließen aus dem jewei
ligen Budget so lange an das Amt für Umweltschutz 
zurück, bis die Investition abbezahlt ist. 

Prinzip des stadtinternen Contractings in Stuttgart

Das Amt für Umweltschutz hat seit 1995 mit 
den städtischen Ämtern und Eigenbetrieben über 

340 Vereinbarungen entwickelt und umgesetzt. 
Dabei handelt es sich um Projekte von wenigen 
1.000 Euro bis über eine Millionen Euro. Neben 
Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz 
sind auch der Bau von Anlagen zur Nutzung er

Eingesparte Energie- und Wassermengen in Stuttgart mithilfe des stadtinternen Contractings
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neuerbarer Energieträger realisiert worden. Insge
samt entfallen über 35 Prozent der Investitionen 
auf den regenerativen Bereich.

Vermiedene Kohlenstoffdioxid-Emissionen in Stuttgart

Bei konkurrierenden Projekten wird anhand 
der Kapitalrückflusszeit entschieden, welche Maß
nahmen umgesetzt werden. Die durchschnittliche 
Kapitalrückflusszeit der vom Amt für Umwelt
schutz im Rahmen des stadtinternen Contractings 
eingesetzten Finanzmittel liegt bei 8,1 Jahren. 

Ziel des 1995 in Stuttgart entwickelten Mo
dells des stadtinternen Contractings ist es, die 
Anzahl der Projekte zur Energie- und Wasserein
sparung deutlich zu erhöhen und zeitnah umzu
setzen. Mit der Vorfinanzierung gelingt es, dass 
haushaltstechnische Engpässe die Umsetzung 
von Maßnahmen zur Energieeinsparung nicht 
verhindern, insbesondere wenn es sich um be
sonders wirtschaftliche Maßnahmen handelt. 
Dadurch reduzieren sich nicht nur der Energie
verbrauch, sondern auch die Ausgaben für Ener
giekosten. Somit verbessert die Kommune auch 
ihre finanzielle Handlungsfähigkeit.

Neben der Kosteneinsparung wurden durch 
das stadtinterne Contracting die in der Abbildung 
links dargestellten Mengen an Heizenergie, Strom 
und Wasser eingespart.

Anhand dieser Abbildung wird auch deutlich, 
dass der Schwerpunkt bisher bei der Heizenergie 

liegt. Mit steigenden Strompreisen werden aber 
auch Stromeinsparmaßnahmen wirtschaftlicher. 

Das stadtinterne Contracting liefert damit 
auch einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz. 
Wie in Abbildung oben dargestellt, führt die 
Summe aller Projekte inzwischen zu einer Koh
lenstoffdioxid-Einsparung von über 11.000 Ton
nen pro Jahr. Insgesamt wurden durch das stadt
interne Contracting ca. 132.000 Tonnen Kohlen
stoffdioxid eingespart.

Das stadtinterne Contracting hat sich als Instru
ment zur Senkung der Energie- und Wasserkosten 
bewährt. Durch die kurzfristige Reaktion auf Ent
wicklungen im Energiebereich und aufgrund der 
schnellen Umsetzung der Maßnahmen konnte 
eine zeitnahe Einsparung sichergestellt werden.

Beispiele für Maßnahmen, die über das stadt-
interne Contracting finanziert wurden, finden sich 
sowohl im Bereich der Reduktion des Energiever
brauchs (Dämmung der obersten Geschossde
cken, Einbau von Wärmedämmverbundsystemen, 
Erneuerung von Regelungsanlagen, Errichtung von 
Blockheizkraftwerken u. a.) als auch beim Einsatz 
von erneuerbaren Energien (Holzhackschnitzel- 
oder Holzpelletheizungen, Wärmepumpen, Pho
tovoltaik-Anlagen, Solaranlagen zur thermischen 
Warmwasserbereitung, Solaranlagen zur Lufter
wärmung, Solarabsorber u. a.).
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KLIMASCHUTZ & ERNEUERBARE WÄRME

Investitionen mit dem stadtinternen Contracting in Stuttgart

Finanzielle Auswirkungen
Die Abbildung oben zeigt die jährlich abgeflosse
nen Investitionsmittel für die Ämter und Eigenbe
triebe. Es wird deutlich, dass das Budget nicht auf 
einmal zur Verfügung gestellt werden muss, son
dern kontinuierlich gesteigert werden kann. Die 
obere rote Linie stellt die seit 1995 insgesamt getä

tigten Investitionen dar. Bis Ende 2015 wurden mit 
den bereitgestellten Mitteln Investitionen für Ein
sparmaßnahmen in Höhe von 17,8 Millionen Euro 
getätigt.

In der Abbildung unten ist die erreichte Ener
giekosteneinsparung dargestellt. Diese hat sich in 
den letzten Jahren auf 22 Millionen Euro erhöht. 

Energiekosteneinsparung durch stadtinternes Contracting in Stuttgart
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Aufgrund dieses großen Erfolgs wurden in den 
letzten Jahren auch die im stadtinternen Contrac
ting zur Verfügung stehenden Mittel deutlich er
höht. Trotzdem wurde ab dem Jahr 2004 mit dem 
stadtinternen Contracting mehr Geld eingespart 
als im Budget zur Verfügung stand. In derselben 
Abbildung (S. 26 unten) ist zusätzlich die Diffe
renz der kumulierten Einsparung mit den bereitge
stellten Mitteln dargestellt. Insgesamt wurden bis 
2015 22 Millionen Euro eingespart, sodass die Stadt 
mit Einführung des internen Contractings einen 
Nettogewinn von 1,2 Millionen Euro erzielt hat.

Dabei ist noch nicht berücksichtigt, dass die 
Einsparung der Maßnahmen aus den Vorjahren 
aufgrund der Energiepreissteigerungen (z. B. Heiz-
energie plus 30 Prozent von 2005 auf 2010) tat
sächlich um 9,9 Millionen Euro höher liegt. Ent
sprechend ergibt sich eine Nettokosteneinsparung 
von 31,9 Millionen Euro.

Zusammenfassung und Fazit

Im vorliegenden Beitrag werden die Ansätze der 
Landeshauptstadt Stuttgart im Energiebereich auf
gezeigt. Mit dem Energiekonzept wurden die bis
herigen Ansätze zusammengefasst und konse
quent um die noch fehlenden Bereiche ergänzt. 
Ein wichtiger Schwerpunkt bei der Steigerung der 
Wärmeerzeugung auf Basis erneuerbarer Energien 
stellt das Biomassekonzept für die städtischen Lie
genschaften dar. Neben der systematischen Analy
se des jährlichen Holzhackschnitzelpotenzials ist 
der Einsatz in den einzelnen Liegenschaften genau 
zu analysieren. So war es möglich, vier Anlagen 
auf Basis einer Holzhackschnitzelfeuerung in 
Stuttgart zu bauen und eine jährliche Kostenein
sparung von 340.000 Euro zu erzielen. Weitere 
Anlagen sind in Vorbereitung.

Die Nutzung von Abwasserwärme zur Wärme
versorgung von Gebäuden stellt eine weitere 
Möglichkeit dar, den Verbrauch fossiler Energieträ
ger zu vermeiden. Hierzu sind in der Landes
hauptstadt im Moment mehrere Anlagen in der 
Umsetzung bzw. in Planung.

Ein wichtiges Instrument zur Umsetzung von 
Maßnahmen zur Energiekosteneinsparung ist das 
in Stuttgart entwickelte stadtinterne Contracting. 
Mit diesem Instrument wurden in den vergange
nen Jahren über 340 Maßnahmen umgesetzt, die 

zusammen 132.000 Tonnen Kohlenstoffdioxid 
und erhebliche Mengen an Energie eingespart ha
ben. Auch konnte in den städtischen Liegenschaf
ten der Anteil erneuerbarer Energien am Gesamt
energieverbrauch deutlich gesteigert werden. n

DR. JÜRGEN GÖRRES

Leiter der Energieabteilung 
im Amt für Umweltschutz der 
Landeshauptstadt Stuttgart

Dr. Görres (Jahrgang 1962) 
hat nach dem Studium der 
Verfahrenstechnik 1996 sei
ne Promotion im Bereich 
Energietechnik an der Univer
sität Stuttgart abgeschlossen. 
Seit 1996 ist er im Amt für 
Umweltschutz der Landes
hauptstadt beschäftigt. Er ar
beitet in verschiedenen Ener
giearbeitskreisen (Verein Deut
scher Ingenieure, Deutscher 
Städtetag), ist seit 1998 Do
zent für Wärmelehre an der 
Hochschule Pforzheim und 
seit 2013 erster Vorsitzender 
des Energieberatungszentrums 
in Stuttgart.
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FRANZ KAHLE, WIEBKE LOTZ

Das Förderprogramm Regenerative Energien 
der Universitätsstadt Marburg

Die Universitätsstadt Marburg möchte im 
Klimaschutz vorangehen und hat sich da
für ehrgeizige Ziele gesetzt: Bis zum Jahr 

2030 sollen die CO2-Emissionen im Bereich Strom 
und Wärme im Vergleich zum Jahr 2009 um  
50 Prozent reduziert werden.

Um den Weg zu diesem Ziel zu beschreiben, 
wurde im Jahr 2011 ein Integriertes Klimaschutz
konzept entwickelt. In den darauf folgenden Jah
ren wurden zudem mehrere Klimaschutz-Teilkon
zepte erstellt: 

• Klimaschutz in den eigenen Liegenschaften
• Erschließung der verfügbaren Erneuerbare-Ener

gien-Potenziale in der Universitätsstadt Marburg
• Innovatives Klimaschutz-Teilkonzept
• Klimaschutz-Teilkonzept „Klimafreundliche 

Mobilität“

Es wurden zudem zwei Integrierte Energetische Quar
tierskonzepte erstellt. Im Jahr 2013 wurde die beste
hende Stelle der Klimaschutzbeauftragten um eine 
Stelle zur Umsetzung des Klimaschutzkonzepts er
gänzt. Im Jahr 2015 wurde zudem ein Sanierungsma
nager zur Umsetzung der Quartierskonzepte einge
stellt. Seitdem sind von der Universitätsstadt Marburg 
verschiedene Maßnahmen im Bereich Klimaschutz 
umgesetzt worden. Diese und die genannten Konzep
te sind unter www.klimaschutz-marburg.de zu fin
den. Ein wichtiger Baustein ist das Förderprogramm 
Regenerative Energien, das seit 2009 besteht.

Entstehung des Förderprogramms

Bereits im Jahr 2008 hatte die Universitätsstadt 
Marburg eine Satzung zur solaren Baupflicht be
schlossen, um einen wirkungsvollen Beitrag zur 
CO2-Minderung zu leisten. Die Satzung schrieb 
die Nutzung geeigneter Dachflächen mit solar

thermischen Anlagen vor. Durch die Nutzung von 
Dächern für Solarenergie wird ein weiterer Flä
chenverbrauch für Solaranlagen vermieden. Die 
Solarsatzung konnte auf Grundlage der §§ 5 und 
51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung 
(HGO) [1] und des § 81 Abs. 2 Hessische Bauord
nung (HBO) [2] beschlossen werden. In ihrer ers
ten Fassung richtete sich die Solarsatzung sowohl 
an Neubauten als auch an den Gebäudebestand.

Nachdem 2009 das Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz [3] Regelungen für den Neubau vor
schrieb, wurde im Jahr 2010 eine neue Fassung 
der Solarsatzung der Universitätsstadt Marburg 
beschlossen, die sich an den Gebäudebestand 
richtete: Bei Änderungen an den Dächern oder 
Austausch der Heizungsanlage von bestehenden 
beheizten Gebäuden wurden die Bauherren ver
pflichtet, solarthermische Anlagen zu errichten. 

Für den Fall, dass Gebäude durch die Exposition 
oder durch örtliche Verschattung der Dachflächen, 
aus städtebaulichen oder denkmalschutzfachlichen 
Gründen oder durch andere wichtige Gründe nicht 
zum Einsatz von solarthermischen Anlagen geeig
net sind, wurden Ersatzmaßnahmen definiert. Die
se Ersatzmaßnahmen sehen eine alternative Form 
der klimafreundlichen Wärmeversorgung vor bzw. 
eine ehrgeizige Wärmedämmung. Die Ersatzmaß
nahmen können auch durchgeführt werden, wenn 
diese im gleichen Umfang zu einer CO2-Minde
rung führen wie eine solarthermische Anlage.

Um die Umsetzung der Solarsatzung zu unter
stützen, wurde im Jahr 2009 ein passendes Förder
programm aufgelegt.

Die Solarsatzung wird seit Dezember 2010 
nicht mehr strikt angewendet, weil nach einer Re
form der Hessischen Bauordnung die Rechtsgrund
lage für die Solarsatzung geändert wurde [4]. Un
eingeschränkt gültig ist das Förderprogramm, um 
die freiwillige Umsetzung der Anforderungen der 
Solarsatzung weiterhin zu unterstützen.

-

 

-
-
-

-

-
-

-
-
-

-
-

-

-

-

-
-

 

-

-

-
-

-

-
 

-
-

 

-
-
-

28

http://www.klimaschutz-marburg.de


Panorama der Universitätsstadt Marburg

Inhalt des Förderprogramms und 
Fördervoraussetzungen

Die Universitätsstadt Marburg fördert die Instal
lation solarthermischer Anlagen zur Warmwas
serbereitung mit 500 Euro und die Installation 
solarthermischer Anlagen zur kombinierten 
Warmwasserbereitung und Heizungs-/Prozess
wärmeunterstützung mit 1.000 Euro. Seit 2015 
wird zudem die Installation einer Photovoltaik-
Anlage zur direkten Warmwasserbereitung sowie 
die Installation eines Stromspeichers mit je 500 
Euro unterstützt.

Alternativ werden andere Arten der Wärmever
sorgung mit je 500 Euro gefördert, wenn der Wär
mebedarf des Gebäudes überwiegend durch diese 
Anlagen gedeckt wird:

• Wärmeerzeugungsanlagen, die nicht-fossile 
Brennstoffe, z. B. Holzpellets, verwenden;

• Heizanlagen mit Kraft-Wärme-Kopplung, die 
mit Erdgas oder erneuerbaren Energien betrie
ben werden;

• Anschluss an ein Nah- oder Fernwärmenetz, 
das mit erneuerbaren Energien oder Kraft-Wär
me-Kopplung mit Erdgas oder erneuerbaren 
Energien betrieben wird.

Alternativ zu einer klimafreundlichen Wärmeerzeu
gung wird eine ehrgeizige bauliche Wärmedämmung 
mit 500 Euro belohnt. Diese wird bezuschusst, wenn 

• bei neu zu errichtenden oder zu erweiternden Ge
bäuden die Anforderungen an den JahresPrimär
energiebedarf der zu dem Zeitpunkt der Umsetzung 
aktuellen Energieeinsparverordnung (EnEV) [5] um 
mindestens 30 Prozent unterschritten werden oder 

• bei Änderungen von Gebäuden die Anforde
rungen der zu dem Zeitpunkt der Umsetzung 
aktuellen EnEV an die Wärmedurchgangskoeffi
zienten an den zu ändernden Bauteilen um 
mindestens 30 Prozent unterschritten werden.

Antragsberechtigt sind sowohl Privateigentümerin
nen und Privateigentümer als auch Unternehmen. 
Voraussetzung ist, dass die Anlage im Stadtgebiet 
errichtet wird und mindestens zehn Jahre erhalten 
wird. Zudem darf die Universitätsstadt Marburg die 
Anlage für ihre Öffentlichkeitsarbeit nutzen.

Die Förderung erfolgt als Zuschuss im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel. Ein Rechtsan
spruch auf Förderung besteht nicht. Von Seiten der 
Universitätsstadt Marburg ist auch eine Kumulie
rung mit anderen öffentlichen Fördermitteln mög
lich, z. B. mit Mitteln des Bundesamts für Wirt
schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA).
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Solarwärmeanlage in der Marburger Marktgasse

Bewerbung und Abwicklung des 
Förderprogramms

Das Förderprogramm wird auf der städtischen 
Homepage beworben sowie mit einem eigenen Fly
er, der an verschiedenen Stellen der Stadtverwaltung 
und bei den Stadtwerken ausliegt. Zusätzlich wer
den die Flyer bei Informationsveranstaltungen aus
gelegt. Die Stadtwerke bieten zudem eine eigene 
Energieberatung für ihre Kundinnen und Kunden an, 
bei der auf das Förderprogramm hingewiesen wird.

Die Abwicklung des Förderprogramms erfolgt 
über die Stadtwerke Marburg GmbH. Anträge auf 
Förderung durch das städtische Förderprogramm 
werden bei den Stadtwerken Marburg eingereicht 
und dort geprüft und bewilligt. Die Auszahlung 
der Mittel erfolgt nach Abschluss der Maßnahme 
ebenfalls durch die Stadtwerke. Zum Nachweis 
der Maßnahme müssen Rechnungen des Hand
werksbetriebs eingereicht werden, Kopien der För
derbescheide Dritter sowie ein Foto der Anlage.

Die Stadtwerke beraten Antragstellende auch 
zu weiteren Fördermöglichkeiten und bieten ein 
eigenes Förderprogramm für ihre Kundinnen und 
Kunden an.

Ergänzende Bausteine: 
Solarkataster und 
Energieberatung

Ergänzt wird das Förderpro
gramm durch das Marburger 
Solarkataster [6]. Dieses wur
de bereits im Jahr 2011 durch 
einen Stuttgarter Dienstleister 
im Technologietransfer entwi
ckelt und ist im Internet abruf
bar. Hausbesitzerinnen und 
Hausbesitzer können sich im 
Solarkataster anzeigen lassen, 
ob ihr Haus generell für Pho
tovoltaik und Solarthermie 
geeignet ist. Zusätzlich gibt es 
einen Wirtschaftlichkeitsrech
ner, der Auskunft über die 
mögliche Größe der Anlage, 
die Investitionskosten und die 
Einspeisevergütung gibt. Der 
Rechner berücksichtigt auch 
den Eigenbedarf und berech
net, ab welchem Jahr sich die 
Anlage amortisiert.

Im Jahr 2013 sind zum damaligen Zeitpunkt 
bundesweit einmalige Neuerungen dazu gekom
men: Es ist nun auch möglich, im Rechner den ei
genen Stromverbrauch einzugeben und sich daraus 
die ideale Anlagengröße berechnen zu lassen. Zu
sätzlich wird eine Grafik über den jährlichen Strom
verbrauch und die jährliche Stromproduktion ange
zeigt, so dass ersichtlich ist, zu wieviel Prozent im 
Jahresverlauf die Anlage den Stromverbrauch de
cken kann. Der Rechner kann dazu auch Strom
speicher berücksichtigen. Mit dieser Neuerung 
wurde der Entwicklung Rechnung getragen, dass 
der Eigenverbrauch von selbst erzeugtem Strom an 
Bedeutung gewinnt.

Seit 2013 ist es außerdem möglich, eine Be
rechnung für Freiflächenanlagen durchzuführen.
Die Freiflächen können per Mausklick in der An
sichtskarte frei eingezeichnet werden.

Bis August 2016 bestand eine eigene städtische 
Gebäudeenergieberatung in der Universitätsstadt 
Marburg. Seit Dezember 2016 wird gemeinsam mit 
dem Landkreis Marburg-Biedenkopf die stationäre 
Beratung der Verbraucherzentrale angeboten. Da
bei handelt es sich um eine anbieterunabhängige 
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Förderprogramm Regenerative Energien Marburg

Erstberatung, die einmal monatlich genutzt werden 
kann. Durchgeführt wird sie von einem Energiebe
rater der Verbraucherzentrale, der auch für die 
Energieberatung im Denkmalschutz qualifiziert ist. 
Im Gespräch wird darüber informiert, welche Ener
giesparmaßnahmen für das eigene Haus sinnvoll 
sind, welche Haustechnik sich am besten eignet 
und welche Fördermöglichkeiten es gibt. Die Uni
versitätsstadt Marburg und der Landkreis Marburg
Biedenkopf übernehmen den Eigenanteil der Ratsu
chenden, sodass die Energieberatung für diese 
kostenlos ist. Zusätzlich erhält jede Besucherin und 
jeder Besucher eine Energiespartüte mit einem 
LED-Leuchtmittel und Informationsflyern. Darunter 
ist auch ein Flyer mit einer Übersichtstabelle der 
verschiedenen Fördermöglichkeiten für eine um
weltfreundliche Energieversorgung, um einen 
schnellen Überblick über die vielfältigen Förder
möglichkeiten zu geben.

Evaluation des Förderprogramms

Insgesamt hat die Universitätsstadt Marburg seit In
krafttreten des Programms im Jahr 2009 mit knapp 
170.000 Euro Maßnahmen gefördert. Bereits in den 
ersten beiden Jahren wurden rund 23.000 Euro ab
gerufen. Die umfangreichsten Mittelabrufe erfolgten  
in den Jahren 2011 bis 2013. Pro Jahr wurden zwi
schen 33.000 und 41.000 Euro beantragt. Im Jahr 
2014 wurden 21.000 Euro und im Jahr 2015 wurden 
12.000 Euro abgerufen. Der Rückgang der vergange
nen beiden Jahre lässt sich wahrscheinlich durch die 
gesunkenen Preise für Gas und Öl erklären.

Mit den Mitteln wurden 115 Anlagen zur Warm
wasserbereitung und 114 Anlagen zur kombinierten 
Warmwasserbereitung und Heizungs-/Prozesswär
meunterstützung gefördert. Die CO2-Einsparung 
durch diese Anlagen beträgt je nach Rechenmetho
de zwischen 140 und 220 Tonnen CO2 im Jahr.

Infostand zum Energiekonzept Marburger Richtsberg, bei dem für energetische Sanierung und Solarenergie geworben wird
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Dr. Franz Kahle neben dem Bürgersonnenkraftwerk auf dem Dach der Kaufmännischen Schulen in Marburg

Zusätzlich zu den Solaranlagen wurden in den 
vergangenen Jahren 34 andere Anlagen der Wär
meerzeugung gefördert sowie 28 Maßnahmen zur 
Wärmedämmung.

Die Solarbundesliga – Ein Platz an der Sonne

Die Universitätsstadt Marburg nimmt jährlich an 
der Solarbundesliga teil und erfasst dafür die Pho
tovoltaik- und Solarthermiedaten des Stadtgebiets. 
Im Juni 2016 gab es in der Universitätsstadt Mar
burg über 7.000 m² Solarthermiefläche. Dies ent
spricht 1 m² pro 10 Einwohnerinnen und Einwoh
ner. Von der insgesamt installierten Fläche wurden 
1.700 m² mit Hilfe des städtischen Förderpro
gramms installiert, also über 20 %.

Die installierte Photovoltaikleistung beträgt 
über 13 Megawatt-Peak, was 187 Watt je Einwoh
nerin und Einwohner entspricht.

Vergleicht man die Universitätsstadt Marburg 
mit anderen Städten über 50.000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern, so erreicht sie regelmäßig eine 
Platzierung unter den 20 besten Städten. In Hes
sen liegt die Universitätsstadt Marburg in dieser 
Kategorie seit mehreren Jahren unangefochten auf 
Platz 1.

Dieses gute Ergebnis ist auch dem Förderpro
gramm Regenerative Energien zu verdanken! n

Quellenangaben
[1] Land Hessen/Hessisches Ministerium der Justiz/Wolters 
Kluwer Deutschland GmbH, Hessenrecht Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften – Hessische Gemeindeordnung 
(HGO) vom 07.03.2005 und nachfolgende Änderungen. 
Download unter: www.rv.hessenrecht.hessen.de/lexsoft/
default/hessenrecht_rv.html?doc.hl=1&doc.id=jlr-
GemOHE2005rahmen:juris-lr00&documentnumber=
1&numberofresults=218&showdoccase=1&doc.part=
X&paramfromHL=true#docid:146137,1,20160101
[2] Land Hessen/Hessisches Ministerium der Justiz/Wolters 
Kluwer Deutschland GmbH, Hessenrecht Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften – Hessische Bauordnung (HBO) 
vom 15.01.2011 und nachfolgende Änderungen. 
Download unter: www.rv.hessenrecht.hessen.de/lexsoft/
default/hessenrecht_rv.html?doc.hl=1&doc.id=
jlr-GemOHE2005rahmen:juris-lr00&documentnumber=
1&numberofresults=218&showdoccase=1&doc.part=
X&paramfromHL=true#docid:169492,1,20151209
[3] Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im 
Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz – 
EEWärmeG) vom 07.08.2008 (BGBl. I, S. 1658 ff.) 
und nachfolgende Änderungen
[4] Artikel auf Homepage des Hessischen Ministeriums 
für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwick
lung über die novellierte HBO: https://wirtschaft.
hessen.de/landesentwicklung/bauen-und-wohnen/
baurecht/bauordnungsrecht/die-hessische-bauordnung
[5] Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz 
und energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden 
(Energieeinsparverordnung – EnEV) vom 24.07.2007 
(BGBl. I, S. 1519 ff.) und nachfolgende Änderungen
[6] Universitätsstadt Marburg, Solarkataster, o.J.
Download unter: www.marburg.de/solarkataster
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Flyer zu den Fördermöglichkeiten  
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Regenerative Energien

DR. FRANZ KAHLE

Bürgermeister der 
Universitätsstadt Marburg

Dr. Franz Kahle ist seit 2001 
hauptamtlicher Dezernent 
der Universitätsstadt Mar
burg. Seine Schwerpunkte 
sind Bauen und Umwelt. Dr. 
Franz Kahle hat in Marburg 
Jura studiert.

WIEBKE LOTZ

Klimaschutzbeauftragte der 
Universitätsstadt Marburg

Wiebke Lotz ist seit 2013 Kli
maschutzbeauftragte der Uni
versitätsstadt Marburg. Sie hat 
Umweltwissenschaften in Lü
neburg und Global Change 
Management in Eberswalde 
studiert.
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Industrielle Abwärme nutzen – 
das Abwärme-Portal des Landkreises Osnabrück
Industrielle Abwärme nutzen – 
das Abwärme-Portal des Landkreises Osnabrück

Industrielle Abwärme entsteht in hochenergeti
schen Produktionsprozessen und wird bisher häu
fig ungenutzt an die Umwelt abgegeben. Im Rah

men des Klima- und Ressourcenschutzes sollte es 
das Ziel sein, diese Abwärme betriebsintern oder  
extern einer Weiternutzung zuzuführen und somit 
die Energie- und Klimabilanz von Unternehmen und 
Kommunen zu verbessern. Industrielle Abwärme 
kann ein wesentlicher Baustein auch im Rahmen 
von kommunalen Klimaschutzstrategien sein. Der 
Landkreis Osnabrück hat sich dieses Themas näher 
angenommen und mit PInA („Informations- und Pla-
nungsportal Industrielle Abwärme“) eines seiner 
Leitprojekte entwickelt. Es hat das Ziel, das Potenzial 
industrieller Abwärme anhand von regionalen Pri
märdaten genauer zu erfassen und mit den poten
ziellen Abnehmern zu verschneiden. Der Landkreis 
Osnabrück hat seit vielen Jahren ein eigenständiges 
Profil in der Energie- und Klimapolitik entwickelt 
und ist unter anderem Modellregion im Programm 
„Masterplan 100% Klimaschutz“ des BMUB.

Abwärme ist Wirtschaftsgut

Unternehmen mit hohem Energiebedarf bergen oft 
auch ein großes Abwärmepotenzial. In bestimmten 
Branchen werden große Energiemengen als Prozess
wärme benötigt, um die Fertigungsschritte wie „Ba
cken“, „Schmelzen“ oder „Trocknen“ zu realisieren.

Logo des PlnA-ProjektsLogo des PlnA-Projekts

Im Bereich „Glas, Steine, Erden“ oder „Metallverar
beitung“ wird schätzungsweise ein Prozentsatz von 
bis zu 40% des Energieeinsatzes als Abwärme wie
der abgegeben. Aber auch in der Lebensmittelindus
trie können je nach eingesetztem Produktionsverfah
ren nutzbare Potenziale auftreten. Nutzbar ist diese 
Abwärme im großen Maßstab vorwiegend in Indu-
strieprozessen und größeren Produktionsstätten. 
Über alle Branchen werden für Deutschland Anteile 
nutzbarer Abwärme in einer Größenordnung von 18 
Prozent des Energieeinsatzes geschätzt [1]. Tatsäch
lich hängt aber das Potenzial stark von der Art der 
technischen Anlage und den eingesetzten Verfahren 
ab [2]. Studien beispielsweise des Instituts für Zukunfts- 
EnergieSysteme IZES beziffern das bundesdeutsche 
Potenzial auf circa 225 Terawattstunden pro Jahr 
zum Stand von 2008 [3]. Die Deutsche Energie-
Agentur geht davon aus, dass lediglich die Hälfte der 
Unternehmen ihr Abwärmepotenzial kennt – somit 
ist klar, dass noch viel Potenzial vorhanden ist.

Entscheidend für die zukünftige Ausgestaltung 
der „Wärmewende“ ist eine systematische Er
schließung der Potenziale im Rahmen einer inte
grierten Wärmeplanung für ganze Kommunen und 
unter Einbeziehung auch anderer Wärmequellen 
aus erneuerbaren Energien und der Betrachtung 
auch geringerer Potenziale, wie sie z. B. in Wä
schereien oder Bäckereien auftreten können.

Abwärme, die nicht vermieden oder betriebsin-
tern im Unternehmen genutzt werden kann, kann 
gegebenenfalls aber durchaus extern genutzt wer
den. Dazu müssen verschiedene Akteure an einen 
Tisch gebracht werden. Gelingt dies, können für 
alle Beteiligten neue Zusatznutzen entstehen. Unter
nehmen können ihren Produkten ein klimafreund
liches Image verschaffen und in geeigneten Quar
tieren kann ein bürgerschaftliches Engagement im 
Rahmen der Wärmenutzung entstehen (vgl. Ab
schnitt Umsetzungsbeispiele). 
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Das Abwärme-Portal Osnabrück

Die Anforderungen an die Potenzialerhebung und 
die Nutzung sind hoch. Dieses Thema ist ein Ge
biet für Fortgeschrittene, denn es müssen eine Rei
he von relevanten Informationen vor Ort erhoben 
werden:

• Verschiedene Temperaturniveaus,
• Leistung und Energiemenge des Abwärme

stromes der Prozesse,
• zeitlicher Verlauf im Tages- und Jahresgang

bzw. hinsichtlich der Produktionszeiten 
(Rüstzeiten, Wartungsintervalle usw.),

• Verfügbarkeit, Zuverlässigkeit,
• Art der Medien (Wasser, Abluft, Abgas),
• Schadstoffbelastung.

Aufgrund der oft sehr individuellen technischen 
Anlagen und Produktionsstätten ist eine genauere, 
verlässliche Berechnung einer möglichen Abwär
menutzung nur nach Erhebung und Auswertung 
der tatsächlichen Betriebsdaten möglich. Allerdings 
ist dieser Weg mit hohem Aufwand verbunden, 
denn die Terminfindung, Datenrecherche, -bestäti
gung und Freigabe zur Nutzung sind mitunter sehr 
langwierig und bedürfen guter Vorbereitung [4].

Abwärmepotenziale sinnvoll nutzen

Entscheidend für die tatsächliche Realisierung ist 
nicht allein die Fragestellung der technischen 
Machbarkeit. Eine Fallstudie für die Steiermark [5] 
hat gezeigt, dass dort in den untersuchten Unter
nehmen nur zwischen vier und 26 Prozent des 
theoretischen Abwärmepotenzials tatsächlich real 
nutzbar gemacht werden konnten. Es sind häufig 
lange Entscheidungswege und vielfältige Aspekte 
zu berücksichtigen, wenn in einem Unternehmen 
außerhalb des Kerngeschäfts in Energiesysteme in
vestiert werden soll  [2].

Betriebliche Neuorganisationen oder Moderni
sierungen haben zunächst das Ziel, die Entstehung 
von Abwärme zu vermindern bzw. zu verhindern. 
Bestimmte Prozesse, wie das Brennen von Ziegeln 
oder das Schmelzen von Stahl, lassen sich nur bis 
zu einem bestimmten Punkt optimieren. Primär 
sollte die Möglichkeit von Optimierungen und 
Nutzungen durch interne Wärmekreisläufe und 
Kaskadennutzungen geprüft werden. Das IZES 
schlägt hier z. B. folgende Rangfolge vor [6]:

1. Effizienzmaßnahmen sollen Auftreten von 
Abwärme vermindern;

2. Integration in vorhandene Kreisläufe oder 
Wärmenutzungen;

3. innerbetriebliche Umwandlung in andere 
Nutzenergie, z. B. Strom;

4. Nutzung durch Weitergabe an Dritte in 
energetischen Standortgemeinschaften.

Erst wenn nach der Beurteilung möglicher Optimie
rungen noch ein nutzbares Potenzial verbleibt, kön
nen nachgelagerte Nutzungen oder die Erschließung 
der Abwärmenutzung in einer größeren Standortge
meinschaft angegangen werden. Eine der häufigsten 
Fragen bei der Konzeption von Nahwärmenutzun
gen ist die Sorge darüber, was passiert, wenn der Be
trieb – aus welchen Gründen auch immer – die Pro
duktion einstellt. Auch hierauf müssen bei der 
Bewertung und Umsetzung der Potenzialanalyse 
Antworten gefunden werden und das Risiko bewer
tet werden (vgl. Abschnitt Umsetzungsbeispiele).

Das PInA-Projekt in der Modellregion 
Landkreis Osnabrück

Die Idee von „PInA – Informations- und Planungs
portal Industrielle Abwärme“  besteht darin, für ein 
großflächiges Gebiet wie den Landkreis Osnabrück 
Angebot von und Nachfrage an industrieller Ab
wärme in einem internetbasierten Planungsportal 
zusammenzuführen [7]. Es dient in erster Linie als 
Instrument zur Identifizierung von Abwärmepoten
zialen und Initiierung von energetischen Standort
gemeinschaften. Das Portal wird gemeinsam vom 
Landkreis Osnabrück und der Wirtschaftsförde
rungsgesellschaft Osnabrücker Land mbH (WIGOS) 
umgesetzt. 2014 bis 2016 wurde das Projekt durch 
den Metropolregion Bremen-Oldenburg im Nord
westen e.V. gefördert.

Das Konzept wird maßgeblich von der Hoch
schule Osnabrück getragen, welche bereits 2014 
die vorgelagerte, mit Mitteln des Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) geförderte, Studie 
„ReWIn – Regionales Wärmekataster Industrie“ 
durchgeführt hat [2].

Der Landkreis Osnabrück ist seit 2012 Modell
region im kommunalen Klimaschutz und verfolgt 
langfristige Ziele in allen Sektoren der Energiewen
de. Rund 37 Prozent der Endenergie wird im Land
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kreis für Unternehmen (Industrie und Gewerbe) 
verwendet [8]. Im Wärmesektor sollen nach den 
Szenarien des Landkreises die größten Einsparun
gen erzielt werden. Durch einen langfristigen Um
bau können hier bis 2050 die Treibhausgasemissio
nen um 95 Prozent gegenüber dem Referenzjahr 
1990 reduziert werden. Abwärme leistet dabei ei
nen wichtigen Beitrag als „anthropogenes Potenzi
al“, welches bilanziell CO2-neutral bewertet wer
den kann, da die Emissionen bereits in der 
bestehenden Endenergiebilanz verrechnet wurden.

Das Projekt PInA ist der Mehrkämpfer unter 
den zahlreichen Klimaschutzmaßnahmen im 
Landkreis Osnabrück. Es unterstützt die Wärme
wende im Allgemeinen, erleichtert den Zugang zu 
Unternehmen auch für andere Themen, bspw. 
Energie- und Ressourceneffizienz, und liefert um
fassende Informationen, auch für die Seite der po

tenziellen Wärmeabnehmer. Unterschiedliche 
Gruppen werden angesprochen: Kommunen, Un
ternehmen, Planer, Bürgermeister oder Energiege
nossenschaften können von den Informationen 
profitieren und werden vernetzt. Das entstandene 
Cluster von Kommune, Hochschule und Unter
nehmen nutzt die erarbeiteten Kompetenzen auch 
in verwandten thematischen Zusammenhängen. 
Bestimmte Informationen, z. B. die Wärmebe
darfsberechnung, können in vielfältigen Planun
gen eingesetzt werden, beispielsweise für energe
tische Quartierskonzepte, die Unterstützung im 
Bereich der Dorferneuerung oder der Entwicklung 
von Gewerbegebieten. Ein zentrales Ziel ist aber 
natürlich die Umsetzung von Projekten zur Ab
wärmenutzung in konkreten Fällen mit der Ent
wicklung von Geschäftsmodellen und tragfähigen 
Kooperationen vor Ort.

PInA-Projekt als Mehrkämpfer innerhalb der Klimainitiative des Landkreises Osnabrück

Branchen mit den größten Potenzialen in PInA, nach Datenlage ReWIn-Studie [2]

BrancheBranche Theoretisches AbwärmepotenzialTheoretisches Abwärmepotenzial

Metallerzeugung und -bearbeitung 312.000 Megawattstunden pro Jahr

Keramik, Glas etc.  129.000 Megawattstunden pro Jahr

Papier und Pappe 87.000 Megawattstunden pro Jahr

Nahrungs- und Futtermittel 42.000 Megawattstunden pro Jahr

Gesamt 570.000 Megawattstunden pro Jahr
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Branchenzugehörigkeit der befragten Unternehmen

Die Teilschritte des Projekts PInA

Befragung vor Ort
„Wir drucken keine Flyer, wir besuchen Sie direkt 
vor Ort“, hatte Siegfried Averhage, der Wirtschafts
förderer des Landkreises Osnabrück, angekündigt 
und mittlerweile auch Wort gehalten. Ein entschei
dender Ansatz von PInA ist die Befragung von Un
ternehmen vor Ort, um an „echte Daten“ zu Ab
wärmepotenzialen zu gelangen. Bisher wurden 
über 50 Unternehmen besucht. Ausgangslage war 
eine datenbankbasierte Branchenanalyse, ergänzt 
durch eine Auftaktveranstaltung zur Interessensab-
frage in der Unternehmerschaft. Schnell konnte 
eine Gruppe von Unternehmen identifiziert wer
den, die als potenzielle Wärmegeber in einem kom
munalen Umfeld in Frage kommen. Nach groben 
Schätzungen benötigen die bisher befragten Unter
nehmen etwa die Hälfte des jährlichen industriel
len Energiebedarfs im Landkreis Osnabrück (ohne 
Stahlwerk Georgsmarienhütte).

Im Kühlhaus eines Speckverarbeitungsbetriebs
 in Dissen, Unternehmensbesuch 2015

Daraus ergäbe sich ein überschlägig geschätztes 
Abwärmepotenzial von rund 100.000 Megawatt
stunden pro Jahr [2], mit dem theoretisch mehr als 
10.000 Neubauten beheizt werden könnten (Einfa
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milienhäuser mit 200 Quadratmetern und 50 Kilo
wattstunden pro Quadratmeter und Jahr Wärmebe
darf nach IER-(Institut für Energiewirtschaft und 
Rationelle Energieanwendung der Universität 
Stuttgart)-Heizkostenvergleich) [9]. Nennenswerte 
Potenziale in einzelnen Branchen zeigt die Über
sicht auf S. 36 [10].

PInA-Portal: Wärmebedarfsanalyse in Ortslage des Landkreises Osnabrück 

Die Abbildung auf S. 37 oben zeigt die Bran
chenzugehörigkeit der bisher besuchten 50 Unter
nehmen (Stand August 2016). Typischerweise pro
duzieren einige Branchen mit wenigen Betrieben 
einen Großteil der Abwärme, da die Produktions
prozesse z. B. hohe Temperaturen aufweisen wie 
in der Stahlerzeugung oder Keramikherstellung.

Im Projekt PInA wurde über die WIGOS der 
Kontakt zu den Unternehmen aufgebaut. Die Besu
che bei den Unternehmen legten letztlich auch den 
Grundstein für die weitere Umsetzung: Unterneh
mer, Wirtschaftsförderer, technische Sachverständi
ge und andere wurden an einen Tisch gebracht. Das 
Projekt hat eine „Lotsenfunktion“ übernommen, 
das heißt es konnten zwar nicht immer Abwärme-
lösungen identifiziert werden, die Konstellation aus 
Energieexperten und Wirtschaftsförderern fand aber 

stets interessante weitere Ansatzpunkte für die Un
ternehmen. Bisher wurde eine Quote von circa  
50 Prozent der ermittelten Daten zur Weiterver
wendung im Projekt von den Unternehmen freige
geben – weit mehr als in vergleichbaren Erhebun
gen, die nur Fragebögen ohne Unternehmensbesuch 
genutzt haben.

Wärmebedarfsanalyse
Eine wesentliche Grundlage für das PInA-Projekt 
ist die Berechnung und räumliche Auflösung des 
im Landkreis Osnabrück vorhandenen Wärmebe
darfs, also der Nachfrageseite. Dazu wurde eine 
GIS-gestützte Wärmebedarfsanalyse durchgeführt, 
die gebäudescharfe Ergebnisse für über 200.000 
Gebäude, darunter rund 91.000 Wohngebäude, 
liefert. Eine Firma aus Hannover hat dafür unter
schiedlichste Informationsebenen in einem Geo
graphischen Informationssystem (GIS) zusammen
geführt. Zum Einsatz gekommen sind unter 
anderem Geobasisdaten, insbesondere Liegen
schaftsdaten und diverse Fernerkundungsdaten, 
z. B. Laserscan-Bilder aus dem Solarkataster des 
Landkreises Osnabrück [11].
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Diese Geobasisdaten ermöglichen die Erstellung 
eines 3-D-„Klötzchenmodells“ für jedes Gebäude. 
Zudem wurden Daten aus öffentlichen Statistiken, 
beispielsweise aus dem Zensus 2011, genutzt; die
se Daten können zur weiteren Erhöhung der Ge
nauigkeit insbesondere bei den Baualtersklassen 
beitragen [12]. Ziel der Verschneidung der Daten ist 
die Zuordnung zu den Klassifikationen aus der Ge-
bäudestatistik des Instituts Wohnen und Umwelt 
(IWU). Auf dieser Grundlage kann eine approxi
mierte Wärmebedarfsberechnung für den beste
henden Gebäudebestand durchgeführt werden. 
Die Berechnung orientiert sich an den Normvor-
schriften für die Berechnung des Wärmebedarfs für 
Wohngebäude (DIN EN 12831 und DIN 4108-6) 
und für Nichtwohngebäude (DIN V 18599-2), kom
biniert mit den Faktoren der jeweils geltenden Ener
gieeinsparverordnung (EnEV) und Werten aus der 
deutschen Gebäudetypologie (IWU 2015) [13].

Nur auf dieser Genauigkeitsstufe kann sicherge
stellt werden, dass die ermittelten Daten auch in 
anderen Anwendungen sinnvoll zum Tragen kom
men können, beispielsweise bei der Klima-Bilanzie
rung oder der Unterstützung für Beratungsangebote. 
Pro Gebäude werden so insgesamt bis zu 70 Einzel
informationen, wie etwa U-Werte einzelner Ge
bäudeteile, gesammelt. Aufgrund des Gebäudeal
ters wurden zusätzlich bestimmte Sanierungszyklen 
angenommen. Derzeit wird zur Weiterentwicklung 
die Möglichkeit sondiert, eine Version zu program
mieren, die es zulässt, Echtdaten zu importieren, 
die beispielsweise von Quartierskonzepten oder 
Energieberatern zugeliefert werden können.

Portalfunktion und HotSpot-Analyse
Das PInA-Portal stellt Informationen übersichtlich 
bereit und wird existierende Wärmegeber und po
tenzielle Wärmenehmer zusammenbringen. Wei

terhin wird dadurch eine gezielte 
Initiierung und aktive Planung 
von Abwärmekooperationen in 
Quartieren und Gewerbeflächen 
ermöglicht. Das Portal soll diesen 
Prozess professionalisieren und 
Akteure ins Spiel bringen, die 
z. B. auch als Wärmenetzbetrei
ber oder Wärmedienstleister auf
treten. 

An verschiedenen Orten im 
Landkreis Osnabrück sind Ab
wärmeangebot und Wärmenach
frage so gut verschnitten, dass 
bereits eine räumliche und tech
nische Detail-Analyse durchge
führt wird. Als Ergänzung sollen 
circa 100 Biogasanlagen mit ih
ren vorhandenen oder potenziel
len Wärmekonzepten in die Ana
lyse einbezogen werden. Für 
einige HotSpots sind bereits 
Machbarkeitsstudien durchge
führt worden, und es erfolgt eine 
engere Abstimmung mit den Ak
teuren vor Ort.

HotSpot-Analyse – 
reales Beispiel [13]
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Grobe Abbildung der HotSpots im Landkreis Osnabrück mit Raster. Rote/dunkle Bereiche definieren Potenzialgebiete [13]

Umsetzungsbeispiele 
im Landkreis Osnabrück

In der Region Osnabrück ist bereits eine Reihe von 
Planungen in Arbeit, die direkt oder indirekt auf 
PInA zurückgehen. Die Klimainitiative hat das 
Thema zur richtigen Zeit adressiert, und einige 
Planungen, die bereits in Schubladen verschwun
den waren, wurden wieder herausgeholt, obwohl 
das Portal noch nicht einmal online ist. Der Land
kreis Osnabrück hat derweil das Heizsystem des 
Kreishauses durch ein Nahwärmesystem auf Bio
massebasis realisiert. Auch der größte Energiever

braucher der Region, das Edelstahlwerk „Georgs
marienhütte“, hat neue Bemühungen unternommen, 
industrielle Abwärme im großen Maßstab im eige
nen Betrieb und für Externe nutzbar zu machen. 
Eine Schätzung des Gesamtpotenzials ist in diesem 
Fall besonders aufwändig; das Stahlwerk benötigt 
allein für seine Produktionsprozesse mehr Energie 
als die kreisfreie Stadt Osnabrück mit über 160.000 
Einwohnern.

Die praktische Nutzung von industrieller Ab
wärme im großen Stil ist in einer der Gemeinden 
im Landkreis Osnabrück bereits realisiert worden. 
Aus den Backstraßen eines der europaweiten 
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Marktführer in der Waffelherstellung wird in Os
tercappeln Abwärme aus der heißen Abluft der 
Backstraßen mittels Rohrbündelwärmetauschern 
ausgekoppelt und in ein Wärmenetz eingespeist.

Das Netz verbindet die Fabrik mit 150 Gebäu
den der Ortschaft Venne in der Gemeinde Oster
cappeln. Eine deutliche Erweiterung dieses Netzes 
in der Zukunft ist möglich. Seit Herbst 2015 erfolgt 
die Grundversorgung dieses Wärmenetzes zu 85 
Prozent über die Abwärme aus der Fabrik, Spitzen
lasten im Winter beziehungsweise Ausfallzeiten 
können über redundante Gaskessel der Heizzentra-
le abgefangen werden, so dass eine vollständige 
Versorgungssicherheit jederzeit gewährleistet ist. 
Das Wärmenetz umfasst insgesamt eine Länge von 
11 Kilometern und ist mit einem Wärmespeicher 
von einer Million Litern Wasser ausgestattet.

Die Umsetzung dieses Projekts wurde von der 
Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachsen 
GmbH (KEAN) als Leuchtturmprojekt prämiert. Das 
Beispiel zeigt bei näherer Betrachtung eindrucks
voll, dass die Technik nicht alleine auschlaggebend 
ist. Das engagierte Vorgehen von Unternehmer, Bür
germeister, Gemeinderat und Einzelpersonen mach
te es möglich, aus den Ostercappelner Bürgerinnen 
und Bürgern in großer Zahl Fans und Nutznießer 
der Abwärmekooperation zu machen, die auch be

reit waren, ihren Heizungskeller zu „räumen“. Wie 
auch an anderen Orten wurde dazu eine Energiege
nossenschaft gegründet, der 150 Haushalte beige
treten sind. An dieser Stelle geben die Initiatoren 
immer wieder auch die gute Projektplanung und 
klare Kommunikation mit den potenziellen An
schlussnehmern als Erfolgsfaktor an.  Es wurden 
strikte Fristen gesetzt, bis zu denen sich die Bürge
rinnen und Bürger entscheiden mussten ob sie teil
nehmen möchten [14]. Dabei galt „ganz oder gar 
nicht“ – mit dieser Taktik haben manche Venner 
Bürgerinnen und Bürger sogar ihre noch recht neue 
Heizungsanlage auf Online-Plattformen vermarktet, 
um Platz für den Wärmetauscher zu machen.

Exemplarisch für den Nutzen des Portals sind 
neben einigen kleineren „Hot Spots“, die von erfah
renen Planungsbüros auf Machbarkeit überprüft 
werden, u. a. auch die Nutzungsmöglichkeiten in 
der Stadt Bramsche. Dort ließe sich in größerem Stil 
Abwärme aus mehreren stadtnahen Betrieben ide
altypisch im Umfeld der sogenannten „Gartenstadt“ 
nutzen. Eine Studie ermittelte im ersten Schritt die 
wirtschaftlich positiven Grundvoraussetzungen, so 
dass im nächsten Schritt Politik und Öffentlichkeit 
eingeschaltet werden. Derzeit sind bei einer Hand
voll weiterer Unternehmen genauere Analysen in 
Arbeit, die auf die PInA-Initiative zurückgehen.

Die Georgsmarienhütte – das größte Unternehmen im Landkreis Osnabrück
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Der Geschaftsführer des auskoppelnden Industriebetriebs Christian Meyer zu Venne 
auf der Baustelle des Wärmenetzes in Venne, Ostercappeln

Fazit

Die Nutzung von Abwärmepotenzialen ist gemein
sam mit den Projekten im Bereich der energetischen 
Sanierung und der Optimierung im Neubaubereich 
eine wesentliche Säule der Klimainitiative des Land
kreises. Die vorhandenen Potenziale werden durch 
das PInA-Projekt systematisch analysiert. Ein Glücks
fall war die Umsetzung der Abwärme-Strategien in 
der Ortschaft Venne, die zeitgleich zur Erstellung des 
Portals erfolgte. Entsprechend hat sich das Beispiel der 
Abwärmenutzung aus der Waffelfabrik in Venne zu 
einem beliebten Vorzeigeobjekt entwickelt. Die Er
fahrungen, die bei der realen Umsetzung eines 
Nahwärmenetzes, das aus industrieller Abwärme ge
speist wird, gemacht wurden, sind äußerst hilfreich 
bei der Konzeptionierung zukünftiger Projekte. Und 
genau hier liegt der Fokus für die zukünftige Nutzung 
des Abwärme-Portals im Landkreis Osnabrück.n
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Rechtliche Chancen und Hemmnisse für erneuerbare 
Wärme und Klimaschutz in der kommunalen Planung

Der Klimaschutz war lange Zeit das „Stief
kind“ unter den Umweltbelangen, die bei 
der Stadtplanung zu berücksichtigen wa

ren. Dies lag vor allem an seinem geringen örtli
chen Bezug. Bauleitpläne und sonstige städtebau
liche Planungen sollen (nur) aufgestellt werden, 
„sobald und soweit es für die städtebauliche Ent
wicklung und Ordnung erforderlich ist“ (§ 1 Abs. 3 
S. 1 BauGB). Das setzt folgerichtig einen Gemeinde- 
und Ortsbezug voraus.

Unbestritten sind mit den Mitteln der Bauleit
planung Maßnahmen zum Schutz des örtlichen Kli
mas möglich. Dies betrifft die Reduzierung der Flä
cheninanspruchnahme oder die Vermeidung von 
Verkehrsströmen insgesamt und insbesondere die 
Entwicklung einer klimaschonenden Stadt- und 
Siedlungsstruktur („kompakte Stadt“). Darüber hi
naus ist bei der Bauleitplanung zu berücksichtigen, 
wie sich die Vorhaben auf das lokale Klima auswir
ken (z. B. „Kaltluftschneisen“ erhalten etc.).

Umstritten war dagegen jahrelang, ob der über
örtliche allgemeine Klimaschutz überhaupt als 
städtebaulicher Grund angesehen und damit durch 
die Bauleitplanung wahrgenommen werden kann 
[1]. Dieser Streit wurde im Jahre 2004 durch die 

Aufnahme des Begriffes „allgemeiner Klimaschutz“ 
in die bauleitplanerischen Oberziele im Rahmen 
des EAG-Bau 2004 [2] sowie durch eine Entschei
dung des Bundesverwaltungsgerichts zur Zulässig
keit eines Anschluss- und Benutzungszwangs vom 
25.01.2006 entschieden [3]. Seitdem sind auch Be
lange des (allgemeinen) Klimaschutzes ausdrück
lich berücksichtigungsfähig und werden in der heu
te geltenden Fassung des BauGB gleichwertig und 
gleichgewichtig mit den anderen Belangen des 
Umweltschutzes in § 1 Abs. 6 BauGB aufgezählt. 
Konkretisiert werden sie in Bezug auf die Nutzung 
erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effi
ziente Nutzung von Energie ausdrücklich in § 1 
Abs. 6 Nr. 7 f) BauGB. Einen Vorrang erhalten sie 
dadurch jedoch nicht. Zwar sollen die Bauleitpläne 
gem. § 1 Abs. 5 S. 2 BauGB „dazu beitragen, […] 
den Klimaschutz und die Klimaanpassung […] zu 
fördern.“ Der Klimaschutz bleibt gleichwohl einer 
von vielen abwägungserheblichen Belangen, die 
gemäß § 1 Abs. 7 BauGB „gegeneinander und un
tereinander gerecht abzuwägen“ sind.

Die Gemeinden können jedoch weit über den 
Bereich der Bauleitplanung hinaus die Nutzung 
erneuerbarer Wärme fördern und damit den Kli
maschutz voranbringen, wenn sie entsprechende 
„städtebauliche Entwicklungskonzepte“ oder 
„sonstige städtebauliche Planungen“ im Sinne des 
§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB erarbeiten und von der 
Gemeindevertretung beschließen lassen. Zwar 
sind auch die Ergebnisse solcher Planungen nur 
„zu berücksichtigen“. Sie entfalten nach der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
dennoch erhebliche Wirkung, da die Gemeinde 
sie, wenn im Einzelfall eine „Nicht-Berücksichti
gung“ erfolgte, für die Zukunft erheblich entwer
ten würde und dieser Effekt ebenfalls bei der Ab
wägung berücksichtigt werden muss.

Der Gemeinde stehen darüber hinaus neben den 
eigentlichen Planungsinstrumenten auch weitere 

-

-
-
-

-

-
-
-

-

-
 

-

-
-

-
-
-

-

-

-

-
-
-



Möglichkeiten der Beförderung eines klimaschonen
den Systems der Wärmeversorgung unter vorrangiger 
Nutzung erneuerbarer Wärme zur Verfügung. Der 
rechtliche Rahmen dazu wird im Folgenden ebenfalls 
dargestellt. Zwar handelt es sich dabei teilweise um 
„harte“ Instrumente, wie den Anschluss- und Benut
zungszwang, der politisch nur schwer durchsetzbar 
und rechtlich kompliziert handhabbar ist. Gleichwohl 
können solche Instrumente die Durchschlagskraft in
telligenter Planungen erhöhen und darüber hinaus im 
Zusammenwirken mit vertraglichen Regelungen weit 
über die Bauleitplanung hinausgehende Effekte für 
den Klimaschutz erreichen.

Stadtplanung und Fachrecht

Das der Gemeinde in § 1 Abs. 6 Nr. 7 f) für die Bau
leitplanung als Belang vorgegebene Ziel der Nut
zung erneuerbarer Energien, sowie der sparsamen 
und effizienten Nutzung von Energie überhaupt, ist 
gleichzeitig Gegenstand einer größeren Zahl von 
fachrechtlichen Regelungen auf Bundes- und teil
weise auch auf Landesebene. Insbesondere das EE
WärmeG [4] und das KWKG [5] geben für die ihnen 
unterfallenden Gebäude und Anlagen entsprechen
de Ziele vor und bilden gleichzeitig den Rahmen für 
Fördermöglichkeiten ab. Das Gleiche gilt für das 
EnEG [6] und die EnEV [7] hinsichtlich der Gesamt
Energieeffizienz von Gebäuden, wobei die Verwen
dung erneuerbarer Wärme zu rechnerischen Vorteilen 
gegenüber der Verwendung sonstiger Wärmequel
len führt. Dieses Fachrecht befindet sich seit Jahren 
in erheblicher Bewegung und stellt in seiner jeweils 
geltenden Fassung rechtlich verbindliche Vorgaben 
für die Stadtplanung dar. Diese kann (und muss) da

von ausgehen, dass jeweils nur Gebäude und Anla
gen zulässig sind, die die entsprechenden bundes
rechtlichen Vorgaben erfüllen, und dass finanzielle 
Fördermöglichkeiten immer (aber auch nur) in dem 
Rahmen bestehen, den diese Regelungen jeweils 
zusammen mit den Förderrichtlinien abgrenzen. 
Ähnliches gilt für das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
[8] und vielfältige landesrechtliche Regelungen in 
„Klimaschutzgesetzen“.

Im Folgenden wird der rechtliche Rahmen des
sen dargestellt, was die Gemeinde über die Anfor
derungen des Bundesrechts hinaus im Gebäude- 
und Anlagenbereich, insbesondere aber auf der 
vom Bundesrecht nicht erfassten Quartiers- und 
Stadtteilebene regeln kann und sollte. Gerade im 
Bereich der erneuerbaren Wärme, die aus vielfäl
tigen Gründen sowohl als eigenständige Energie
quelle als auch als Energiespeichermedium von 
Bedeutung ist, spielt der Quartiers- und Stadtteil
zusammenhang eine erhebliche Rolle und soll 
deshalb im Vordergrund stehen.

Flächenvorsorge- und -festsetzung 
für Erzeugungsanlagen von erneuerbarer 
Wärme und für Nahwärmenetze

Die Quellen für erneuerbare Wärme (und Kälte) 
im Gebäudebereich sind vielfältig. Erneuerbare 
Wärme kann unter Nutzung verschiedener Um
weltmedien durch Wärmepumpen erzeugt werden, 
die ihrerseits durch erneuerbare Energien ange
trieben werden können. Eine wichtige Quelle für 
erneuerbare Wärme im größeren Maßstab ist die 
Geothermie. Überall, wo Fläche und Sonne zur 
Verfügung stehen, kann erneuerbare Wärme als 
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Solarthermie erzeugt werden. Auch die Verwen
dung der verschiedensten Biomassebrennstoffe 
führt zu (mehr oder weniger) erneuerbarer Wär
me. Schließlich fällt erneuerbare Wärme bei der 
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) an, wenn das Aus
gangsmedium eine erneuerbare Energie ist. Kraft
Wärme-Kopplung und die Wärmeverteilung über 
Nah- und Fernwärmenetze ermöglichen darüber 
hinaus unter bestimmten Voraussetzungen eine 
höhere Effizienz der Wärmeerzeugung und gelten 
deshalb oberhalb gewisser Effizienzgrenzen eben
falls als „klimaschonend“.

Soweit die Erzeugungsanlagen für diese For
men der erneuerbaren Wärme nicht „problemlos“ 
in vorhandene oder neu zu errichtende Gebäude 
eingebaut werden können, ist für sie im Rahmen 
der Flächennutzungsplanung der Gemeinde eine 
Flächenvorsorge zu treffen, und die benötigten 
Bauflächen sind im Bebauungsplan festzusetzen. 
Dies gilt auch für die erforderlichen Wärmenetze, 
wenn sie großräumig angelegt werden sollen oder 
wenn für sie spezielle Flächen außerhalb der öf
fentlichen Verkehrswege und der das Netz nutzen
den Grundstücke erforderlich sind.

Rechtsgrundlage für entsprechende Darstel
lungen im Flächennutzungsplan ist § 5 Abs. 2 
Nr. 2 b) BauGB. Nach dieser Regelung kann im 
Flächennutzungsplan eine Darstellung erfolgen 
u. a. der Ausstattung des Gemeindegebiets mit 
Anlagen, Einrichtungen und sonstigen Maßnah
men, die dem Klimawandel entgegenwirken, ins
besondere zur dezentralen und zentralen Erzeu
gung, Verteilung, Nutzung und Speicherung von 
Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Ener
gien oder Kraft-Wärme-Kopplung. Das Gleiche 
gilt für Festsetzungen im Bebauungsplan gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 12 BauGB.

Schwieriger als im Bereich von Neubaugebie
ten ist eine solche Flächenvorsorge und -festlegung 
für energetische Sanierungskonzepte im Bestand. 
Gerade hier liegen jedoch langfristig das größte Po
tenzial und die größte Notwendigkeit für den Einsatz 
erneuerbarer Wärme. Im hochverdichteten Innen
stadtbereich sind der Wärmebedarf und damit die 
positive Auswirkung des Einsatzes erneuerbarer 
Energien auf den Klimaschutz am größten. Dabei 
besteht das zusätzliche Problem, dass Flächenvor
sorge und -festlegung als solche noch nicht zur di
rekten Verfügbarkeit der Fläche führt. Sie befördert 
allerdings die Verfügbarkeit, weil mit einer Festset

zung als Versorgungsfläche im Bebauungsplan der 
Eigentümer bzw. die Eigentümerin zukünftig an an
deren Nutzungen gehindert ist. Da solche Wirkun
gen jedoch sehr gut abgewogen werden müssen und 
nur langfristig zum Erfolg führen, ist gerade im Be
stand eine enge Verzahnung von langfristiger klima
schutzbezogener Stadtentwicklungsplanung und 
vorausschauender Bauleitplanung erforderlich. Da
bei kann dann von allen soeben dargestellten Fest
setzungsmöglichkeiten Gebrauch gemacht werden.

Möglichkeiten gebäudebezogener 
Festsetzungen in Bebauungsplänen zur 
Nutzung erneuerbarer Wärme

Im Bereich von Einzelgebäuden kommt die Nut
zung erneuerbarer Wärme vor allem durch Solar
thermie, Wärmepumpen oder den Einsatz bioge
ner Brennstoffe in Betracht. Für die Nutzung von 
Solarthermie werden nicht nur Flächen auf und 
am Gebäude benötigt, sondern diese müssen auch 
ausreichend lange besonnt sein. In Neubaugebie
ten ist dies durch eine entsprechende umfassende 
und grundstücksübergreifende Gebäudeplanung 
und deren Sicherung durch Baukörperfestsetzun
gen im Bebauungsplan ohne Weiteres möglich. Im 
Bestand müssen die geeigneten Flächen erst ermit
telt und sodann durch entsprechende Bebauungs
pläne gegen zukünftige Verschattungen gesichert 
werden, wobei sowohl andere Belange der Innen
entwicklung als auch die Entschädigungsregelun
gen der §§ 39 ff. BauGB zu berücksichtigen sind.

Eine Pflicht zur Nutzung von Solarthermie wird 
im gegenwärtigen Recht weder durch das EEWär
meG ausnahmslos vorgegeben, noch lässt sie sich 
im Wege der Bauleitplanung erzwingen. Zwar er
laubt § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB die Festsetzung von 
Gebieten, in denen „bei der Errichtung von Gebäu
den oder bestimmten sonstigen baulichen Anlagen 
bestimmte bauliche oder sonstige technische Maß
nahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speiche
rung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren 
Energien oder Kraft-Wärme-Kopplungen getroffen 
werden müssen“. Solche Festsetzungen führen aller
dings nicht direkt zu einer Nutzungspflicht, sondern 
entfalten nur über ihren Finanz- und Flächenbedarf 
eine dahingehende wirtschaftliche Wirkung. Gleich
wohl sind sie dann von erheblicher Bedeutung, 
wenn das „Gebiet“, für das sie erfolgen, gleichzeitig 
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aufgrund sachgerechter Stadtentwicklungsplanun
gen für den Einsatz entsprechender erneuerbarer 
Energien besonders geeignet ist und diese gegebe
nenfalls sogar gefördert werden.

Leitungsverlegung für ein neues Nahwärmenetz

Verträge für Nahwärmenetze mit 
Vorrang für erneuerbare Wärme

Erneuerbare Wärme lässt sich in vielen Fällen erst 
dann effektiv einsetzen, wenn sie für ein größeres 
Gebiet und eine Vielzahl von Nutzerinnen und 
Nutzern bereitgestellt wird. Dies gilt insbesondere 
für Tiefengeothermie und größere – und damit 
wirtschaftlichere – KWK-Anlagen. Dazu bedarf es 
entsprechender Nah- oder sogar Fernwärmenetze. 
Solche Netze benötigen Flächen für ihre Verle
gung, und sie brauchen einen Betreiber, der ihre 
Funktionsfähigkeit und Unterhaltung sicherstellt. 
Das geltende Energiewirtschaftsgesetz [9] enthält 
für Wärmenetze – anders als bei Elektrizitäts- und 
Gasnetzen – keine bundesrechtlichen Vorgaben. 
Insbesondere gilt im Bereich von Wärmenetzen 
keine Pflicht zum „unbundling“, also der Tren
nung von Netzbetrieb und Energieversorgung. Re
gelmäßig ist der Netzbetreiber gleichzeitig der 
Wärmelieferant und nicht – wie bei Strom und 
Gas – bereits gesetzlich verpflichtet, auch ander
weitig erzeugte Energie durchzuleiten. Es ist auch 
fraglich, ob es ohne vertikale Integration von Er
zeugung und Verteilung wirtschaftlich ist, Wärme
netze auf- oder auszubauen.

Tiefengeothermiebohrung

Regelmäßig können Nah- und Fernwärme
netze allerdings nur errichtet und betrieben wer
den, wenn die Gemeinde hierfür die Fläche ihrer 
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öffentlichen Straßen, Wege und Plätze zur Verfü
gung stellt. Dadurch kann sie in gewissem Um
fang Einfluss auch auf die Ausgestaltung und den 
Betrieb der Netze nehmen.

Leitungssystem Tiefengeothermie

Die Nutzung öffentlicher Straßen für Leitungs
verlegungen bedarf auch dann, wenn diese unter 
der Erde erfolgt und die Sicherheit und den Fluss 
des Verkehrs nicht beeinträchtigt, immer der Ge
nehmigung des Straßeneigentümers und – je nach 
straßenrechtlicher Ausgestaltung, die in den ein
zelnen Bundesländern unterschiedlich ist – auch 
des Straßenbaulastträgers in Form einer öffentlich
rechtlichen Sondernutzungserlaubnis. Die privat
rechtliche Genehmigung wird sinnvollerweise 
nicht in Form eines „Bescheides“ erteilt, sondern 
als Nutzungsvertrag ausgestaltet, der neben der 
Zulassung, der Errichtung und dem Betrieb auch 
vielfältige weitere Regelungen enthalten kann. 
Wird ein solcher Vertrag nicht nur für einen be-
stimmten Einzelfall, sondern für ein ganzes Gebiet 
oder gar für das Gebiet der gesamten Gemeinde 
abgeschlossen, so hat sich dafür die Bezeichnung 
„Gestattungsvertrag“ eingebürgert, wenn keine 

zusätzliche Entgeltzahlung in Form einer „Konzes
sionsabgabe“ vereinbart wird. Auch Konzessions
abgaben sind jedoch im Bereich der Fernwärme 
zulässig und können sachgerecht dazu genutzt 
werden, Wärmenetze, die erneuerbare Wärme 
transportieren, gegenüber solchen Wärmenetzen 
zu privilegieren, die mit Wärme aus fossilen Quel
len arbeiten. Eine in ihrer Höhe an „CO2-Effizi
enz“ anknüpfende Konzessionsabgabe ist also 
möglich und wird sicherlich in Zukunft bei ver
stärkter Inanspruchnahme der öffentlichen Straßen 
für Wärmenetze ein geeignetes Ordnungsinstru
ment sein.

In gleicher Weise wird inzwischen die Frage 
erörtert, in welcher Form es möglich ist, im Zu
sammenhang mit Gestattungsverträgen für Wär
menetze diese auch für die Durchleitung von Wär
me aus Quellen, die nicht bereits vertraglich dem 
Betreiber zuzuordnen sind, zu „öffnen“. Bei Strom 
und Gas ist eine solche Öffnung gesetzlich vorge
schrieben und technisch inzwischen auch prak
tisch überall umsetzbar, was mit der Standardisie
rung der entsprechenden Energieform und dem 
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durch moderne Steuerungstechniken gekenn
zeichneten Netzbetrieb zusammenhängt. Beides 
ist bei Wärmenetzen und insbesondere bei kleine
ren Nahwärmenetzen gegenwärtig regelmäßig 
nicht der Fall. Sowohl die Temperaturen als auch 
die Strömungsgeschwindigkeiten und auch sonsti
ge technische Parameter werden vom Betreiber 
bezogen auf seine eigene Wärmeerzeugung und 
-verteilung geplant und festgelegt und sind häufig 
nicht mit der Ein- und Ausspeisung von „Drittwär
me“ kompatibel. Auch gibt es im Gegensatz zum 
Bereich von Strom und Gas kein Regelwerk, das 
die entsprechenden wechselseitigen Rechte und 
Pflichten festlegt. Gleichwohl sollte die Gemeinde 
im Einzelfall bei Abschluss von Gestattungs- bzw. 
Konzessionsverträgen für Wärmenetze prüfen, ob 
nicht – zumindest im Hinblick auf zukünftige Ent
wicklungen – entsprechende „Öffnungsklauseln“ 
in die Verträge aufgenommen werden. Zwar ha
ben neue Fernwärmeprojekte heute regelmäßig 
eine zehn- bis 15-jährige Phase negativer bzw.  
unterdurchschnittlicher Rentabilität. Für die Zeit 
danach könnte man aber Durchleitungspflichten 
in Betracht ziehen.

Anschluss- und Benutzungszwang 
an eine Nahwärmeversorgung mit 
erneuerbarer Wärme

Als besonders klimafreundlich gilt die Energiege
winnung mittels Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen. 
Da solche Anlagen vor allem als Großanlagen 
wirtschaftlich sind, kann ein Anschluss- und Be
nutzungszwang im Interesse der Sicherstellung  
einer genügenden Nachfrage dienlich sein. Recht
liche Grundlage für die Einrichtung eines kommu
nalen Anschluss- und Benutzungszwangs sind ent
sprechende Ermächtigungsgrundlagen in den 
Gemeindeordnungen der Länder. Seit dem 
01.01.2009 erlaubt es § 16 EEWärmeG den Ge
meinden und Gemeindeverbänden, einen nach 
Landesrecht bestehenden Anschluss- und Benut
zungszwang an ein Netz der öffentlichen Nah
und Fernwärmversorgung auch zum Zwecke des 
Klima- und Ressourcenschutzes anzuordnen. D.h. 
in Ländern, in denen diese Rechtsgrundlagen  
einen Anschluss- und Benutzungszwang bereits 
unter dem Aspekt des Umwelt- bzw. Klimaschut
zes ermöglichten, bewirkt § 16 EEWärmeG eine 

Klarstellung. Dagegen kommt der Norm in Län
dern, die vor dem 01.01.2009 keine eindeutige Re
gelung aufwiesen, hinsichtlich der Anordnungs
gründe eine erweiternde Funktion zu (so in Bremen, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersach
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar
land, Sachsen-Anhalt, Thüringen) [10].

Energetische Sanierung im Bestand 
mit Maßnahmen zur zukünftigen Nutzung 
von erneuerbarer Wärme

Ergänzt werden die Vorgaben zur Bauleitplanung 
im BauGB – deren Einfluss sich auf die Gestaltung 
von Neubaugebieten konzentriert – durch Maßga
ben des besonderen Städtebaurechts. Angesichts 
des Umstandes, dass die größten Potenziale zur 
Einsparung von CO2 im Gebäudebestand verbor
gen liegen, gewinnen städtebauliche Sanierungs
maßnahmen (§§ 136 ff. BauGB) und der Stadtum
bau (§§ 171a ff. BauGB) für den Einsatz von 
erneuerbarer Wärme zunehmend an Bedeutung.

Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen i. S.v.  
§§ 136 ff. BauGB sind Maßnahmen, durch die ein 
Gebiet zur Behebung städtebaulicher Missstände 
wesentlich verbessert oder umgestaltet wird. Der 
Sanierungsbegriff knüpft dabei an physische und 
funktionelle Missstände an. Dazu gehören gem.  
§ 136 Abs. 3 Nr. 1 lit. h) BauGB auch „die energe-
tische Beschaffenheit, die Gesamtenergieeffizienz 
der vorhandenen Bebauung und der Versorgungs
einrichtungen des Gebiets unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Anforderungen an den Klima
schutz und die Klimaanpassung“. Gem. § 148 Abs. 2 
Nr. 5 BauGB gehören zu den sanierungsrechtlich 
erzwingbaren Baumaßnahmen auch „die Errich
tung oder Erweiterung von Anlagen und Einrichtun
gen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Ver
teilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, 
Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder 
Kraft-Wärme-Kopplung“. Das bedeutet, dass Sanie
rungsmaßnahmen nach § 136 ff. BauGB auch ge
bietsbezogene energetische Maßnahmen wie 
Blockheizkraftwerke, Solarthermie für ein ganzes 
Gebiet oder Fernheizungen zulassen [11].

Daneben liefern die Vorschriften zum Stadtum
bau (§§ 171a bis 171d BauGB) den Kommunen 
eine rechtliche Grundlage, um auf demographi
sche und strukturelle Veränderungen zu reagieren, 
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die zu Funktionsverlusten der betroffenen Gebiete 
führen. So kann etwa auf den Rückbau baulicher 
Überhänge am Stadtrand hingewirkt werden.  
§ 171a Abs. 3 S. 2 BauGB zählt Beispiele auf, wo
von folgende für den Klimaschutz und vor allem 
für den zukünftigen wirtschaftlichen Einsatz von 
erneuerbarer Wärme relevant sind:

Übergabestation zwischen Fernwärme- und Hausnetz

• Anpassung der Siedlungsstruktur,
• Verbesserung der Wohn-, Arbeits- und 

Umweltverhältnisse,
• Stärkung innerstädtischer Bereiche,
• Umnutzung baulicher Anlagen,
• Rückbau,
• Wieder- oder Zwischennutzung von Flächen,
• Erhaltung der Altbaubestände.

Förderung des Einsatzes erneuerbarer 
Wärme durch städtebauliche Verträge

Die beste Lösung, übergeordnete Planungen zum 
Einsatz erneuerbarer Wärme im Zusammenhang 
mit Neubauvorhaben oder Sanierungsvorhaben 
umzusetzen, ist der Einsatz städtebaulicher Verträ

ge. § 11 Abs. 1 Nr. 4 BauGB sieht insoweit aus
drücklich vor, dass „die Errichtung und Nutzung 
von Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen 
und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung 
oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte 
aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-
Koppelung“ Gegenstand eines städtebaulichen 
Vertrages sein können, wenn entsprechende Ziele 
der Gemeinde bestehen. Hinsichtlich der inhaltli
chen Gestaltung solcher Verträge sind die Vertrags
parteien weitgehend frei, solange die vereinbarten 
wechselseitigen Leistungen gem. § 11 Abs. 2 S. 1 
BauGB „den gesamten Umständen nach ange-
messen“ sind. Solche Verträge können, soweit sie 
sich auf Wärmenetze beziehen, auch konzessions
vertragsähnliche Regelungen (siehe Kapitel „Ver
träge für Nahwärmenetze“) enthalten, und sie 
können im Zusammenhang mit der Veräußerung 
von kommunalen Grundstücken auch einen pri
vatrechtlichen Anschluss- und Benutzungszwang 
(siehe Kapitel „Anschluss und Benutzungszwang“) 
vorsehen. In die Verträge können auch andere 
Partner, insbesondere örtliche Stadtwerke, weitere 
Wärme-Lieferanten oder Wärme-Abnehmer, ein
geschlossen werden. 
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Absehbarer Bedarf für weitergehende 
rechtliche Regelungen

Solange die „Energiewende“ hauptsächlich die Elektri
zitätserzeugung betrifft und auch dort noch kein nach
haltiges Gesamtkonzept für den Übergang zur Elektri
zitätserzeugung ausschließlich aus erneuerbaren 
Energien vorliegt, macht es wenig Sinn, bereits über 
differenzierte Regelungen zur Erzeugung, Verteilung 
und Verwendung von erneuerbarer Wärme nachzu
denken. Auf mittlere Sicht brauchen wir jedoch neben 
einem funktionierenden und nachhaltigen „Strom-
Markt-Design“ auch ein darauf bezogenes Design für 
den Wärme-Markt, und dieser muss zur Erreichung 
der Nachhaltigkeitsziele im Klimaschutz ebenfalls ein 
Markt für nachhaltig und erneuerbar erzeugte Wärme 
sein. Am einfachsten ließe sich dies natürlich durch 
eine Anhebung der Steuern auf fossile Energieträger, 
eine CO2-Steuer oder auch die gesetzliche Einführung 
angemessen bepreister CO2-Zertifikate für Wärme aus 
Kohlenwasserstoffen erreichen. Aber auch die kom
munale Planung wird in einem solchen zukünftigen 
Wärme-Markt einen wichtigen Stellenwert haben, 
weil nur sie die konkreten Entscheidungen treffen 
kann, wann bestimmten Formen der Verwendung er
neuerbarer Energien und ihrer strukturellen Verzah
nung der Vorrang gegeben werden soll vor anderen 
möglichen Varianten. Das EEWärmeG ist ein Beispiel 
dafür, wie man es in Zukunft nicht machen sollte, in
dem die verschiedensten Formen mehr oder weniger 
erneuerbarer Wärme ohne Gesamtkonzept dem Ge
bäudeerrichter zur Auswahl gestellt werden. Formal 
muss das EEWärmeG aufgrund entsprechender ge
setzlicher Vorgaben für die EnEV mit dieser zusam
mengelegt werden, was vom zuständigen Ministerium 
auch vorbereitet wird. Inhaltlich ist es dabei erforder
lich, ein Gesamtkonzept des effektiven Wärmeeinsat
zes im Gebäudebereich zu entwickeln, das den Ein
satz erneuerbarer Wärme belohnt, ohne dabei aber 
die Effizienzsteigerung zu verlangsamen. Unterschied
liche Formen erneuerbarer Wärme sind nach ihrer 
Kosten-Nutzen-Relation zu bewerten.

Zusammenfassung und Empfehlungen

Die Untersuchung hat gezeigt, dass bereits das ge
genwärtige Planungsrecht den Gemeinden ver
schiedene Instrumente zur Förderung des Einsat
zes erneuerbarer Wärme im Gebäude- und 

Quartierbereich zur Verfügung stellt. Diese Mög
lichkeiten müssen sinnvoll in eine umfassende 
Konzeption einer klimaschonenden Stadtentwick
lung eingebettet werden und durch andere kom
munale Maßnahmen ergänzt werden. Hierzu zäh
len Konzessionsverträge für Nahwärmenetze mit 
Vorrang für erneuerbare Wärme und ggf. auch ein 
Anschluss- und Benutzungszwang an eine solche 
Wärmeversorgung. Noch besser ist es, die Kom
mune ergreift selbst die Initiative und errichtet sol
che Netze im Rahmen der Daseinsvorsorge. Der 
Schwerpunkt muss dabei auf der energetischen 
Sanierung des Bestandes liegen und kann hier ent
weder mit den formellen Instrumenten des beson
deren Städtebaurechts oder durch städtebauliche 
Verträge zum vermehrten Einsatz erneuerbarer 
Wärme führen. Langfristig brauchen wir einen all
gemeinen gesetzlichen Vorrang für erneuerbare 
Wärme, deren Anwendung im Einzelnen dann in 
gemeinsamen Prozessen der Nutzerinnen und 
Nutzer und der Stadtplanung konkretisiert wird.n
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DR. KLAUS-MARTIN GROTH

Rechtsanwalt und Partner 
im Anwaltsbüro [GGSC]

Nach dem Studium der Rechts-, 
Politik- und Wirtschaftswissen
schaften war Dr. Groth als Rich
ter, Ministerialbeamter, Beige
ordneter und Staatssekretär in 
den Bereichen Umwelt und 
Stadtplanung tätig. Ab 1991 baut 
er gemeinsam mit den Rechts
anwälten Hartmut Gaßner und 
Wolfgang Siederer das Anwalts
büro Gaßner, Groth, Siederer & 
Coll. [GGSC] auf. Tätigkeits
schwerpunkte des Büros sind 
die Bereiche Umwelt, Kommu
nalwirtschaft, Energie und Pla
nung. Dr. Groth leitet den Be
reich „Planen und Bauen“.

DR. THOMAS REIF

Rechtsanwalt und Partner 
im Anwaltsbüro [GGSC]

Nach Jura- und Volkswirt
schaftsstudium sowie Promoti
on in Betriebswirtschaftslehre 
war Dr. Reif in verschiedenen 
Kanzleien tätig. Er verfügt über 
20 Jahre Erfahrung im Infra
struktursektor zu fachübergrei
fenden betriebswirtschaftlichen 
und rechtlichen Themen ein
schließlich der Projektfinanzie
rung. Seit 2009 leitet er den 
[GGSC]-Standort Augsburg und 
hat in dieser Funktion zahlrei
che Kommunen bei der Kon
zeption und dem Aufbau rege
nerativer Fernwärmeversor
gungssysteme begleitet.
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EXKURS  >  Heidelberg-Bahnstadt – der grüne Null-
Emissions-Stadtteil. Energiereduktion durch Passivhaus
standard, regenerative Wärme- und Stromversorgung

Im Jahr 2022 soll sie fertig sein – 
eine der größten Passivhaussied-

lungen der Welt, deren Bau mit
ten in Heidelberg begonnen hat. 
Energieeffizienter Wohnraum, 
großzügige Freiflächen kombi
niert mit vielfältigen Einkaufs- 
und Freizeitmöglichkeiten und 
attraktiven Arbeitsplätzen in Wis-
senschaft und Forschung sind in 
dem neu entstehenden Quartier 
vernetzt und erfüllen den An
spruch einer nachhaltigen Stadt
entwicklung.

Am Anfang des ambitionier
ten Projektes stand das Ende des 
Heidelberger Güter- und Rangier
bahnhofs, der mit einer Fläche 
von 116 Hektar im Jahr 1997 
stillgelegt wurde. Mit der städte
baulichen Nutzung boten sich 
der Stadt Heidelberg völlig neue 
Perspektiven, dringend benötig
ten Wohnraum zu schaffen und 
dabei die neue Stadtmitte zu
kunftsweisend in Sachen Klima
schutz und Energieeffizienz zu 
entwickeln.

Das Energiekonzept besteht aus 
drei Kernbereichen: dem effizien
ten Baustandard, einer effizienten 
und erneuerbaren Energieversor

gung und der Qualitätsüberprü
fung. 

Für die Bebauung ist flächen
deckend der Passivhausstandard 
vorgeschrieben, womit die An
forderungen an die Gebäude 
deutlich über den gesetzlichen 
Anforderungen liegen. Neben 
den Wohngebäuden sind auch 
alle Nichtwohngebäude im Pas
sivhausstandard zu errichten. So 
sind bereits ein Laborgebäude, 
ein Baumarkt und diverse Büro
gebäude nach Passivhauskriterien 
errichtet worden, ein Kino ist im 
Bau.

Das Energieversorgungssystem 
im Bahnstadt-Energiekonzept sieht 
den Anschluss an das Heidelber
ger Fernwärmenetz vor. Das ist 
trotz des verbleibenden geringen 
Heizenergiebedarfs wirtschaftlich, 
da die Versorgung blockweise 
über „Mininetze“ erfolgt. Da
durch werden die Netztempera
turen innerhalb der Baublöcke 
verringert und somit die Leitungs
verluste reduziert. Die verblei
benden Netzverluste kommen 
den Gebäuden zugute, da die 
Fernwärmeverrohrung intern er
folgt. Das Holzhackschnitzel-

Heizkraftwerk wurde in unmittel
barer Nähe zum Stadtteil von den 
Stadtwerken Heidelberg gebaut. 
Es versorgt mit einer thermischen 
Kapazität von 80 Gigawattstun
den und einer elektrischen Kapa
zität von 24 Gigawattstunden pro 
Jahr die Bahnstadt mit Strom und 
Wärme aus erneuerbaren Ener
giequellen.

Ein speziell für die Bahnstadt 
entwickeltes Stromsparkonzept 
und das städtische Förderpro
gramm für die als Passivhaus er
richteten Wohnungen runden das 
Energiekonzept ab.

Das von der Stadt in Koopera
tion mit der Klimaschutz- und 
Energie-Beratungsagentur Hei
delberg – Rhein-Neckar-Kreis 
gGmbH entwickelte Qualitäts
management gewährleistet die 
Einhaltung der energetischen 
Standards. Die nötigen Nachwei
se zum Energiestandard werden 
schon im Baugenehmigungsver
fahren angefordert, geprüft und 
im weiteren Bauverlauf kontinu
ierlich überwacht.

Mit der Entwicklung der 
Bahnstadt hat die Stadt Heidel
berg ein in städtebaulicher und 
klimapolitischer Hinsicht zu
kunftsweisendes Projekt auf den 
Weg gebracht. n

ROBERT PERSCH
Stellvertretender Leiter der 
Abteilung Energie und Klima
schutz, Amt für Umweltschutz, 
Gewerbeaufsicht und Energie 
der Stadt Heidelberg

Weitere Informationen
www.heidelberg-bahnstadt.de

Luftbild der Heidelberger Bahnstadt vom April 2016
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Energetische Stadtsanierung in Chemnitz – 
auf dem Weg zur grünen Fernwärme
Energetische Stadtsanierung in Chemnitz – 
auf dem Weg zur grünen Fernwärme

Die Umgestaltung der Wärme- und Kälte
versorgung sowie der Bausubstanz besitzt 
ein sehr hohes Potenzial zur Reduzierung 

der Kohlenstoffdioxid-Emissionen. Die Maßnah
men sind technisch ausgereift und relativ kosten
günstig. Jedoch unterliegt die Umgestaltung kom
plexen Einflüssen. Dieser Beitrag soll beispielhaft 
die Anstrengungen in Chemnitz vorstellen.

Historische Entwicklung

In Chemnitz begann die Nutzung von Fernwärme 
mit Heißwasser bereits 1928 [1], [2]. Schon früh
zeitig wurde das Potenzial der gekoppelten Strom- 
und Wärmeproduktion (Kraft-Wärme-Kopplung, 
KWK) erkannt und zum Erzeugerstandard erhoben. 
Der Ausbau des Fernwärmenetzes fand über ver
schiedene Epochen der Stadtentwicklung hinweg 
statt. Die höchste Kapazität erreichte das Netz in 
den 1980er Jahren. Damals bedienten drei Erzeu
gerstandorte [1] mit unterschiedlichen Energieträ
gern das optimal vermaschte Netz, welches sich 
über nahezu 300 Kilometer [2] erstreckte und meh

rere Stadtteile mit über 2.600 Gebäuden versorgte. 
Den größten Erzeugeranteil hat dabei das heute 
noch betriebene Heizkraftwerk auf Braunkohleba
sis im Norden der Stadt. Die Entscheidung, Braun
kohle als Energieträger für das Basiskraftwerk bei
zubehalten, wurde Anfang der 1990er Jahre 
getroffen. Das Heizkraftwerk befand sich zu dieser 
Zeit in einem neuwertigen Zustand. Mit der Nach
rüstung einer Rauchgas-Entschwefelungs-Anlage 
wurden die technologisch bedingten Emissionen 
signifikant reduziert, was als wichtiger ökologischer 
Fortschritt zu bewerten ist. Wirtschaftliche Gründe, 
Versorgungssicherheit durch die Nutzung eines 
einheimischen Primärenergieträgers und langfristi
ge Verträge mit den Braunkohlerevieren setzten die 
größten Argumente für diesen Energieträger. Die 
rechts dargestellte Tabelle zeigt zusammenfassend 
alle wichtigen Parameter des Systems.

Schon frühzeitig erkannten die Chemnitzer Be
treiber die zeitliche Diskrepanz zwischen Wärme
erzeugung und Wärmebedarf und bauten bereits 
1971 die ersten Fernwärmespeicher als große Heiß
wasserspeicher in Deutschland, die bis heute in 
gleicher Form ins Netz eingebunden sind [1], [3].

Grobstruktur des 
Fernwärmetransport
systems (Primärnetz 
mit Heißwasser) in 
Chemnitz [4]
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Energetische Stadtsanierung in Chemnitz

Heizkraftwerk Nord IIHeizkraftwerk Nord II

thermisch 1 x 165 Megawatt (Gegendruckturbinen)
1 x 130 Megawatt (Entnahme-Kondensations-Turbine)

elektrisch 1 x 65 Megawatt (Gegendruckturbinen)
1 x 100 Megawatt (Entnahme-Kondensations-Turbine)

Rohbraunkohle 2 Blöcke

Heizwerk Altchemnitz
thermisch

2 x 80 Megawatt

Fernwärme

höchste Netzlast (2009–2014) 375 Megawatt
Vertragsleistung ca. 520 Megawatt
Wärmeabsatz ca. 850 Gigawattstunden
Länge des Fernwärmenetzes 280 Kilometer
Vorlauftemperatur des Primärnetzes
(gleitender Betrieb)

140 bis 95 Grad Celsius

Rücklauftemperatur des Primärnetzes 60 bis 65 Grad Celsius
Vorlauftemperatur der Sekundärnetze
(gleitender Betrieb)

95 bis 70 Grad Celsius

Rücklauftemperatur der Sekundärnetze 55 bis 45 Grad Celsius

Basisdaten zur Kraft-Wärme-Kopplung in Chemnitz (Stand 2016) 

Eine weitere Besonderheit in Chemnitz ist die 
Kopplung des Fernwärmesystems mit einem Fern
kältenetz [4]. An zwei zentralen Standorten in der 
Stadt erzeugen Absorptionskältemaschinen Klima
kälte mit Heißwasser. So kann insbesondere im 
Sommer überschüssige Wärme mittels der Kraft
Wärme-Kälte-Kopplung (KWKK) genutzt werden. 
Das Fernkältenetz und ein dazugehöriger Kältespei
cher, der maßgeblich durch die Technische Univer
sität Chemnitz, Professur Technische Thermodyna
mik, entwickelt wurde [5], [6] liefern die Kälte 
optimal an etwa 20 Großgebäude der Stadt, darun
ter das Opernhaus, Einkaufszentren und Verwal
tungsgebäude. Der zweite Erzeugerstandort versorgt 
das Klinikum der Stadt über ein Nahkältenetz [4] 
und besitzt ebenfalls einen Großkältespeicher zur 
Entkopplung und Optimierung der Erzeugung.

Änderungen auf dem 
Strom- und Wärmemarkt

In Chemnitz werden viele technische Einzelmaß
nahmen, wie beispielsweise die Senkung der 
Netztemperatur, durchgeführt, die zur Effizienz
steigerung des Heizkraftwerkes und des Fernheiz
netzes führen. Die KWK- und KWKK-Technolo
gien stehen bundesweit jedoch oft mit der 
Stromgewinnung aus regenerativen Energiequel

len (Photovoltaik und Windkraft) in Konkurrenz. 
Aufgrund der sehr niedrigen Betriebskosten und 
der vorrangigen Einspeisung verdrängen diese die 
klassischen, thermischen Kraftwerke aus dem 
Grund- und Mittellastbereich. Der Strom eines 
Heizkraftwerkes kann deshalb im Verlauf eines 
Jahres häufig nicht gewinnbringend vermarktet 
werden. Bei einer stromgeführten Betriebsweise 
wird das Kraftwerk dann abgeschaltet, wenn die 
Preise an der Strombörse einen gewissen Schwel
lenwert unterschreiten. Auch die Wärmeprodukti
on entfällt dann. Die Anwendung der neuen Tech
nologien zur Stromerzeugung aus regenerativen 
Quellen bringt somit grundlegende Umwälzun
gen in alle Bereiche der Energieerzeugung, -ver
teilung und -verwendung, sowohl für die Strom- 
als auch die Wärmeversorgung. Der klassische 
territoriale Versorgungsauftrag des Stadtgebietes 
mit Elektroenergie ist dabei von der Liberalisie
rung des Strommarktes betroffen. Hingegen liegt 
die Versorgung mit Wärme durch die über viele 
Jahre geschaffenen Strukturen weiterhin im Hand
lungsfeld des örtlichen Versorgers. Für diesen ist 
der Wärmesektor auch zur Erreichung der Klima
schutzziele von besonderer Bedeutung. Folgerich
tig suchen die beteiligten Akteure in jeder Stadt für 
die schon oben genannten Bereiche – Energieer-
zeugung, Energieverteilung und Energieverwen
dung – ein Szenario, bei dem sowohl die Klima
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schutzziele als auch die unternehmerischen 
Ziele vereint werden können. Dieser Prozess 
läuft in Chemnitz bereits seit einigen Jahren. In 
der Erzeugerlandschaft befindet sich inzwischen 
ein Kraftwerksblock mit einer 100 Megawatt
Entnahme-Kondensationsturbine, um auf Bedarfs
schwankungen oder Überangebote der Stromer
zeuger aus regenerativen Quellen besser re
agieren zu können.

Links: Fernwärmetrasse des örtlichen Versorgungsunternehmens und Netzbetreibers in Richtung Innenstadt 
und Heizkraftwerk Nord II, Chemnitz – rechts: Fernwärmespeicher I in Chemnitz

Die Erzeugung und das Fernwärmenetz waren 
einst auf eine Spitzenleistung von ca. 1.000 Mega
watt (bei 165 Grad Celsius Vorlauftemperatur) aus
gebaut [2]; derzeit werden nur rund 400 Megawatt 
benötigt (siehe Tabelle auf der Vorseite). Die Ten
denz ist zum einen aufgrund der energetischen Ge
bäudesanierung und zum anderen wegen der Nut
zungsstruktur weiter leicht fallend. Bezüglich der 
Nutzung verursacht beispielsweise die momentan 
beobachtete steigende Wohnfläche pro Einwohner 
einen sinkenden Warmwasserbedarf pro Quadrat
meter Wohnfläche. Das bestehende Fernwärme
netz wird daher mit betriebstechnischen Maßnah
men angepasst. Dabei spielen Überlegungen zur 
Dezentralisierung eine beachtliche Rolle. Das 
Chemnitzer Fernwärmenetz ist mit seinen etwa  
40 Betriebsjahren genau in dem Alter, in dem größe
re Investitionen zur Erneuerung anstehen und damit 
auch die Möglichkeit besteht, kostengünstig Anpas
sungen am Netz vorzunehmen.

Die kritische Auseinandersetzung mit alten Struk
turen und Technologien, die über Jahrzehnte die Ver

sorgung gesichert hatten, erfordert eine veränderte 
Denkweise. Bei der Umsetzung alternativer Energie
konzepte besteht ein beachtliches Risiko darin, nicht 
alle Akteure auf dem neuen Weg zu erreichen. Da
her hat das hier ansässige Energieversorgungsunter
nehmen [7], [8] gemeinsam mit der Stadt Chemnitz 
erstmalig den Kreis der Akteure wesentlich erweitert 
und eine Plattform zur Kommunikation geschaffen. 
Unter dem Projektnamen „Wärmeplattform Chem
nitz“ arbeiten alle Wissensträger, d.h. Erzeuger, 
Netzbetreiber, Abnehmer, Stadtplaner und Wissen
schaftler, gemeinsam am Versorgungskonzept. Ein 
Pilotprojekt ist das hier vorgestellte Niedertempera
tur-System im Gebiet des Chemnitzer Brühls.

Energetisches Quartierskonzept 
Chemnitz-Brühl

Dieses Energiekonzept soll den komplexen Anforde
rungen gerecht werden und ist als erster Ansatz hin
sichtlich einer Erhöhung der solaren Wärmeversor
gung einzuordnen. Es berücksichtigt die Bedingungen 
klassischer Fernwärmesysteme in Deutschland und 
die Erfordernisse einer heterogenen Bebauung in  
einem Stadtgebiet. Die Simulation [9] zeigt, dass ein 
solarer Deckungsanteil von ca. zehn Prozent unter 
technischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
leicht zu erreichen ist. Das Konzept lässt sich auf 
weitere Gebiete bei der Stadterneuerung oder beim 
Stadtumbau und auf andere klassische Fernwärme
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Energetische Stadtsanierung in Chemnitz

systeme in Deutschland übertragen. In Chemnitz 
wird das Niedertemperatur-System seit 2013 schritt
weise bis 2018 im Projekt Solare Fernwärme Brühl 
umgesetzt. Die Akteure streben die Einhaltung einer 
Lernkurve an. D. h., mit dem Projekt sollen Erfahrun
gen gesammelt und die Akzeptanz verbessert wer
den. Diese sind für einen weiteren Ausbau der  
erneuerbaren Wärmeversorgung wichtig, um letzt
endlich die energiepolitischen und ökologischen 
Zielstellungen zu erfüllen.

Erstellung

Grundlage ist ein städtebauliches Entwicklungskon
zept für das dicht bebaute, gründerzeitliche Stadt
quartier Brühl [10]. Das energetische Konzept [11] 
besteht aus einem Grobkonzept und einem Feinkon
zept. Im Jahr 2011 erstellten das örtliche Energiever
sorgungsunternehmen [7] und der Netzbetreiber [8] 
in Zusammenarbeit mit der TU Chemnitz, Professur 
Technische Thermodynamik, mit Eigenmitteln das 
Grobkonzept. Bis März 2013 erfolgte die Erstellung 
des Feinkonzeptes im Auftrag der Stadt Chemnitz 
durch das Energieversorgungsunternehmen. Die 
Kosten der Stadt wurden aus Fördermitteln des KfW-
Bundesprogrammes „Energetische Stadtsanierung – 
Zuschüsse für integrierte Quartierskonzepte und Sa
nierungsmanager“ (KfW 432) gefördert [12]. Das 
Energieversorgungsunternehmen übernahm als Pro
jektbeteiligter einen Teil der Kosten.

Im Ergebnis entstand ein konkretes und umsetz
bares Maßnahmenkonzept mit Wirtschaftlichkeits
betrachtung und CO2-Bilanzierung. Den Förderbe
darf der Investition, deren langfristige Nachhaltigkeit 
und die wesentliche CO2-Minderung bestätigten 
die Experten der Brandenburgischen Technischen 
Universität Cottbus, Lehrstuhl Prof. Koziol/Fachge
biet Stadttechnik. Das energetische Quartierskon
zept wurde zur Umsetzung durch den Stadtrat be
schlossen. Die Stadt erhielt die Zustimmung zur 
Förderung als Pilotprojekt aus dem Programm der 
Städtebauförderung „Aktive Stadt- und Ortsteilzent
ren“ (SOP) durch das Sächsische Staatsministerium 
des Innern und die Sächsische Aufbaubank (SAB) im 
Jahr 2012 [13]. Durch einen städtebaulichen Vertrag 
zwischen der Stadt und dem Energieversorger wur-
den die Umsetzung und Förderung vereinbart. Seit 
zwei Jahren ist das Projekt eines der zwölf soge
nannten Stellvertreterprojekte im Bundesprogramm 

„Energetische Stadtsanierung“ (KfW 432) [14] und 
wird dort in der Umsetzung wissenschaftlich beglei
tet. Die Projektpartner nehmen aktiv am bundes
weiten Wissenstransfer aller Pilotprojekte teil.

Umsetzung

Das Integrierte Handlungskonzept zur städtebau
lichen und energetischen Entwicklung des Förder
gebietes „SOP Brühl-Boulevard“ wurde durch den 
Stadtrat beschlossen und das Fördergebiet im Jahr 
2012 in das Bund-Länder-Programm Stadtumbau 
Ost, Programmteil „Aktive Stadt- und Ortsteilzent
ren“ (SOP) zur Förderung bis voraussichtlich 2020 
aufgenommen [13].

Zu den geförderten Maßnahmen gehört neben 
vielfältigen städtebaulichen Vorhaben im öffent
lichen Raum und im Bereich soziale Infrastruktur 
auch das energetische Stadtteilmanagement. Die 
Aufgabe des Stadtteilmanagements wurde vom 
Stadtplanungsamt an eine Sanierungsträgergesell
schaft übergeben.

Schwerpunktaufgabe ist die Beratung und Be
gleitung privater Eigentümerinnen und Eigentümer 
bei der Gebäudesanierung. Der Sanierungsträger 
berät sowohl zu bautechnischen Lösungen als 
auch zur Finanzierung und Förderung aus Darle
hensprogrammen, wie beispielsweise dem SAB-
Programm Mehrgenerationenwohnen sowie das 
KfW-Programm zur energetischen Gebäudesanie
rung. Zur Aktivierung und zur Deckung unrentier
licher Sanierungskosten können über die Stadt 
und die Sanierungsträgergesellschaft Zuschüsse 
aus der Städtebauförderung gewährt werden. Die 
Förderung setzt u. a. energetische Maßnahmen am 
Gebäude voraus. Weiterhin wurde die energeti
sche Beratung (energetisches Sanierungsmanage
ment mit Förderung durch das Programm KfW 
432) mit dem Einsatz eines Energieberaters durch 
die Sanierungsträgergesellschaft ausgebaut.

Die Koordinierung aller energetischen Themen 
im Gebiet erfolgt durch eine lokale Arbeitsgruppe 
aller Mitwirkenden – Stadt, Energieversorger, Netz
gesellschaft und Sanierungsträgergesellschaft sowie 
planender Akteure.
Konkrete Unterstützung einer Umsetzung des solar 
unterstützten Niedertemperatur-Fernwärmenetzes 
erfolgt durch die energetische Stadtsanierung in 
den folgenden Bereichen:
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• Ausreichung eines energetischen Ge
bäudepasses für Gebäudeeigentüme
rinnen und -eigentümer als Leitfaden 
für eine mögliche energetische Sanie
rung und deren Auswirkungen auf die 
Energiebilanz des Gebäudes (Vorstufe 
für den Energiepass) durch das örtliche 
Energieversorgungsunternehmen in Zu
sammenarbeit mit dem städtischen 
Umweltamt,

• Förderung von unrentierlichen Kosten
bestandteilen der Systemlösung durch 
Zuschüsse der Stadt an den Energiever
sorger aus der Städtebauförderung SOP,

• energetisches Sanierungsmanagement, 
Beratung privater Eigentümerinnen und 
Eigentümer bei der energetischen Ge
bäudesanierung – mit Finanzierung aus 
dem KfW-Programm 432,

• Öffentlichkeitsarbeit durch Publikatio
nen, Informationsveranstaltungen für 
Eigentümerinnen und Eigentümer, Prä
sentation zum Tag der Städtebauförde
rung und bundesweit auf Kongressen,

• internationale Kooperation im Programm der 
Internationalen Energieagentur zu großen sola
ren Heiz- und Kühlsystemen  (Large Systems: 
Large Solar Heating/Cooling Systems, Seasonal 
Storage, Heat Pumps, IEA SHC Task 45) [15],

• Einbindung des Projektes in den eea®-Prozess 
(European Energy Award) und in die Arbeit des 
städtischen eea®-Teams,

Zusätzlich fand im Bereich Stromeffizienz die 
Umstellung der Stadtbeleuchtung auf energieeffi
ziente LED durch das Energieversorgungsunter
nehmen unter Wahrung des Identitätsmerkmals 
der typischen „Brühl-Lampen“ als Kugelleuchten 
aus den 1970er Jahren statt. Weiterhin fördern die 
kostenlose Bereitstellung von vier neuen Stellplät
zen durch die Stadt und die Installation von zwei 
Ladesäulen durch den örtlichen Energieversorger 
aus Eigenmitteln die Elektromobilität.

Schematische Darstellung der Gebäude im Gebiet des Brühls 
(ca. 10 Hektar), der Trassenführung des Niedertemperatur-

Netzes und der Zentrale (links des Flusses) [9], Chemnitz

Anlagenkonzept

Auf der Grundlage der oben genannten Analyse 
wurde ein Konzept zur Wärmeversorgung [9] ent
wickelt. Folgende Punkte beschreiben den Ansatz:

• vollkommene Entkopplung des Gebietes vom 
bisherigen Fernwärmesystem (Hydraulik, Be
trieb) zur Schaffung einer „Insel“ im Fernwär
megebiet,

• Aufbau eines Niedertemperatur-Netzes (70/40 °C),
• Entwicklung von speziellen Übergabestationen 

für Mehrfamilienhäuser,
• Aufbau einer Zentrale nach dänischem Vorbild.

Typisches Chemnitzer Mehrfamiliengebäude 
aus der Gründerzeit, Darstellung eines Karrees
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Den Aufbau der Zentrale zeigt die Abbildung un
ten. Diese wurde bis auf kleine Änderungen so 
umgesetzt. Das System besitzt die in der Tabelle 
auf der nächsten Seite beschriebenen Merkmale.

Der Bau des Speichers fand 2015 statt. Die 
Kollektorfelder sind 2016 installiert worden. Im 
August 2016 ging auch das solare Fernwärme
system in den regulären Betrieb. Die Begleitfor
schung (SolFW) [16] im Rahmen des 6. Energie
forschungsprogramms der Bundesregierung 
übernimmt die Professur Technische Thermo
dynamik der Technischen Universität Chemnitz 
(01.10.2016–30.09.2019).

Vorentwurf zum Aufbau der Versorgungszentrale eines Niedertemperatur-Netzes in Chemnitz, 
Grundlage für die Simulation [9]

Fazit

Die Umgestaltung der Energieversorgung ist zur ge
sellschaftlichen Aufgabe geworden. Konzeptionelle 
Arbeit dafür übernehmen viele Partner in Chemnitz 
gemeinsam. Das Projekt „Wärmeplattform Chem
nitz“ mit dem Teilprojekt Brühl zeigt, dass mehr 
energetisches Potenzial erschließbar wird, wenn 

der Kreis der Akteure zunimmt. Die Mehrarbeit an 
Koordination wird durch Effizienzgewinne kom
pensiert. Die Förderung von Technologien sowie 
Forschung und Ausbau erneuerbarer Energien und 
Effizienztechnologien im Wärmebereich zeigen 
hier die möglichen positiven Effekte. Durch die För
derung durch das Gesetz für den Ausbau erneuer
barer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz, EEG) 
schreibt die Energiewende im Stromsektor seit über 
zwanzig Jahren eine Erfolgsgeschichte. Eine Über
tragung auf den Wärmebereich in ähnlichen Grö
ßenordnungen ist notwendig und folgerichtig. Je 
größer der Bilanzkreis zur Energieversorgung gezo
gen wird, umso mehr treten Vorteile einer solaren 
Versorgung hervor. Ein signifikanter Ersatz von fos
silen Energieträgern ist heute möglich. Hier bieten 
die Nutzung der Sonnenenergie und umfassende 
Verbrauchsreduktionen große Potenziale. Dank der 
Förderung durch die Projektträger im Rahmen der 
im Text dargestellten Programme konnten einerseits 
die Projekte „Solare Fernwärme Brühl“ und „Ener
getische Quartierssanierung Brühl“ gemeinsam die 
technische und wirtschaftliche Machbarkeit bewei
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sen. Andererseits haben die Akteure sich mit vielen 
gesellschaftlichen Fragen und Aufgaben auseinan
dergesetzt, die letztendlich einen großen Einfluss 
bei der weiteren Umsetzung dieser und zukünftiger 
Maßnahmen haben werden. n

Merkmale der solaren  
Fernwärmeeinbindung
Merkmale der solaren  
Fernwärmeeinbindung Technische EinzelheitenTechnische Einzelheiten

Freilandaufständerung von 
Flachkollektoren

zwei Felder mit ca. 2.100 m2 (matched flow, 15 l/(m2 h) bei 100 %, 35° geneigt mit 
idealer Südausrichtung des Südfeldes und mit -30° Feldazimut des Nordfeldes, begin
nende Verschattung unter 32,5° Sonnenhöhenwinkel)

kein Wärmeübertrager im gesamten 
Niedertemperaturteil der Anlage

Einsatz von Fernwärmewasser im Kollektorkreis, aktiver Frostschutz des Feldes

oberirdischer Tankspeicher Flachbodentank mit 1.000 m3, Füllstand 14,0 m, 0,50 m Wärmedämmung, Betrieb mit 
thermischer Schichtung; obere Zone zum Vorhalten von Wasser mit Soll-Vorlauftempe
ratur (mit Überhitzung bis ca. 95 °C – das ist der Wert der ursprünglichen Planung; mit 
dem Zwei-Zonen-Speicher sind Temperaturen bis 108 °C möglich, was in dem Projekt 
erstmals z. B. mittels Lastabwurfs des Heizkraftwerks ins Fernwärmenetz getestet wer
den soll), gesamter Speicher zum Abfangen kurzer solarer Überschüsse und Kurzzeit
Speicher für das Heizkraftwerk

zweistufige Nachheizung mittlere logarithmische Temperaturdifferenz 5 K, erster Wärmeübertrager zur Nutzung 
des Fernwärme-Rücklaufs, zweiter Wärmeübertrager zur Einhaltung der Soll-Vorlauf
temperatur des Niedertemperatur-Netzes

Zwei-Leiter-Netz Druckentkopplung zum Speicher durch die Netzpumpen und Regelventile, gleitende 
Vorlauftemperatur (Soll-Vorlauftemperatur mit 70 °C bei einer Umgebungstemperatur 
größer 0 °C, linearer Anstieg auf 80 °C bei -14 °C Umgebungstemperatur)

Funktionskontrolle und  
Ertragsberechnung

TRNSYS-Simulationen (Basis 1.800 m2, 6,2 GWh/a Wärmeverbrauch in der ersten Aus
baustufe) [5]; solarer Deckungsanteil von 11,1 %.

Montage von Großkollektoren im innerstädtischen 
Bereich (Vordergrund), Gebäude des Quartiers 
Chemnitz-Brühl (Hintergrund), 2016
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Wärmeversorgung in Eigenregie – 
Erfahrungsbericht eines ehrenamtlichen Bürgermeisters
Wärmeversorgung in Eigenregie – 
Erfahrungsbericht eines ehrenamtlichen Bürgermeisters

Sprakebüll ist eine kleine Gemeinde im 
schleswig-holsteinischen Kreis Nordfries
land mit geschlossenem Ortskern und rund 

50 Wohnhäusern. Die Gemeinde ist landwirt
schaftlich geprägt und lebt sehr stark von und mit 
den alternativen Energien. Es bestehen bereits 
zwei Bürgerwindparks mit circa 20 Megawatt ins
tallierter Leistung, an denen etwa 140 Bürgerin
nen und Bürger aus Sprakebüll und Stadum betei
ligt sind, zwei Solarparks mit rund vier Megawatt 
installierter Leistung sowie eine Biogasanlage mit 
einer Leistung von 1,3 Megawatt, und fast alle 
Hausdächer sind mit Solarmodulen belegt.

Die Idee, eine zentrale Wärmeversorgung aufzu
bauen, entstand Anfang 2012, nachdem der örtliche 
Biogasbetreiber eine private Biogasleitung von sei
nem zwei Kilometer entfernten Hof zum Ortskern 
gelegt hatte, um dort eigene Gebäude und die Gast
wirtschaft über ein Satelliten-Blockheizkraftwerk 
(Satelliten-BHKW) mit Wärme zu versorgen. Als 
sich in der Gemeinde bald herumsprach, dass der 

Biogasbetreiber genug Wärme für den gesamten Ort 
bereitstellen könnte, war die Idee geboren, von die
sem Punkt aus den ganzen Ort mit klimaschonen
der und kostengünstiger Wärme zu versorgen.

Umwälzpumpen und Leitungssystem in der Heizzentrale (li.), einer der beiden Motoren des Blockheizkraftwerks (re.)

Die Gemeindevertretung, bestehend aus dem 
Bürgermeister und acht weiteren Gemeindevertrete
rinnen und -vertretern, beschäftigte sich nun intensiv 
mit diesem Thema. Da noch kein Wissen zu zentraler 
Wärmeversorgung bestand, wurden Informationen 
über die AktivRegion Schleswig-Holstein eingeholt 
und eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben. 
Nach etlichen Sitzungen und Beratungen wurde klar, 
dass die Gemeinde Investor der Maßnahme werden 
und eine neu zu gründende Energiegenossenschaft 
den Betrieb übernehmen sollte. Große Unterstüt
zung erhielt die Gemeinde in der Planungsphase 
durch einen Steuerberater, das Planungsbüro, wel
ches die Machbarkeitsstudie erstellt hatte, und durch 
die Amtsverwaltung in Niebüll. Denn es mussten vie
le Punkte geklärt werden. Der Steuerberater musste 
durch eine verbindliche Auskunft beim Finanzamt 
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den kommunalen Gewerbebetrieb der Gemeinde 
mit anschließender Verpachtung an die Genossen
schaft feststellen lassen, so dass die Gemeinde vor
steuerabzugsberechtigt ist. Die Amtsverwaltung hatte 
bei der Kommunalaufsicht abzuklären, ob die Ge
meinde eine so große Investition überhaupt tätigen 
darf. Es kamen zuerst erhebliche Bedenken zu Tage, 
aber nach Offenlegung der Finanzlage kam eine po
sitive Antwort. Die Bedenken waren für die Gemein
devertretung auch nicht nachvollziehbar gewesen, 
weil durch die Einbindung der Bürgerenergiege
nossenschaft eine finanzielle Absicherung bestand.

Fermenter der Biogasanlage des ortsansässigen Landwirts

Das beauftragte Planungsbüro ermittelte die In
vestitionskosten, führte die Ausschreibung durch 
und überwachte die Baudurchführung. Die Kosten
planung ergab ca. 880.000 Euro für die Wärmever
sorgung von 41 Häusern inklusive Gastwirtschaft 
und Feuerwehrhaus mit Mehrzweckraum. Vier Häu
ser im Dorf betreiben eine Erdwärmepumpe. Deren 
Eigentümer konnten sich noch nicht entschließen 
mitzumachen, dürfen sich jedoch auch später noch 
anschließen. Die realisierten Fördermittel beliefen 
sich auf etwa 230.000 Euro Mittel des Bundesamts 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) und 
etwa 100.000 Euro Tilgungszuschuss von der Kredit
anstalt für Wiederaufbau (KfW-Bank). 

Die Gemeindevertretung und weitere aktive 
Bürgerinnen und Bürger besichtigten etliche Wär
meprojekte in der Region, lernten so immer mehr, 
wie Wärmelösungen funktionieren können, und 
fassten Mut, auch in Sprakebüll ein Nahwärmenetz 

zu errichten. So war im April 2013 nach sehr kurzer 
Planungszeit Baubeginn. Ein Pachtvertrag über das 
Gelände und das Gebäude, in dem die Heizzentra
le und der Pufferspeicher untergebracht sind, sowie 
die Verträge mit dem Biogasbetreiber über die Liefe
rung von Wärme und Biogas wurden abgeschlos
sen. Auch der Fall, dass das BHKW ausfällt, wurde 
bedacht. Für den Notfall steht Heizöl zur Verfügung, 
welches der Mehrstoffbrenner des BHKW verbren
nen kann. Bei einem Totalausfall stellt die Heizungs
firma eine mobile Heizzentrale zur Verfügung.

Parallel wurde im Februar 2013 die Bürgerwär
megenossenschaft EnergieVersorgung Sprakebüll 
eG (EVS) gegründet. Sie setzt sich aus den Wärme
abnehmern, der Gemeinde und dem Biogasbetrei
ber zusammen, jedes Mitglied verfügt über eine 
Stimme. Das bedeutet, jeder Wärmeabnehmer hat 
eine Stimme, die Gemeinde hat eine Stimme und 
der Biogasbetreiber hat ebenfalls eine Stimme. 
Dieses genossenschaftliche Grundprinzip hat für 
großes Vertrauen seitens der Bürgerinnen und Bür
ger gesorgt. Geführt wird die Genossenschaft von 
zwei Mitgliedern als Geschäftsführung und drei 
Mitgliedern im Aufsichtsrat. Die Genossenschaft 
pachtet von der Gemeinde die Wärmezentrale, 
das Wärmenetz, die Hausübergabestation und die 
Wärmespeicher in den Häusern zu den Finanzie
rungskosten plus einer Reserverücklage.

Dank eines sehr schönen Sommers war die Bau
maßnahme nach nur einem halben Jahr Bauzeit im 
September 2013 abgeschlossen. Zwischenzeitlich 
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sah das Dorf recht „aufgewühlt“ aus. Durch eine 
sehr intensive Information der Bürgerinnen und 
Bürger waren Akzeptanz und Zusammenarbeit von 
Beginn an sehr gut. Das zeigt sich allein schon dar
an, dass die 2.500 Meter Stahlleitungen zum größ
ten Teil über Privatgrundstücke gelegt werden 
konnten, um die Straßen und Bürgersteige zu scho
nen und die Kosten zu reduzieren. Die entspre

chenden Dienstbarkeiten wurden eingetragen. 
Gleichzeitig wurden Leerrohre für eine Breitband
versorgung über Glasfaser zu jedem Haus mitver
legt. Diese wird voraussichtlich 2018 in Betrieb 
genommen. Wie den Menschen im Vorfeld verspro
chen, wurden alle Grundstücke wieder ordentlich 
hergerichtet. Schon im Herbst 2013 war von den 
Baumaßnahmen nichts mehr zu sehen.

Das Gebäude der Heizzentrale in Sprakebüll

Dank einer günstigen Finanzierung, einer 
großzügigen Förderung und um 50.000 Euro 
niedrigeren Investitionskosten als geplant 
hatten die Wärmeabnehmerinnen und Wär
meabnehmer außer einem Genossenschafts
anteil von 200 Euro und dem Anschluss  
ihrer Heizung an den kostenfrei installierten 
Wärmetauscher und -speicher keine eigene 
Kosten zu tragen. Behilflich war die Ge
meinde auch bei der Entsorgung der priva
ten alten Ölheizungen, die aufgrund der 
Wärmevollversorgung nicht mehr erforder
lich sind.

Ob ein Zusammenhang besteht, lässt 
sich nicht mit Sicherheit sagen, doch ist seit 
dem erfolgreichen Aufbau des Wärmenetzes 
auch das Interesse am gemeindeeigenen 
Baugebiet deutlich gestiegen. In Sprakebüll 
siedeln sich nun viele junge Familien neu 
an, meist von Kindern alteingesessener Dorf
bewohner.

Vorbereitete Leerrohre für die Straßenunterquerung 
des Nahwärmenetzes
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Bachüberquerung von Nahwärme- und Glasfasernetz

Nach 20-jähriger Finanzierungszeit kann mit einer 
weiteren Nutzungsdauer des Wärmenetzes von 
etwa 30 zusätzlichen Jahren gerechnet werden, was 
der Gemeinde und den Bürgerinnen und Bürgern 
zu Gute kommt. Für Ersatzinvestitionen ist die Ge
meinde zuständig, die Wärmegenossenschaft trägt 
jedoch die Finanzierungskosten.

Im November 2013 errang Sprakebüll den Sie
gerpreis „Zukunftsfähige Wärmeversorgung“ der 
EnergieOlympiade der Gesellschaft für Energie 
und Klimaschutz Schleswig-Holstein GmbH, der 
mit 10.000 Euro dotiert ist. Die Konstellation von 
Biogasanlagenbetreiber als Wärmelieferant, der 
Gemeinde als Investor und der Genossenschaft als 
Betreiber war in Schleswig-Holstein wohl einzig
artig. Das Preisgeld hat die Gemeinde der ört
lichen Bürgerstiftung, die gemeinnützige Ziele 
verfolgt, als Startkapital zur Verfügung gestellt.

Das Wärmenetz hat sich bewährt, und die Bürge
rinnen und Bürger sind zufrieden. Sprakebüll spart 
mit dieser Maßnahme jährlich etwa 135.000 Liter 
Heizöl und 1.000 Tonnen Kohlenstoffdioxid ein. 
Aufgrund der zurzeit niedrigen Öl- und Gaspreise ist 
das Heizen für die Bürgerschaft momentan zwar 
noch nicht günstiger geworden, aber sie erkennen 
an, dass sie keine Unterhaltungs- und Neuanschaf
fungskosten für den ausgemusterten fossil betriebe
nen eigenen Heizkessel zu tragen haben und das 
Wärmenetz eine Zukunftsinvestition darstellt. n
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Klimaschutz im Hunsrück – die Entstehung 
des Nahwärmeverbundes Neuerkirch-Külz
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des Nahwärmeverbundes Neuerkirch-Külz

In der ersten Augustwoche 2016 war es so 
weit: Über 70 Grad heißes Wasser lief erstma
lig durch das 6.100 Meter lange Nahwärme

netz in die ersten Hausanschlüsse von Neuer
kirch und Külz. Ab der Heizperiode 2016/2017 
werden insgesamt 143 Anschlussnehmerinnen 
und Anschlussnehmer in den zwei benachbarten 
Ortsgemeinden mit erneuerbarer Wärme ver
sorgt. Diese wird über zwei Holzhackschnitzel
kessel mit einer Wärmeleistung von 900 bzw. 
360 Kilowatt sowie einem großen Solarthermie
feld mit 1.422 Quadratmetern Kollektorfläche 
gewonnen. In den beiden Gemeinden werden 
ab sofort jährlich Einzelfeuerungsanlagen mit  
einem Verbrauch von rund 400.000 Litern Heizöl 
ersetzt und mehr als 1.200 Tonnen CO2-Emissionen 
einspart.

Nachhaltige Dorfentwicklung

Die Idee eines Nahwärmenetzes war kein sponta
ner Einfall, sondern das Ergebnis einer langfristig 
ausgelegten Auseinandersetzung mit dem Thema 
Dorfentwicklung in beiden Gemeinden. Neuer
kirch und Külz, beides Ortsgemeinden der Ver
bandsgemeinde Simmern, liegen dicht aneinander 
und werden nur durch den Schinderhannes-Rad
weg, der über die Trasse der ehemaligen Huns
rückbahn von Simmern über Kastellaun nach Em
melshausen verläuft, getrennt. Neuerkirch ist mit 
284 Einwohner und 104 Wohngebäuden die klei
nere Gemeinde, die Ortsgemeinde Külz, die süd
lich von Neuerkirch liegt, zählt 465 Einwohner 
und 165 Wohngebäude.

In beiden Gemeinden besteht seit geraumer 
Zeit Interesse an einer zukunftsgewandten 
Dorfentwicklung, und beide haben in Hinblick 
auf Klimaschutz und CO2-Reduktion bereits eini

ges vorzuweisen. Auf den Gemarkungen von Külz 
und Neuerkirch stehen inzwischen je neun Wind
kraftanlagen. In beiden Gemeinden wird über pri
vate Photovoltaik-(PV-)Anlagen Strom erzeugt  
(31 PV-Dachanlagen mit 311 Kilowatt-Peak in 
Külz und 23 PV-Dachanlagen in Neuerkirch mit 
einer Gesamtleistung von 351 Kilowatt-Peak). Bei
de Gemeinden sind aktuell dabei, ihre Straßenbe
leuchtung auf LED umzustellen. Zudem betreibt 
Külz bereits seit 2009 ein kleines Nahwärmenetz 
für 12 Häuser, das mit zwei Holzpelletkesseln be
feuert wird.

Frühzeitige Bürgerbeteiligung

Damit Neuerkirch trotz des demographischen 
Wandels zukunftssicher gestaltet werden kann, 
hatte der damalige Gemeinderat ein Entwick
lungskonzept für Neuerkirch ins Leben gerufen –
„Fit für die Zukunft“. Eine Bürgerbefragung zielte 
darauf ab, die empfundenen Stärken und Schwä
chen von Neuerkirch in Erfahrung zu bringen und 
die Bereiche mit einem Entwicklungsbedarf zu 
identifizieren. Als Ergebnis der Befragungsauswer
tung wurden im Rahmen des jährlichen Bürgerge
sprächs Interessenten für die Bildung dreier Ar
beitsgruppen gesucht. Im Mai 2013 trafen sich 
dann zum ersten Mail die AG Kultur/Vereinsleben, 
die AG Familien und Jugend sowie die AG Ökolo-
gie (die „Ökogruppe“). 

Einige der eingereichten Anregungen hatten 
einen Klimaschutzbezug und wurden an die 
Ökogruppe zur Prüfung delegiert. Die Anschaf
fung eines Elektroautos als Gemeindefahrzeug 
oder einer gemeindeeigenen Windkraftanlage 
gehörten ebenso zu den Ideen aus den Rückläu
fen wie auch der Vorschlag eines klimaschonen
den Nahwärmenetzes.
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Artikel zur Einweihung des erneuerbar gespeisten Wärmenetzes in der Lokalzeitung
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Die Ökogruppe nahm sich des Themas an und 
begann damit, die Vor- und Nachteile eines eige
nen Nahwärmenetzes zu eruieren. Für die Öko
gruppe war das zentrale Thema, von fossilen auf 
erneuerbare, klimaschonende Energiequellen 
umzusteigen. Es galt, die beste Energiequelle 
bzw. den besten Energiemix zu finden. Bei der 
Entscheidung der Energiequelle(n) sollten weite
re Kriterien wie Regionalität, Nachhaltigkeit, Zu
verlässigkeit und Preisstabilität eine maßgebende 
Rolle spielen. Mit der Regionalität sind zwei As
pekte verbunden: die Vorteile der lokalen Wert
schöpfung durch Nutzung regionaler Ressourcen 
und die Minderung der CO2-Emissionen durch 
kurze Lieferwege.

Nach dem ersten Brainstorming wurden fol
gende Optionen identifiziert, die die Gruppe nä
her untersuchen wollte: der Einsatz von Erdwärme 
oder Wärmepumpen, der eigene Anbau von 
Kurzumtriebspflanzen (KUP), die Nutzung von 
Brennstoffen wie Biogas, Rapsöl oder Holzhack
schnitzel aus eigenem Gemeindewald und die 
Möglichkeit der Wärmegewinnung durch Solar-
thermie. Zwar wurde die letztgenannte Option von 
den üblichen Witzen über das Hunsrücker Wetter 
begleitet, doch war die Ökogruppe offen auch für 
Neues und noch Ungewohntes, so dass jedes The
ma von einem Mitglied der Gruppe übernommen 
und für die nächsten Treffen vertieft wurde.

Ermittlung des konkreten Interesses im Dorf

In Absprache mit dem Bürgermeister und dem Ge
meinderat konzipierte die Ökogruppe eine Umfra
ge zum Thema Nahwärme, um herauszufinden, 
wie viele Bürgerinnen und Bürger ein ganz kon
kretes Interesse an einer Anbindung an ein 
Nahwärmenetz hätten. Die Umfrage wurde im Juli 
2013 als Beilage zum wöchentlichen Amtsblatt an 
die Bürger und Bürgerinnen von Neuerkirch ver
teilt. Sie listete kurz die möglichen Vorteile eines 
Nahwärmenetzes auf, die – neben der Nutzung 
von umweltfreundlichen und heimischen Produk
ten mit regionaler Wertschöpfung – auch die Un
abhängigkeit von Öl- und Gaspreisen, die bessere 
Nutzung von Kellerräumen, die Ersparnisse im In
vestitions- und Betriebskostenbereich sowie die 
Steigerung der Attraktivität des Dorfes und damit 
der Hauspreise umfassten.

Die Umfrage erfasste Angaben zu Gebäudeart, 
Baujahr, aktueller Heizmethode, Alter der Anlage 
und Jahresbrennstoffbedarf sowie die unverbind
liche Angabe, ob ein konkretes Interesse an einem 
Anschluss bestünde. Entgegen der eher konservati
ven Einschätzung der Ökogruppe war der Rücklauf 
mit insgesamt 54 Antworten überraschenderweise 
sehr positiv. Mit ca. zwanzig beteiligten Haushalten 
wäre ein Nahwärmenetz denkbar gewesen.

Die darauffolgenden Monate wurden genutzt, 
um die Fragen der Energiequellen, der Rechtsform 
sowie des Standortes zu vertiefen. Für die Bürge
rinnen und Bürger wurden Besuche zu bereits um
gesetzten Nahwärmeprojekten (Mannebach/Belt
heim mit Holzhackschnitzel sowie Büsingen am 
Bodensee mit Holzhackschnitzel und Solarther
mie) organisiert.

Eigenleistung versus Beauftragung – 
die schwierige Entscheidung zwischen 
Unabhängigkeit und Risikominimierung

Neben der Frage der Energieträger musste ent
schieden werden, wer das Nahwärmenetz planen, 
umsetzen und betreiben sollte. Anfangs hatte man 
die Hoffnung, dass möglichst viele Eigenleistun
gen durch Gemeindemitglieder eingeplant wer
den können. Aber, während in der benachbarten 
Gemeinde Fronhofen ein ortsansässiger Planer einen 
Teil der Auslegung des dortigen Nahwärmenetzes 
übernehmen konnte, fehlten hier entweder die 
Kenntnisse oder aber die Zeit, um Planungsaufga
ben in Eigenleistung zu übernehmen. Die Möglich
keiten der Eigenleistung fielen gering aus.

Ebenfalls musste entschieden werden, welche 
Rechtsform der Nahwärmebetrieb haben sollte. Die 
Ökogruppe stellte die Möglichkeiten und Grenzen 
einer Genossenschaft oder GmbH einem kommu
nalen Eigenbetrieb gegenüber und stellte zähne
knirschend fest: Während die Unabhängigkeit einer 
Genossenschaft sehr reizvoll erschien, gäbe es nie
manden im Dorf, der/die die technischen und wirt
schaftlichen Aspekte des Betriebs eines Heizwerks 
und des Netzes übernehmen könnte. Die Beauftra
gung Externer hierfür käme teuer. Auch würden die 
Risiken nicht unerheblich sein, wenn die Anlage als 
Genossenschaft betrieben würde.

Nach Gesprächen mit dem Ortsbürgermeister 
und den Ratsmitgliedern fiel die Entscheidung 
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schließlich doch für den kommunalen Eigenbe
trieb der Energieversorgung Region Simmern.

Das Solarthermiefeld soll das Wärmenetz in den Sommermonaten alleine versorgen können

Regionale Versorgung – 
regionaler Betreiber

Errichter und Betreiber der Nahwärmeversorgung 
Neuerkirch-Külz sind also die Verbandsgemeinde
werke Simmern mit dem Betriebszweig „Energie
versorgung Region Simmern (ERS)“, der eigens für 
die Durchführung von Energieprojekten wie zum 
Beispiel die Nahwärmeversorgung eingerichtet 
wurde. Die Gründung dieses Betriebszweigs er
folgte am 19.12.2013.

Aufgabenträger sind die Verbandsgemeinde
werke Simmern als Eigenbetrieb, die auch für die 
öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbesei
tigung in der Verbandsgemeinde zuständig sind. 
Die Verbandsgemeinde Simmern mit rund 18.000 
Einwohnern besteht aus 31 Ortsgemeinden und der 
Stadt Simmern, Kreisstadt des Rhein-Hunsrück-
Kreises.

Der Eigenbetrieb verfolgt laut Betriebssatzung 
keine Gewinnerzielungsabsicht. Das gilt auch für 
den Betriebszweig ERS. Aufgabe und Ziel der ERS 
ist es, vor allem heimische Ressourcen zur Um

stellung von fossiler auf erneuerbare Energie ein
zusetzen. Sie versteht sich primär als Dienstleister 
für Bevölkerung und Gemeinden zur Ermögli
chung einer nachhaltigen und kostengünstigen 
Energieversorgung.

Die Nahwärmeversorgung Neuerkirch-Külz ist 
das dritte und bisher größte Projekt, das von der ERS 
seit ihrer Gründung umgesetzt wird. In der Ortsge
meinde Fronhofen wurde eine Nahwärmeversor
gung für 37 Haushalte errichtet, die zur Wärmever
sorgung ebenfalls zu 100 Prozent regenerative 
Energien einsetzt. Dazu werden zwei Holzhack
schnitzelkessel mit jeweils 300 Kilowatt Wärmeleis
tung eingesetzt. In der Stadt Simmern wird ein Be
reich der Innenstadt mit einem Nahwärmenetz 
versorgt. Die Wärmeerzeugung erfolgt mit einem 
Holzhackschnitzelkessel, einem Erdgas-Blockheiz
kraftwerk (BHKW) und Erdgas-Spitzenlastkesseln.

Solarthermie – Bedenken ausgeräumt, 
aber (zunächst) zu teuer

Mit der Entscheidung für die ERS als Betreiber und 
Errichter entfiel für die Ökogruppe und die Ge
meinden die schwierige Aufgabe, ein Planungsbü
ro auszusuchen, da nun die ERS als Errichter für 
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die Beauftragung eines geeigneten Planers zustän
dig war. Die ersten Treffen zum Ideenaustausch 
fanden mit Beteiligung der ERS, einem Planungs
büro aus Stromberg, der Ökogruppe und der Orts
bürgermeister Anfang 2014 statt, um die Frage der 
möglichen Energieträger zu besprechen.

Eingehaustes Solarthermiefeld

Die Verwendung von Holzhackschnitzeln als 
Energieträger war eine naheliegende Entscheidung, 
da Neuerkirch über ausreichenden Gemeindewald 
verfügt und Holzhackschnitzel gegebenenfalls 
auch lokal bezogen werden könnten. Die Ein
bindung von Solarthermie dagegen wurde anfangs 
außerhalb der Ökogruppe eher mit großer Skepsis 
betrachtet. Ein Solar-Fachmann, der von Mitglie
dern der Ökogruppe nach Neuerkirch eingeladen 
wurde, konnte das Bedenken aus dem Weg räumen 
und die neuesten technischen Daten liefern. Schnell 
wurde klar: Solarthermie ist im Hunsrück machbar 
und sinnvoll, aber auch sehr teuer – für ein kleines 
Nahwärmenetz nicht wirtschaftlich. Das Planungs
büro schlug vor, ganz auf Holzhackschnitzel zu set
zen, mit der Option, zukünftig bei sinkenden Prei
sen für Solarkollektoren die Anlage zu ergänzen. 
Dies war enttäuschend, aber offenbar nicht zu än
dern. Es folgten ein Eckpunktpapier und ein Bürger
gespräch im Frühjahr 2014 sowie die Verteilung der 
Vorverträge.

Überraschend großes Interesse 
und eine ganz neue Ausgangslage

Die überraschend hohe Beteiligung war Fluch und 
Segen zugleich. Plötzlich war das Netz so groß, 
dass eine Anbindung an Külz sinnvoll wurde. 
Schnell wurden die Bürger und Bürgerinnen in 
Külz, die ebenfalls eine eigene Nahwärmeversor
gung planten, informiert, dass eine gemeinsame 
Lösung sinnvoll sein könnte. Somit konnte das Netz 
auf über 100 Objekte erweitert werden, und die 
Einbindung eines solarthermischen Feldes wurde 
auf einmal doch wirtschaftlich! Die Kehrseite dieser 
Entwicklung war, dass ein neuer Standort für das 
Heizwerk gesucht werden musste. Anstatt mitten in 
Neuerkirch musste dieses jetzt direkt zwischen den 
beiden Dörfern liegen. Auch der Kauf eines geeig
neten Grundstückes für die 1.422 m2 Kollektoren in 
der Nähe des Heizwerks musste auf den Weg ge
bracht werden inklusive Verhandlungen mit Grund
stückseigentümern, die Beauftragung von Boden
gutachten und die Beantragung von neuen 
Genehmigungen. Dies führte natürlich zu einer 
komplett neuen Auslegung des Netzes und des 
Heizwerkes. Gleichzeitig musste die ERS Anträge 
auf Fördermittel des Bundes und des Landes für die 
zwei Dörfer stellen. Entsprechend verschob sich 
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der Termin der Inbetriebnahme immer weiter nach 
hinten. Erst im April 2015 konnte letztendlich mit 
dem Bau des Netzes begonnen werden.

Einweihung des Solarthermiefeldes zwischen Neuerkirch und Külz im September 2016

Förderung und Finanzierung

Die Gesamtinvestitionssumme des Projektes liegt bei 
fast 5 Millionen Euro, von denen ca. 700.000 Euro 
für die solarthermische Großanlage anfallen. In ihrer 
Rolle als Errichter ist die ERS auch für die Finanzie
rung des Projektes zuständig. Diese Aufgabe umfasst 
die Identifizierung und Prüfung von möglichen För
derprogrammen und die zum Teil sehr komplexe Be
antragung der Fördermittel auf Bundes-, Landes- und 
regionalen Ebenen. Nach erfolgreicher Antragsstel
lung konnte das Projekt mit Mitteln aus zwei Förder
programmen finanziert bzw. gefördert werden: 
• dem Programm Nr. 271 „Erneuerbare Energien – 

Premium“ der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW), als Direktkredit mit einem effektiven Jahres
zinssatz von weniger als zwei Prozent und einem 
Tilgungszuschuss von mehr als einer Million Euro, 

• einem Zuschuss aus dem Sonderförderpro
gramm des Landes Rheinland-Pfalz im Rahmen 
des Wettbewerbs Regionalentwicklung Huns
rück-Hahn [1] in Höhe von 480.000 Euro. 

Drei Hausanschlüsse auf engstem Raum 
für Nahwärme und Glasfaser

Eine weitere, zwar kleinere, aber durchaus wich
tige Förderung für die einzelnen Anschlussneh
mer stammt von den beiden Gemeinden selbst. 
Neuerkirch und Külz beschlossen je ein eigenes 
Förderprogramm, damit jedes Haus, das auf rege
nerative Energie umgestellt wird (ob Nahwärme, 
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Pellets, Luft/Wärmepumpe usw.), eine Förderung 
in Höhe von 4.000 Euro erhält. Für jeden an der 
Nahwärme teilnehmenden Haushalt bedeutet 
dies, dass die einmaligen Anschlussgebühren, 
die auch die Kosten für die Wärmeübergabestati
onen beinhalten, gedeckt sind. Beide Gemein
den können diese Förderung dank Pachteinnah
men aus den Windkraftstandorten gewähren und 
damit den lokalen Einstieg in die regenerative 
Energiewende auch im Wärmebereich erleich
tern. Die Förderprogramme bleiben auch für spä
tere Anschlussteilnehmenden bestehen, so lange 
den Gemeinden die finanziellen Mittel hierfür 
zur Verfügung stehen.

Außenansicht des Heizwerks Neuerkirch-Külz

Genehmigungen, Planung und Bau

Baubeginn des Wärmenetzes war im April 2015. 
Für die solarthermische Großanlage sowie die Heiz
zentrale starteten die Bauarbeiten im Oktober 2015. 
Vorausgegangen waren im Jahr 2015 umfassende 

und aufwändige bau- und immissionsschutzrecht
liche Anträge, die von der ERS gestellt werden muss
ten: vorhabenbezogener Bebauungsplan, Antrag auf 
Genehmigung nach § 4 Bundes-Immissionsschutz
gesetz sowie ein gesonderter Bauantrag für die so
larthermische Anlage. Alle Genehmigungsverfahren 
konnten positiv abgeschlossen werden.

Erfreulich war, dass sich während der Baupha
se weitere Bürgerinnen und Bürger für den An
schluss ans Nahwärmenetz entschieden haben, 
trotz sinkender Heizölpreise in dieser Zeit. Ähn
liche Erfahrungen wurden auch in den beiden vor
herigen Projekten der ERS in Fronhofen und Sim
mern gemacht. Insgesamt zeigte die Bevölkerung 
der beiden Gemeinden während der Bauphase 
des Wärmenetzes großes Verständnis für die ent
standenen Einschränkungen und Behinderungen, 
so dass der mehr als einjährige Bauverlauf von 
dieser Seite kaum Probleme zu verzeichnen hatte.

Im Rahmen des Baus des Wärmenetzes wurde 
auch versucht, Synergien zu nutzen und andere 
erdverlegte Medien wie Strom, Kommunikation, 
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Wasser und Abwasser, aber auch Straßen- und 
Gehwegoberflächen zu erneuern. Das gelang 
nicht immer ohne Probleme, da sich bei den ver
schiedenen Medien Höhenlage, Bauablauf, Be
treiber und in Folge auch die ausführenden Firmen 
unterscheiden. Dies führte natürlich immer wie
der zu Koordinationsproblemen und Interessen
konflikten, die aber gelöst werden konnten. Be
sonders erfreulich war, dass im Zuge der 
Rohrverlegung auch ein Glasfaserleerrohr kosten
neutral für jedes Haus verlegt wurde. Neuerkirch 
und Külz werden also künftig über ein schnelles 
Internet mit mindestens 300 Megabit verfügen. Bei 
der Gestaltung des Heizwerks wurde in Zusam
menarbeit mit einem Architekturbüro aus Strom
berg darauf geachtet, dass sich das Gebäude so
weit wie möglich in das Landschaftsbild einpasst. 
Für die Außenfassade wurde daher eine Holzver
kleidung aus unbehandeltem Lärchenholz ge
wählt. Die aufgrund der Größe außen stehenden 
Pufferspeicher und der Kamin wurden hinsichtlich 
der Höhe soweit möglich begrenzt und farblich 
unauffällig beige gestaltet. Dadurch sollte vermie
den werden, dass das Heizwerk, das aus vielen 
Richtungen gut einsehbar ist, optisch einen indus
triellen Charakter aufweisen könnte.

Bei der Holzfeuerung wurde auf robuste Tech
nik Wert gelegt, die auch die Verbrennung von min
derwertigen, naturbelassenen Holzprodukten mit 
großer Stückigkeit (G 100) und hohem Feuchtege
halt (hackfrisch) ermöglicht. Die Austragung aus 
dem zu großen Teilen unterirdischen Holzhack

schnitzelbunker erfolgt mit einem Schubboden,  
einem Kratzkettenförderer und Doppelstoker
schnecken zu den beiden Holzhackschnitzelkesseln. 

Mit Hilfe von Elektroröhrenfiltern werden die 
erforderlichen immissionsschutzrechtlichen Grenz
werte auch hinsichtlich der Staubemissionen sicher 
eingehalten. Die lokale Immissionsbelastung wird 
durch den Ersatz der vielen kleinen, zumeist älte
ren Heizungsanlagen durch die moderne Feue
rung deutlich zurückgehen.

Ziel ist es, in den Sommermonaten den Wär
mebedarf, der sich vor allem aus den Wärmever
lusten des Netzes und dem Warmwasserbedarf 
der Anschlussnehmer zusammensetzen wird, 
durch die solarthermische Großanlage mit über 
1.400 Quadratmetern Kollektorfläche in Verbin
dung mit den beiden je 60 Kubikmeter großen 
Pufferspeichern zu decken. Darüber hinaus soll 
die solarthermische Anlage auch in den Über-
gangsjahreszeiten einen deutlichen Beitrag zur 
notwendigen Wärmeerzeugung liefern. Daher 
wurde in der Ausschreibung auf die Lieferung von 
Vakuumröhrenkollektoren Wert gelegt, die dar
über hinaus nur mit Wasser befüllt sind und auf 
sonstige Zusätze wie Frostschutzmittel verzichten. 
Dies erhöht weiter den Solarertrag und reduziert 
Strombedarf und Wartungsaufwand.

Ein Heizölkessel mit 1.600 Kilowatt Leistung 
dient als Redundanz des regenerativen Systems. Auf 
dem Dach des Heizwerks ist eine Photovoltaik-An
lage mit knapp zehn Kilowatt Spitzenleistung instal
liert, die einen Teil des Strombedarfs abdecken soll.

Im Inneren des Heizwerks
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Sie ist in Richtung Osten und Westen aufgeständert, 
um einen möglichst hohen Eigenverbrauchsanteil 
des erzeugten Solarstroms zu erreichen.

Jeden Tag etwas Neues

Mit der Entscheidung für einen Nahwärmeverbund 
mit Külz begann für die beiden Ortsbürgermeister 
eine sehr arbeitsintensive und turbulente Phase, die 
bis zur Inbetriebnahme anhielt. Die Begleitung des 
Projektes entwickelte sich zu einem nervenaufrei
benden Vollzeitjob. Fast jeden Tag waren die Beteilig
ten mit neuen Herausforderungen konfrontiert: Zum 
Beispiel musste eine Zufahrt zum Heizwerk inklusive 
Brücke geplant, bewilligt und gebaut werden. Immer 
wieder musste der Leitungsverlauf wegen „Überra
schungen“ im Boden, wie beispielsweise falsch ein
gezeichneten Telefonkabeln, Strom-, Abfluss- und 
Wasserleitungen, umgeplant werden. Besonders 
kompliziert waren zwei unterirdische Bachkreuzun
gen für das Wärmenetz aufgrund der nassen Witte
rung während der Bauzeit. Bei der Rohrverlegung für 
das Wärmenetz wurden außerdem an mehreren Stel
len defekte oder veraltete Abwasserkanäle kurzfristig 
erneuert, was letztendlich auch die Bauzeit verlän

gerte. Hinzu kamen etliche Verkehrsbehinderungen, 
Umleitungen im Nahverkehr und vorübergehende 
Straßensperrungen. Sondertransporte brachten die 
zwei Pufferspeicher (je 60 Kubikmeter) und den 18 
Meter hohen Schornstein. 

Allen Hindernissen und Schwierigkeiten zum 
Trotz: Mit der Inbetriebnahme des Heizwerkes ha
ben Külz und Neuerkirch einen konkreten Beitrag 
zum Klimaschutz und zur Daseinsvorsorge in ih
ren Gemeinden geleistet. Damit soll auch keines
falls Schluss mit den Klimaschutzmaßnahmen 
sein. Aktuell werden in den beiden Gemeinden 
neue Ideen in den Bereichen E-Mobilität, Energie
beratung und Stromsparen in Privathaushalten 
und die Eigennutzung von Solarstrom geprüft. Erst 
einmal ist allerdings eine Verschnaufpause für die 
beiden Gemeinden angesagt. n

Quellenangabe
[1] Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 
und Weinbau, Wirtschaftsministerin Lemke gibt die 
Siegerprojekte des Wettbewerbs Regionalentwicklung 
Hunsrück bekannt, 01.12.2014. Download unter: 
mwvlw.rlp.de/de/presse/detail/news/detail/News/
wirtschaftsministerin-lemke-gibt-die-siegerprojekte-
des-wettbewerbs-regionalentwicklung-hunsrueck-be/

VOLKER WICHTER

Ortsbürgermeister 
Neuerkirch

Gebürtiger Neuerkircher, ehren
amtlicher Ortsbürgermeister 
seit 2001.

ANNE FITZGERALD

Arbeitsgruppe Ökologie

Business Coach, seit 1998 
wohnhaft in Neuerkirch, Grün
dungsmitglied der Arbeits
gruppe Ökologie, seit Juli 2014 
Mitglied im Gemeinderat. 

MARC MEURER

Verbandsgemeindewerke 
Simmern

Diplom-Ingenieur (FH), seit 
Mitte 2014 bei den Verbands
gemeindewerken Simmern im 
Betriebszweig Energieversor
gung Region Simmern (ERS).
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EXKURS  >  Kommunale Bürgernahwärmenetze 
im Rhein-Hunsrück-Kreis – eine Erfolgsgeschichte

Bereits seit Beginn des Agenda
21-Prozesses im Rhein-Huns

rück-Kreis im Jahr 1997 beschreitet 
der Kreis den Weg, „Referenzregion 
für Klimaschutz und innovative 
Energiekonzepte“ zu werden [1]. 
Seit 1999 betreibt der rheinland
pfälzische Landkreis ein Energie
controlling für seine Gebäude. Hier
aus wurden ehrgeizige Rückschlüsse 
für energieeffizientes Bauen und 
Sanieren gezogen. Seit 2002 wer
den die kreiseigenen Gebäude 
Schritt für Schritt auf erneuerbare 
Energien umgerüstet. Im Jahr 2011 
hat der Kreistag einstimmig das inte
grierte Klimaschutzkonzept be
schlossen. Seit Mitte 2012 ist der 
Landkreis bilanzieller Stromexpor-
teur, aktuell werden ca. 274 Prozent 
des Strombedarfs aus erneuerbaren 
Energien (überwiegend Windkraft) 
gedeckt. Das nächste ambitionierte 
Ziel ist es, bis zum Jahr 2020 bilan
zieller „Null-Emissions-Landkreis“ 
zu werden. Zur Akzeptanzstärkung 
wird seit dem Jahr 2010 die Wert
schöpfung aus erneuerbaren Energi
en systematisch ermittelt. Der An
sporn besteht darin, 250 Millionen 
Euro jährliche Energieimportkosten 
durch Energieeffizienz und erneuer
bare Energien in regionale Arbeits
plätze und Wertschöpfung umzu
wandeln [2].

Diese dynamische Entwicklung 
basiert auf zahlreichen pioniermäßig 
entwickelten Vorzeigeprojekten pri
vater, gewerblicher und öffentlicher 
Akteure. Daher lautet das Motto un
serer Klimaschutzinitiative „Im Rhein
Hunsrück-Kreis steckt viel Energie…
wir machen was draus!“ Neben den 
riesigen Potenzialen, die Sonne, 
Wind, Wasser und Biomasse liefern, 
ist hiermit ebenfalls die menschliche 
Energie gemeint, welche die Projekte 
Wirklichkeit werden lässt.

Dank dieser Entschlossenheit 
machen sich Ortsgemeinden seit 
zehn Jahren auf den Weg, die fatale 
Abhängigkeit vom Heizöl im Rhein-
Hunsrück-Kreis zu beenden. Bereits 
im Jahr 2006 wurde der erste nach
barschaftlich organisierte Nahwär
meverbund in Fronhofen in Betrieb 
genommen. Mittlerweile sind 13 
kommunal organisierte Nahwärme
verbünde in Betrieb, darunter drei 
von der kreiseigenen Rhein-Huns
rück-Entsorgung in Schulzentren 
betriebene Anlagen, welche mittels 
regionalem Baum- und Strauch
schnitt geheizt werden. Wurden 
durch den ersten Verbund sieben 
Häuser beheizt, so sind aktuell be
reits insgesamt 461 Gebäude im 
Kreis an Nahwärmenetze ange
schlossen. Vor 11 Jahren konnte in 
einer Schule eine erste Hackschnit
zelheizung 60.000 Liter Heizöl im 
Jahr ersetzen – aktuell werden 2,4 
Millionen Liter Heizölimporte durch 
lokale Biomasse vermieden. Der 
Bau eines weiteren Nahwärmever
bundes ist bereits beschlossen. Wei
tere 18 Gemeinden haben ihr Inter
esse bekundet und entsprechende 
Planungen initiiert – zum Nutzen 
der Umwelt und der regionalen 
Wertschöpfung.

Im Jahr 2015 haben die „lokalen 
Macher“ ihre mühevollen und de 
facto autodidaktisch erarbeiteten Lö
sungswege in einem Praxisleitfaden 
„Bürgernahwärmenetze im Rhein-
Hunsrück-Kreis“ öffentlich bereitge
stellt [3]. Für komplizierte technische 
und kaufmännische Fragestellungen 
gibt es nun einen Handlungsleitfa
den für interessierte Gemeinden, und 
dies in kompakter Form. So muss 
nicht jede Ortsgemeinde „das Rad 
neu erfinden“. Der Leitfaden wurde 
durch das Bundesministerium für Bil
dung und Forschung im Rahmen un

seres Projektes „ZukunftsiDeeen“ [4] 
finanziert.

Von Alexander von Humboldt 
stammt der zu den Dorfwärmepro
jekten im Rhein-Hunsrück-Kreis 
passende Satz: „Ideen können nur 
nützen, wenn sie in vielen Köpfen 
lebendig werden“. In diesem Sinne 
sind wir dankbar für unsere enga
gierten Bürgerinnen und Bürger so
wie Gemeinden, die sich mit viel 
Herzblut in unsere lokale Energie
wende einbringen! n

FRANK-MICHAEL UHLE
Klimaschutzmanager
Rhein-Hunsrück-Kreis

Quellenangaben

[1] European Energy Award, Klimalog: 
Der Rhein-Hunsrück-Kreis: Referenz
region für Klimaschutz und inno
vative Energie-konzepte (Projektstand 
2012). Download unter: www.klima
log.de/projekt.asp?InfoID=14790
[2] Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück-
Kreis, Regionale Wertschöpfung, o.J. 
Download unter: www.kreis-sim.de/
Klimaschutz/Ziele-Motto-und-Konzept/
Regionale-Wertschöpfung; Agentur für 
Erneuerbare Energien, Rhein-Hunsrück-
Kreis (Stand 2010). Download unter: 
www.kommunal-erneuerbar.de/
de/energie-kommunen/energie-
kommunen/rhein-hunsrueck-kreis.html
[3] Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück-
Kreis (Hrsg.), Leitfaden Bürgernahwär
menetze im Rhein-Hunsrück-Kreis, 
Simmern 2015. Download unter:  
www.kreis-sim.de/Klimaschutz/
Projekte-und-Kampagnen/B%
C3%BCrgernahw%C3%A4rmenetze
[4] Kreisverwaltung Rhein-Huns
rück-Kreis, ZukunftsiDeeen/Projekt
startseite, o.J. Download unter: 
www.zukunftsideeen.de
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Solare Wärmenetze – eine effiziente Lösung 
für die Wärmewende auf kommunaler Ebene
Solare Wärmenetze – eine effiziente Lösung 
für die Wärmewende auf kommunaler Ebene

Wärmenetze mit erneuerbaren Energien 
bieten Möglichkeiten, bei der Wärme
wende vor Ort effektiv und wirksam 

voranzukommen. Immer öfter werden dabei auch 
große Solarthermie-Freiflächenanlagen eingebun
den. Die Solarthermie ist im Gegensatz zur Geo
thermie überall in Deutschland nahezu unabhängig 
vom Standort verfügbar. Dänische Gemeinden ma
chen es vor: Seit 2010 wurden hier solare Fernwär
meanlagen mit einer thermischen Gesamtleistung 
von rund 800 Megawatt errichtet. Die Rahmenbe
dingungen in Deutschland sind anders, aber auch 
hierzulande machen sich Kommunen auf den Weg, 
die Energie der Sonne in Wärmenetze einzuspei
sen. Die Technologie ist ausgereift und mit einem 
Wärmegestehungspreis bei Freiflächenanlagen um 
50 Euro je Megawattstunde, bzw. 30 Euro mit För
derung, auch wirtschaftlich attraktiv. Die herausfor

derndste Aufgabe für Kommunen, die heute oder in 
Zukunft solare Wärmenetze planen wollen, ist die 
Flächensicherung. 

Wärmenetze mit erneuerbaren Energien als Lösung für die Wärmewende vor Ort

Bedeutung von Wärmenetzen 
für die Wärmewende

Wärmenetze ermöglichen es, erneuerbare Energien 
und Effizienztechnologien effizient und kostengüns
tig in lokale Versorgungssysteme zu integrieren. Sie 
erweisen sich immer mehr als ein Schlüsselelement 
und als effizienter organisatorischer Ansatz für eine 
wirksame Wärmewende vor Ort. Diese Erkenntnis 
setzt sich auch zunehmend in der Energiepolitik, 
bei den Kommunen und lokalen Akteuren durch. 
Wärmenetze in Verbindung mit erneuerbaren Ener
gien und Effizienztechnologien sind bereits Be
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Solare Wärmenetze

standteil der Energie- und Förderprogramme von 
Landesregierungen (z. B. Energiekonzept der Lan
desregierung Baden-Württemberg). Namhafte Or
ganisationen und Institute fordern und entwickeln 
darüber hinaus Umsetzungsstrategien für eine ver
stärkte Integration erneuerbarer Energien in die 
Nah- und Fernwärme sowie deren Ausbau.

Eine grundlegende Fragestellung zur Bewertung 
der Nutzungsoption Wärmenetze ist, mittels wel
cher Strategien das Ziel eines annähernd klimaneu
tralen Gebäudebestands bis zum Jahr 2050 erreicht 
werden kann. In der bisherigen Diskussion wurden 
Wärmenetz-Lösungen gegenüber Maßnahmen an 
der Gebäudehülle und an der Anlagentechnik von 
Einzelgebäuden oft nachrangig betrachtet. Es ist je
doch zu berücksichtigen, dass zum einen derzeit 
jährlich nur ein Anteil von ca. einem Prozent der 
Gebäude energetisch saniert wird und für die Errei
chung des vorgenannten Ziels eine Verdreifachung 
der Sanierungsrate erforderlich wäre. Zum anderen 
hat sich in Untersuchungen gezeigt, dass insbeson
dere bei Bestandssanierungen mit hohen Anforde
rungen bezüglich der Primärenergieeinsparung 
eine Kombination von Nah- oder Fernwärme auf 
Basis erneuerbarer Energien und moderaten Ge
bäudeeffizienzmaßnahmen auch aus Investoren- 
und Nutzersicht wirtschaftlich konkurrenzfähig 
und technisch einfach realisierbar ist.

Unser Nachbarland Dänemark setzt bereits 
seit den 1980er-Jahren auf die Entwicklung der 
Nah- und Fernwärme. Eine gezielt im Verantwor
tungsbereich der Kommunen verankerte Wärme
politik führte dazu, dass der Anteil der netzgebun
denen Wärmeversorgung in Dänemark im Jahr 
2014 bereits etwa 60 Prozent betrug. Der Anteil 
der erneuerbaren Energien an der Nah- und Fern
wärmeversorgung macht etwa 50 Prozent aus. 

Die Anwendungsfelder für den Einsatz er
neuerbarer Energien im Bereich der Wärmenet
ze sind vielfältig. Folgende Fälle sind zu unter
scheiden:

• Nahwärmenetze auf Quartiersebene, z. B. bei 
Neubausiedlungen und Sanierungsgebieten,

• Nahwärmenetze für Energiedörfer,
• städtische Fernwärme.

Insbesondere im ländlichen Raum werden Wär
meversorgungsanlagen immer öfter durch Kom
munen oder lokale Wärmegenossenschaften be

trieben, was zu günstigen Wärmepreisen auf der 
einen und zu einer hohen Akzeptanz seitens der 
Bevölkerung auf der anderen Seite führt. Neben 
dem positiven Effekt aus Klimaschutzsicht profitie
ren die Bürgerinnen und Bürger von Wärmebe
zugskosten, die deutlich günstiger sind als die 
Wärmegestehungskosten aus Einzelheizungen, 
die erneuerbare Energien nutzen.

Generell bieten Wärmenetze folgende strukturelle 
Möglichkeiten und Vorteile:

• Der Einsatz von erneuerbaren Energien in urba
nen Zentren ist aufgrund des Flächenbedarfs 
innerstädtisch und in Einzelgebäuden oft 
schwierig. Wärmenetze ermöglichen hingegen 
die Versorgung urbaner Zentren mit erneuerba
ren Energien mittels zentraler Wärmeerzeugung 
und leitungsgebundener Verteilung.

• Eine zentrale Erzeugung ermöglicht den Einsatz 
aufwändiger Erzeugungstechnologien im höhe
ren Leistungsbereich und deren professionellen 
Betrieb. Hieraus ergeben sich eine höhere Effizi
enz, günstigere Brennstoffe und geringere Emis
sionen durch den Einsatz von Filtertechnik. Eini
ge Energieträger und Wärmequellen sind nur mit 
Wärmenetz nutzbar (z. B. Industrieabwärme 
oder Abwärme aus Biogasverstromung, Tiefen
geothermie, großtechnische Power-to-Heat- und 
Kraft-Wärme-Kopplungs-(KWK-)Anlagen).

• Wärmenetze ermöglichen eine stärkere Kopp
lung des Strom- und Wärmebereichs (Sektor
kopplung), z. B. durch die Kombination mit 
KWK, den Einsatz von KWK auf Basis erneuer
barer Energien oder die Nutzung von erneuer
bare Energien-Überschussstrom mit Power-to-
Heat-Anlagen. Dies trägt insbesondere beim 
Einsatz großer Wärmespeicher zur Flexibilisie
rung der Stromerzeugung bei.

• Einige Wärmeversorger entwickeln Wärmenetze 
als sogenannte Wärmeplattformen, bei denen 
der Betreiber im Wesentlichen die Aufgaben der 
Wärmeverteilung, der Wärmespeicherung und 
des Wärmemanagements übernimmt und eine 
Wärmeeinspeisung Dritter ermöglicht wird. 
Hierdurch werden neue und innovative Ge
schäftsmodelle möglich.
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• Spezifische Vorteile ergeben sich auch für die Nut
zung der einzelnen erneuerbaren Energieträger. 
So sind z. B. bei der Biomassenutzung größere 
Holzheizwerke, die Verwendung von gröberem 
und somit günstigerem Brennmaterial und der Ein
satz von KWK-Anlagen möglich. Solarthermische 
Großanlagen liefern circa fünfmal günstiger Wär
me als Anlagen im Ein- und Merhfamilienhaus
Bereich. Durch Großspeicher werden solare De
ckungsanteile bis etwa 50 Prozent erreicht.

Solare Nah- und Fernwärme in Deutschland

Solarthermie für Nah- und Fernwärme

Wärmenetze, bei denen solarthermische Großan
lagen als Wärmeerzeuger eingebunden sind, wer
den oftmals als solare Nah- oder Fernwärme be
zeichnet. Die erforderlichen großen Kollektorfelder 
werden hierbei auf Freiflächen installiert oder in 

Gebäudedachflächen integriert. Es kommen dabei 
sowohl Flachkollektoren als auch Vakuumröhren
kollektoren zum Einsatz.

Auch in Bezug auf solare Fernwärme schreibt 
Dänemark derzeit eine Erfolgsgeschichte. Seit dem 
Jahr 2010 wurden Anlagen mit einer Gesamtnenn
leistung von circa 800 Megawatt errichtet, der 
Großteil ohne finanzielle Förderung. Die größte so
eben fertig gestellte Anlage hat eine Kollektorfläche 
von 15 Hektar und somit eine Leistung von rund 
100 Megawatt. Diese erfreuliche und dynamische 
Marktentwicklung ist im Wesentlichen auf die sehr 
speziellen Rahmenbedingungen im dänischen 
Fernwärmesektor zurückzuführen, welche letzt
endlich durch die langfristige nationale Wärmepo
litik in Dänemark entstanden. Maßgebliche Ele
mente sind hier z. B. der konsequente Ausbau von 
Wärmenetzen auch in ländlichen Räumen, die ge
nossenschaftliche Organisation der Wärmeversor
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gung verbunden mit günstigsten Finanzierungs
möglichkeiten sowie eine hohe Besteuerung 
fossiler Energiequellen.

Heizwerk und Solarwärmefeld im Energiedorf Büsingen

In Deutschland sind die Rahmenbedingungen 
grundlegend anders, die Solarthermie stellt sich 
jedoch trotzdem als eine interessante und wirt
schaftlich konkurrenzfähige Erzeugungsoption für 
die netzgebundene Wärmeversorgung dar, und 
das Interesse an der Technologie wächst. Im Jahr 
2016 ging in Senftenberg mit einer Kollektorfläche 
von 8.300 Quadratmetern ein neuer Rekordhalter 
in Betrieb. Weitere neue Anlagen sind derzeit in 
Realisierung und darüber hinausgehende Planun
gen liegen bei Stadtwerken und Energiegenossen
schaften auf dem Tisch. Diese Aufbruchphase wird 
in der Übersichtskarte in „Solare Nah- und Fern
wärme in Deutschland“ auf der Vorseite deutlich. 
Sie zeigt große Solarthermieanlagen, die in Wär
menetze eingebunden sind: In Summe sind in die
sem Bereich in Deutschland aktuell 47.500 Qua
dratmeter Kollektorfläche in Betrieb, 5.500 
Quadratmeter in Planung bzw. Realisierung und 
weitere 32.000 Quadratmeter in Vorbereitung.

Energiedorf Büsingen – Solarthermie 
im Sommer, Biomasse im Winter

Nahwärmesysteme für die Wärmeversor
gung kleinerer Städte und Gemeinden in 
ländlichen Gebieten ermöglichen eine 
grundlegende Umstellung der Wärmever
sorgung einer ganzen Ortschaft auf regene
rative Energien. Ein wirtschaftlich interes
santes Konzept für Wärmenetze in solchen 
Energiedörfern ist die Kombination aus 
großflächigen Solaranlagen und Biomasse
heizwerken.

Bei solchen Projekten ist die Einbin
dung der Bürgerinnen und Bürger ein ent
scheidender Erfolgsfaktor.

In Büsingen liefern großflächige Vaku
umröhrenkollektoren mit einer Fläche von 
1.090 Quadratmetern die gesamte Wärme, 
die im Sommer im Wärmenetz benötigt 
wird, wodurch ein unwirtschaftlicher Teil
lastbetrieb der  Biomasseheizkessel vermie
den wird. Durch das im Jahr 2013 in Betrieb 
genommene Wärmenetz werden über 100 
Gebäude mit Wärme aus regenerativen 
Energiequellen versorgt. Dieses vorbildliche 
Konzept ist zukunftsweisend und auf neu 
entstehende Energiedörfer übertragbar.
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-In der Praxis ergeben sich recht unterschied

liche Anwendungskonzepte für solare Nah- und 
Fernwärme: Derzeit entstehen vielerorts neue 
Nahwärmenetze in sogenannten ‚Energiedör
fern‘ in ländlichen Gegenden. Dort wurden in 
einigen Fällen große Freiflächen-Solarthermie
anlagen mit Biomasseheizwerken kombiniert. 
Betreiber können hier Stadtwerke, kommunale 
Eigenbetriebe oder auch Bürgerenergiegenos
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senschaften sein. Solare Nahwärme ist aber 
auch eine Lösung für Neubau- oder Sanie
rungsgebiete, z. B. in städtischen Quartieren. 
Weiter gibt es in Schweden und Österreich 
große Solarthermieanlagen, die – ähnlich wie 
Photovoltaik-Anlagen im Strombereich – die 
erzeugte Wärme in Fernwärmenetze einspei
sen. Insbesondere bei größeren städtischen 
Netzen ist eine dezentrale Einbindung von So
laranlagen mit einer gewissen Mindestgröße 
interessant, wenn z. B. ausreichend große 
Dach- oder Infrastrukturflächen entlang der 
Netztrassen zur Verfügung stehen. All diese 
Konzepte wurden schon vielfach umgesetzt, 
und es liegen langjährige Betriebserfahrungen 
vor. Beispiele sind in den Boxen dargestellt.

Solare Nahwärme Crailsheim Hirten
wiesen 2 – Quartiersversorgung mit 
saisonaler Wärmespeicherung

Nahwärmenetze sind eine aussichtsreiche 
Option für die Wärmeversorgung von Stadt
quartieren, sowohl bei Neubau- als auch bei 
Sanierungsgebieten. Je nach Gebäudeart 
und Ausstattung können solche Netze mit 
niedrigen Temperaturen betrieben werden, 
was der Einbindung von Solarthermie dien-
lich ist. Der solare Anteil derartiger Systeme 
beträgt meist rund 15 Prozent. Durch die 
Einbindung von Saisonalspeichern kann 
sich der solare Anteil an der Gesamtwärme
versorgung bis auf 50 Prozent erhöhen.
In Crailsheim ist auf der Konversionsfläche 
einer ehemaligen Kaserne der US Army ein 
solar unterstütztes Nahwärmesystem für ein 
Neubau- und Bestandsgebiet entstanden. 
Von den 7.300 Quadratmetern Kollektorflä-
che befinden sich gut 5.000 Quadratmeter 
auf einem Lärmschutzwall, weitere Flach-
kollektoren sind auf Wohnbauten und dem 
Schulgebäude installiert. Durch einen saiso
nalen Erdsonden-Wärmespeicher mit einem 
Volumen von 37.500 Kubikmetern wird ein 
solarer Deckungsanteil von 50 Prozent am 
jährlichen Gesamtwärmebedarf erzielt.

Dimensionierung und Wirtschaftlichkeit

Meist werden die Kollektorfelder so dimensioniert, 
dass die Solaranlage in den Sommermonaten die 
komplette Last im Wärmenetz abdeckt und alle 
weiteren Wärmeerzeuger abgeschaltet werden 
können. In der Übergangszeit liefert die Solarther
mie auch Beiträge zur Heizlast im Wärmenetz. Bei 
dieser Dimensionierung puffert der Wärmespei-
cher dann die Wärme von zwei bis drei Tagen, und 
es wird üblicherweise ein solarer Deckungsanteil 
von zehn bis 20 Prozent am jährlichen Gesamt
wärmebedarf im Wärmenetz erreicht.

Dachintegrierte Kollektorfelder der solaren Nahwärme Crailsheim Hirtenwiesen 2
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Klimaschutz und Klimaanpassung in Hamburg

Solarthermie im Freiland mit Einbindung in ein Nah- und Fernwärmenetz

Um auch nennenswerte Anteile an der winter
lichen Heizlast zu erzielen, müssen das Kollektor
feld und insbesondere der Wärmespeicher we
sentlich größer dimensioniert werden. Solche 
saisonalen Wärmespeicher werden meist als 
großvolumige Behälterspeicher mit mehreren 
Tausend Kubikmeter Wasserinhalt realisiert. Auf 
diese Weise kann im Sommer erzeugte Solarwär
me auch im Winter zum Heizen verwendet wer
den, und der solare Deckungsanteil kann auf bis 
zu 50 Prozent des jährlichen Gesamtwärmebe
darfs gesteigert werden. Allerdings liegen für sol
che Anlagen auch die Investitionskosten deutlich 
höher. Erwünschte Synergien ergeben sich, wenn 
diese Wärmespeicher gleichzeitig für eine KWK-

Optimierung oder Power-to-Heat-Anwendungen 
genutzt werden. Die Rentabilität muss im Einzel
fall bewertet werden. 

Die Wärmegestehungskosten bei Solarthermiean
lagen hängen von zahlreichen Faktoren ab, letztend
lich auch von den wirtschaftlichen Vorgaben des zu
künftigen Betreibers. Generell werden bei größeren 
Anlagen Wärmegestehungskosten ohne Förderung 
um 50 Euro je Megawattstunde sowie mit öffentlicher 
Förderung um 30 Euro je Megawattstunde erreicht. 
Neben ihren ökologischen Vorteilen ist die Solarther
mie somit in zahlreichen Anwendungen auch eine 
wirtschaftlich konkurrenzfähige Option gegenüber 
anderen Erzeugungstechnologien. Eine Regelförde
rung mit derzeit sehr attraktiven Konditionen steht 
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über das Marktanreizprogramm (MAP) zur Förde
rung von Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien im Wärmemarkt zur Verfügung. In der 
Regel können durch die MAP-Förderung zwi
schen 40 und 65 Prozent der Investitionskosten 
finanziert werden. Weiter führt der niedrige Be
triebskostenanteil bei Solarthermieanlagen zu ei
ner langfristigen Kalkulierbarkeit und Stabilität 
der Wärmegestehungskosten. Sie sind von Anfang 
an für die gesamte Betriebsdauer von circa 25 
Jahren bekannt. Die wesentlichen Voraussetzun
gen für günstige Wärmegestehungskosten sind 
eine ausreichende Anlagengröße (größer 1 Mega
watt), eine einfache Anlagentechnik (z. B. Frei
landaufstellung), solare Deckungsanteile an der 
Gesamtwärmeerzeugung bis 20 Prozent sowie 
geeignete Netztemperaturen (möglichst unter 90 
Grad Celsius Vorlauftemperatur in den Sommer
monaten).

Graz in Österreich – 
solare Fernwärme für Städte

Große Fernwärmesysteme in Stadtgebie
ten werden meist mit Wärme aus großen 
Heizkraftwerken, Heizwerken oder in
dustrieller Abwärme betrieben. Als Brenn
stoffe finden oft Erdgas, Kohle, Abfall oder 
Biomasse Verwendung. Die dezentrale 
Einbindung großflächiger Solaranlagen ist 
eine Möglichkeit, den Anteil erneuerbarer 
Energiequellen in solchen Systemen zu 
erhöhen.

In Graz speisen über 13.000 Quadrat
meter Kollektoren an drei Standorten direkt 
in das städtische Fernwärmenetz ein. Wei
tere 3.000 Quadratmeter Kollektoren sind 
über Subnetze eingebunden. Die Kollek
torfelder wurden entweder auf Gebäude
dächern, auf Infrastrukturflächen oder als 
Freilandanlagen in und um die Stadt reali
siert. Die Solarwärme reduziert den Anteil 
der Fernwärme aus Gaskesseln. Die Stadt 
Graz hat ambitionierte Pläne, den solaren 
Anteil der städtischen Fernwärmeversor
gung auf circa 20 Prozent zu steigern.

Integration von Solarthermie in das Fernwärmenetz der Stadt Graz

Herausforderung Flächenverfügbarkeit

Solarthermie ist im Gegensatz zur Geothermie 
überall in Deutschland nahezu unabhängig 
vom Standort nutzbar, und es bestehen auch 
keine Beschränkungen bezüglich der Verfüg
barkeit wie zum Beispiel bei der Biomasse. 
Weiter weist die Solarthermie eine sehr hohe 
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Solare Wärmenetze

Flächeneffizienz auf. Je Hektar Landfläche können
pro Jahr circa 2.000 Megawattstunden Wärme er
zeugt werden. Dies sind rund 50-mal mehr als
zum Beispiel bei nachwachsenden Rohstoffen.

Dennoch erweist sich die Findung geeigneter 
ortsnaher und günstiger Flächen oftmals als Her
ausforderung bei der konkreten Projektentwick
lung. Insbesondere in urbanen Räumen besteht 
bei Flächen eine hohe Nutzungskonkurrenz zwi
schen Wohnungsbau, Gewerbeansiedlung und 
Landwirtschaft. Flächen im Außenbereich unter
liegen des Weiteren oftmals dem Landschafts- und 
Naturschutz. Die Montage der Kollektoren auf 
Dachflächen stellt ökonomisch nur bedingt eine 
Alternative dar, da die Kosten für die Installation 
auf Dächern deutlich höher sind als die für große 
Freiflächenanlagen.

Sollen die hohen Anteile an erneuerbarer Wär
me auf lokaler Ebene erreicht werden, erfordert 
dies grundsätzlich die Bereitstellung geeigneter Flä
chen sowie deren Berücksichtigung bei der Raum- 
und Flächenplanung. Möglich wird dies durch eine 
konstruktive Zusammenarbeit der zuständigen Be
hörden (Bau, Naturschutz, Landwirtschaft), eine 
frühzeitige Einbindung der Interessengruppen, eine 
Abwägung der Nutzungskonkurrenzen sowie durch 
die Entwicklung möglicher Synergien mit dem Na
turschutz. So kann die Erarbeitung eines integrier
ten Ökokonzepts (wie z. B. im Projekt Crailsheim) 
die Akzeptanz vor Ort deutlich erhöhen und der 
Kommune als Ausgleichsmaßnahme weitere Vortei
le bringen. Um eine geregelte Steuerung und Siche
rung geeigneter Flächen für die Wärmeerzeugung 
zu gewährleisten, sollten die Instrumente des Pla
nungsrechts genutzt und weiterentwickelt werden.

Beratung und weitere Informationen

Über ein gefördertes Vorhaben bieten das Steinbeis 
Forschungsinstitut Solites, der Fernwärme-Bran
chenverband AGFW und das Hamburg Institut eine 
Initialberatung zur Bewertung der Solarthermie in 
konkreten Projektentwicklungen an. Mit Erfahrun
gen und Wissen aus möglichst zahlreichen prak
tischen Umsetzungen wollen diese Partner interes
sierte Kommunen und Wärmeversorger unterstüt
zen, so dass diesen die Solarthermie zukünftig als 
erneuerbare und emissionsfreie Erzeugungsoption 
zur Verfügung steht.

Weitere Informationen und Veranstaltungshinwei
se unter www.solare-fernwaerme.de. Anfragen an 
sdh.helpdesk@agfw.de. n

THOMAS PAUSCHINGER

Mitglied der Geschäftslei
tung beim Steinbeis For
schungsinstitut Solites in 
Stuttgart (www.solites.de)

Thomas Pauschinger ist seit 
1991 als Wissenschaftler auf 
den Gebieten der thermi
schen Solarenergienutzung 
und Energieeffizienz in Ge
bäuden tätig. Er ist Mitglied 
der Geschäftsleitung von Soli
tes mit Zuständigkeit für inter
nationale Kooperationspro
jekte zu Forschung und 
Entwicklung sowie Wissens
transfer und Marktumsetzung 
von erneuerbaren Energien 
und Energieeffizienz im Wär
mesektor. Thomas Pauschin
ger ist Initiator und Koordina
tor der internationalen SDH-
Vorhaben (SDH steht für Solar 
District Heating, solare Fern
wärme) zur Marktbereitung 
von solarer Nah- und Fern
wärme. Er berät zahlreiche 
Kommunen, Stadtwerke und 
Landesbehörden in diesem 
Bereich.
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Klimaschutz in der kommunalen Praxis:
Information, Motivation, Vernetzung
Klimaschutz in der kommunalen Praxis:
Information, Motivation, Vernetzung

Immer stärker verankern Kommunen das Thema Kli
maschutz in ihrem Aufgabenspektrum und setzen 
in ihrem Wirkungskreis zunehmend vorbildliche 

Maßnahmen um. Das Projekt „KlimaPraxis“ – Kli
maschutz in der kommunalen Praxis: Information, 
Motivation, Vernetzung – beim Deutschen Institut 
für Urbanistik möchte diese positiven Prozesse be
fördern, Impulse aufnehmen und auf andere Kom
munen übertragen. So sollen Kommunen bei den 
Anforderungen und Belangen des Klimaschutzes 
umfassend unterstützt werden, um die Ziele zur 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen errei
chen zu können.

Hinter den Schlagworten Information, Motiva
tion und Vernetzung stehen drei Kernziele:

• Klimaaktive Kommunen erhalten eine „Bühne“, 
um ihre vorbildlichen Aktivitäten bekannt zu 
machen und zu zeigen, welche Möglichkeiten 
Kommunen haben, den Klimaschutz voranzu
bringen.

• Replikationen guter Beispiele werden forciert 
und andere Kommunen entsprechend motiviert 
bzw. unterstützt, diese Ideen aufzugreifen und 
von den Erfahrungen anderer zu profitieren.

• Kommunen werden stärker vernetzt, um Bedar
fe und Herausforderungen sowie Zielsetzungen 
und Vorgehensweisen gemeinsam zu erörtern.

Wettbewerb
Kommunen, die besonders vorbildliche und effek
tive Maßnahmen im Bereich Klimaschutz oder  
Klimaanpassung umgesetzt haben, können am 
Wettbewerb „Klimaaktive Kommune“ (vormals 
Wettbewerb „Kommunaler Klimaschutz“) teil
nehmen, bei dem jährlich Projekte mit Modell- 
und Vorbildfunktion ausgezeichnet werden. Ne
ben dem Preisgeld von insgesamt 225.000 Euro 

verschafft eine Prämierung den Kommunen und 
ihren Klimaaktivitäten öffentliche Aufmerksamkeit 
und Anerkennung. Ausgelobt wird der Wettbe
werb gemeinsam mit dem Bundesumweltministe
rium. Kooperationspartner sind der Deutsche 
Städtetag, der Deutsche Landkreistag und der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund.

Veranstaltungen
Ganzjährig und deutschlandweit werden zahlrei
che Fachveranstaltungen und Praxiswerkstätten zu 
unterschiedlichen Themen angeboten. Kommu
nen haben hier die Möglichkeit, sich praxisnah 
und auf Augenhöhe auszutauschen, und profitie
ren so von den Erfahrungen andernorts. Zusätzlich 
lädt das Difu zusammen mit dem Bundesumwelt
ministerium einmal im Jahr zu einer „Kommunal
konferenz“ ein, auf der auch die Preisträger im 
Wettbewerb „Klimaaktive Kommune“ prämiert 
werden. 

Arbeitskreis
Der Arbeitskreis Kommunaler Klimaschutz institu
tionalisiert den kontinuierlichen Austausch vor
bildlicher und kreativer klimaaktiver Kommunen. 
Ziel ist es, Know-how zu bündeln, Erfahrungen zu 
reflektieren, neue Herausforderungen im kommu
nalen Klimaschutz zu identifizieren und anderen 
Kommunen wichtige Impulse für Klimaschutzakti
vitäten zu geben. Im Arbeitskreis bringen Kommu
nalvertreterinnen und -vertreter ihre Erkenntnisse 
zu unterschiedlichen Themenschwerpunkten ein 
und leiten daraus Empfehlungen für den kommu
nalen Klimaschutz ab, die veröffentlicht werden. 
Der Arbeitskreis bildet ein Netzwerk für den kon
kurrenzfreien Fach- und Erfahrungsaustausch zu 
allen Themen des Klimaschutzes.
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Bisher erschienene Themenhefte

Veröffentlichungen
Abgerundet wird das Angebot durch themenspezifi
sche Veröffentlichungen. Kommunale Fachbeiträge 
und aufbereitete Praxisbeispiele informieren und 
regen zur Nachahmung an. Die Veröffentlichungen 
in der Reihe Themenheft sind als Online- und Print
fassung kostenfrei erhältlich. Bisher sind erschienen:

• Klimaschutz & erneuerbare Wärme
• Klimaschutz & Fläche
• Klimaschutz & Klimaanpassung
• Klimaschutz & Partizipation
• Klimaschutz & Beschaffung
• Klimaschutz & Soziales
• Klimaschutz & Mobilität
• Klimaschutz & Biodiversität
• Klimaschutz & Unternehmen
• Klimaschutz & Abfallwirtschaft
• Klimaschutz & Abwasserbehandlung
• Klimaschutz & Denkmalschutz

Alle Publikationen und Praxisbeispiele sowie In
formationen zu den Veranstaltungen und dem 
Wettbewerb „Klimaaktive Kommune“ erhalten Sie 
unter www.klimaschutz.de/kommunen.

Nationale Klimaschutzinitiative
Gefördert wird das Vorhaben „KlimaPraxis“ vom 
Bundesumweltministerium im Rahmen der Natio
nalen Klimaschutzinitiative (NKI). Mit der NKI ini
tiiert und fördert das Bundesumweltministerium 
seit 2008 zahlreiche Vorhaben, um Energie effizi
enter zu nutzen und Emissionen zu mindern. Ziel 
der Bundesregierung ist es, bis zum Jahr 2020 die 
Treibhausgasemissionen in Deutschland um min
destens 40 Prozent und bis 2050 sogar um 80 bis 
95 Prozent gegenüber 1990 zu reduzieren. n
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